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Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Eltern,

 

die Politik war in den vergangenen Monaten und Jahren sehr aktiv. Durch Aktionismus vor und nach der Wahl 
haben die politischen Parteien der alten und der neuen Regierung mit vielen Neuerungen, Anpassungen dieser 
Neuerungen oder auch Rückschritten in vergangene Jahrzehnte rund um das Schulgesetz – insbesondere auch 
hinsichtlich der Grundschule- für viel Verwirrung, Enttäuschung, Hoffnung oder auch einfach nur Kopfschütteln 
gesorgt.

 

Die Landeselternschaft Grundschulen NW hat sich im Sinne der Eltern von Grundschulkindern im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten intensiv in das Gesetzgebungsverfahren eingebracht. Die Stellungnahmen zum 
Schulgesetz und zur Ausbildungsordnung Grundschule finden Sie im zweiten Teil dieses Heftes. Letztlich 
konnten nur wenige Anpassungen des neuen Gesetzes bewirkt werden.

 

Durch den massiven Protest unserer Mitglieder und auch vieler einzelner Eltern konnte aber zumindest im 
Bereich der Übergangsempfehlungen zur weiterführenden Schule eine neue Regelung gefunden werden: Die 
Grundschule hat nun die Möglichkeit neben der begründeten Empfehlung einer Schulform, die Eignung für eine 
weitere Schulform „mit Einschränkung“ zu bestätigen.

Im Sinne unserer Kindern ist damit zu hoffen, dass der Anteil der Kinder, die an einem Prognoseunterricht 
teilnehmen, voraussichtlich sehr gering sein wird.

 

Zusammenfassend betrachtet ist das neue Schulgesetz zum 1. August 2006 mit einer deutlichen Beschneidung 
von Elternrechten, aber auch von verschiedenen Mitwirkungsrechten, in Kraft getreten. Trotz oder gerade 
wegen dieser Einschränkungen greift die Landeselternschaft Grundschulen NW das Thema „Mitwirkung – 
konkret“ auf. Die vielen Anfragen in unserer Geschäftsstelle zu Mitwirkungsfragen, zu praktikablen 
Vorgehensweisen, zu nicht mehr oder neu im Schulgesetz geregelten Fragen zeigen uns, dass hier ein 
erheblicher Informationsbedarf besteht. Selbstverständlich ist es nicht möglich in diesem Infoheft alle 
Detailfragen zu beantworten, denn damit ließen sich Hunderte von Seiten füllen.

 

Dieses Heft soll Wege aufzeigen, wie die Mitwirkung in Schule gelebt werden kann. Natürlich ist es auch 
wichtig, dass Eltern Schulbasare oder Klassenfeiern aktiv unterstützen, aber Mitwirkung geht bei weitem über 
diese Bereiche hinaus. Hier möchten wir Denkansätze für Elternabende geben, Erwartungen von Eltern an 
Eltern kritisch reflektieren oder die Wichtigkeit des Schulklimas darstellen.

 

Wir hoffen, Ihnen mit diesem Heft neue Ideen und Impulse für Ihre Arbeit vor Ort mitgeben zu können.

Ich wünsche Ihnen weiterhin viel Erfolg und Durchhaltevermögen bei Ihren „Schularbeiten“.

 

Martin Depenbrock 
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16.03. Gespräch mit CDU-Fraktion Hr. 
Kaiser, Düsseldorf (Hr. Depenbrock)

22.03. Länger gemeinsam Lernen, 
Dortmund (Hr. Depenbrock)

24.03. Sitzung Projektbeirat Selbständige 
Schule, Dortmund (Hr. Depenbrock)

27.03. Gespräch zum Schulgesetz mit 
Lehrer- und Elternverbänden, Essen 
(Hr. Maier)

27.03. Infoabend zum Schulgesetz 
Stadtelternschaft Aachen (Hr. 
Depenbrock)

01.04. Grundschultreff und 
Mitgliederversammlung Castrop-
Rauxel (Vorstand)

26.04. Mitgliederversammlung Städtetag, 
Dortmund (Hr. Depenbrock)

26.04. Die beste Schule für NRW, 
Dialogveranstaltung der SPD, 
Düsseldorf (Fr. Collenberg, Fr. 
Völxen )

02.05. Gespräch zum Schulgesetz mit 
Lehrer- und Elternverbänden, 
Dortmund (Hr. Depenbrock)

04.05. Funkhausgespräche WDR5, Köln 
(Fr. Völxen, Hr. Depenbrock)

13.05. AK Grundschule des 
Grundschulverbandes, Dortmund 
(Hr. Depenbrock)

18.05. Gespräch zum Schulgesetz mit 
Lehrer- und Elternverbänden, 
Dortmund (Hr. Depenbrock)

19. - 21. 05. Frühjahrsplenartagung, 
Bundeselternrat, Porta Westfalica, 
(Fr. Collenberg, Fr. Denkhaus)

22.05. Vorstandssitzung, Dortmund 
(Vorstand)

24.05. Anhörung im Landtag zum 
Schulgesetz, Düsseldorf (Fr. Völxen, 
Hr. Depenbrock)

20.06. Anhörung im Landtag zur AO 
Grundschule, Düsseldorf (Fr. 
Völxen, Hr. Depenbrock)

F E R I E N

10.08. Gemeinsame Pressekonferenz mit 
Ministerin Sommer und VBE zur 
Leseinitiative Staatskanzlei, 
Düsseldorf (Hr. Maier)

17.08. Klausurtagung des Forums zur 
Förderung von Kindern, Düsseldorf 
(Fr. Völxen)

27.08. Vorbereitung der Vorstandssitzung, 
Bochum (Fr. Collenberg, Hr. 
Depenbrock,Hr. Maier, Fr. Völxen )

04.09. Vortrag Elternmitwirkung, FBS Selm 
(Fr. Völxen, Hr. Maier)

04.09. Sondersitzung des Forums zur 
Förderung von Kindern, Dortmund 
(Fr. Völxen)

11.09. Vorstandssitzung, Dortmund 
(Vorstand)

26.09. Gespräch mit Frau Schneider, MSW, 
Düsseldorf (Hr. Depenbrock, Fr. 
Völxen)

26.09. Verbändetreffen mit Fr. Ministerin 
Sommer, Düsseldorf (Hr. 
Depenbrock, Fr. Völxen)

28.09. Treffen der 
Kinderunfallkommission, Bergisch-
Gladbach (Hr. Heinlein)
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3. Elternmitwirkung  

3.1 Rechtlicher Rahmen

Mit In-Kraft-Treten des Schulgesetzes wurde das bis-
herige Schulmitwirkungsgesetz aufgehoben. An seine 
Stelle sind die Paragraphen 62 bis 77 des Schul-
gesetzes mit folgenden drei Abschnitten getreten: 

§§ 62 - 64 Grundsätze der Mitwirkung 
§§ 65 - 75 Mitwirkung in der Schule 
§§ 76 - 77 Mitwirkung beim Schulträger 
und beim Ministerium 

„Lehrerinnen und Lehrer, Eltern, Schüle-
rinnen und Schüler wirken in

vertrauensvoller Zusammenarbeit an der 
Bildungs- und Erziehungsarbeit

der Schule mit und fördern dadurch die 
Eigenverantwortung in der Schule.“ 

Mit dieser zentralen Aussage beginnt der Mit-
wirkungsteil des Schulgesetzes. Das Mitwirkungs-
spektrum beinhaltet damit wichtige Themen wie 
Schulprogramm, Qualitätsentwickung, neue Unter-
richtsformen, Umfang der Hausaufgaben, Schulhaus-
halt oder die Wahl der Schulleiterin / des Schulleiters. 

Mitwirkung bezieht sich aber bei weitem nicht nur auf 
diese eher planerischen, zukunftsgerichteten Ent-
scheidungen sondern, sehr oft auch auf konkrete Pro-
blemsituationen. Gerade hier sind die Möglichkeiten 
der Elternvertreter nicht zu unterschätzen. Oft kann 
ein offenes, deutliches Gespräch mit der Schulleitung, 
dem Schulrat oder dem Vertreter der Bezirksregierung 
sehr viel bewirken.

Besonders wichtige, aber oft vergessene Pflichten und 
Rechte sind in §62 niedergelegt:

• Die an der Mitwirkung Beteiligten sind bei ihrer 
Tätigkeit in den Mitwirkungsgremien ver-
pflichtet, die Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften (also auch Datenschutz etc.) zu be-
achten.

• Die  aufgeführten Mitwirkungsgremien können 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit zu allen 
Angelegenheiten der Schule Stellungnahmen 
abgeben und Vorschläge machen. Sie haben 
Anspruch auf die erforderliche Information. 
Gegenüber der Schulleitung haben sie ein 
Auskunfts- und Beschwerderecht und 
Anspruch auf eine begründete schriftliche 
Antwort.

• Die Mitglieder der Mitwirkungsgremien sind 
bei der Ausübung ihres Mandats an Aufträge 
und Weisungen nicht gebunden.

• Bei der Festsetzung von Sitzungsterminen ist 
im Übrigen auf die Berufstätigkeit der Mit-

glieder Rücksicht zu nehmen.
• Die Schule stellt den Mitwirkungsgremien die 

notwendigen Einrichtungen und Hilfsmittel zur 
Verfügung (also z.B. Räume oder Kopierer).

In diesem Infoheft kann nur ein Teil der Aspekte und 
Möglichkeiten angesprochen werden, darüber hinaus 
gibt es eine Vielzahl von Fallsituationen,  die diesen 
Rahmen sprengen würden. Unsere Mitglieder können 
sich aber jederzeit mit unserer Geschäftsstelle in 
Verbindung setzen, um dort Hilfestellung zu  erhalten.

Die jeweils aktuellen rechtlichen Bestimmungen sind 
unter www.bildungsportal.nrw.de abrufbar.

3.2 Warum ist Mitwirkung wichtig?

(Auszug aus „Praxishilfen Elternmitwirkung / Bedeutung / Juni 2005, 
www.elternmitwirkung.ch/uploads/media)

Oberstes Ziel der Elternmitwirkung ist eine Qualitäts-
steigerung von Bildung und Erziehung der Schüle-
rinnen und Schüler. 
 
Kontakte zwischen Schule und Eltern, in unterschied-
lichen Formen und auf unterschiedlichen Ebenen, 
bilden die Basis für eine gute Zusammenarbeit. 
Elternmitwirkung sorgt deshalb für regelmässige 
Kontakte zwischen Schule und Eltern und unter den 
Eltern. 

 

Gesicherte Kontakte, transparente Information und 
gemeinsames Tun schaffen gegenseitig Verständnis, 
Respekt und Vertrauen. 

 

Elternmitwirkung macht Rollenunterschiede bewusst 
und bemüht sich um die gegenseitige Anerkennung. 
Elternmitwirkung klärt die Rollen und Aufgaben der 
Beteiligten und regelt die Beziehung Schule–Eltern. 

 

Im Schnittbereich der gemeinsamen Zuständigkeit von 
Schule und Eltern werden Entscheidungen gemeinsam 
gefällt. Wo Eltern Betroffene sind, werden sie 
einbezogen. Wo ihr Blickwinkel und ihre Erfahrungen 
wichtig sind, werden sie in Feedbackprozesse 
eingebunden. 

 

Elterngremien bieten den Eltern eine Plattform, um 
ihre Anliegen einzubringen. 

 

Viele Eltern haben private und berufliche Kompeten-
zen, Mittel, Beziehungen und Zeit, welche für die 
Schule genutzt werden können. Elterngremien sind 
Lobbys für schulische Interessen und finanzielle Mittel. 
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Elternmitwirkung setzt sich für die Integration aller 
Schülerinnen und Schüler und aller – insbesondere 
auch der schulfernen – Eltern ein. 

 

Friedliches Zusammenleben im Lebensraum Schule 
und wirksames Unterrichten benötigen Verhaltens- 
und Arbeitsregelungen. Die Wirksamkeit erhöht sich, 
wenn sie gemeinsam mit den Betroffenen erarbeitet 
und von ihnen mitgetragen werden. Ebenso steigt der 
Erfolg erzieherischer Massnahmen, wenn Eltern und 
Lehrpersonen am gleichen Strick ziehen. 

 

Durch die Elternmitwirkung wird die Zusammenarbeit 
institutionell verankert und damit dauerhaft gesichert. 

 

Die Elternmitwirkung ist ein Gewinn für alle: Für 
Schülerinnen und Schüler (klarere Orientierung, in-
teressante Projekte, Unterstützung etc.), Eltern 
(Einfluss, Meinungs- und Erfahrungsaustausch, ge-
regelte Kommunikationswege etc.) und Lehrpersonen 
(Rückmeldungen, Ressourcen, geteilte Verantwortung 
etc).    

3.3 Wichtige Einflußfaktoren 
(Auszug aus „Prima-Klima Modul1, www.anschub.de) 

Der Nutzen muss f r alle Beteiligten erkennbar sein. ü

 

Arbeitsverdichtungen und Arbeitsbelastungen haben in 
allen Berufsfeldern zugenommen. Zeit, Energie, 
physische und psychische Kräfte und Motivation sind 
wertvolle Ressourcen. Wenn diese Ressourcen ge-
fordert sind, sollten die Beteiligten von vornherein den 
Nutzen für sich ausmachen können. Die Schritte im 
Prozess sollen überschaubar, erreichbar und Erfolg 
versprechend sein.

 

Es ist wichtig, dass die Ziele persönlich bedeutsam 
und sinnstiftend sind. Die gemeinsame Zielperspektive 
drückt den „Win-Win-Ansatz“ aus: Alle Beteiligten 
profitieren, sie können durch ihre Beteiligung 
gewinnen. Gemeinsame Ziele können sein: 

 

• den Lernerfolg und das Wohlergehen der 
Schüler/innen zu steigern, 

• das Konfliktpotenzial zwischen Eltern, 
Lehrerinnen und Lehrern zu vermindern, 

• das, was in der Schule passiert, 
transparent und verstehbar zu machen

• die Aufgabenverteilung zwischen Eltern 
und Schule zu klären und 

• Kooperation zu entwickeln und zu 
verankern. Räume und Zeiten bewusst 
gestalten.

 

Die Wertschätzung für das, was getan wird, drückt 
sich auch darin aus, in welchem Rahmen das 
Geschehen stattfindet, ob der Rahmen überhaupt 
bewusst wahrgenommen und gestaltet wird. Das gilt 
besonders auch für die Räume und Zeiten, in denen 
die Kommunikation zwischen Eltern und Lehrer/innen 
stattfindet. Schule ist nicht nur Arbeits- und Lebensort 
für Lehrer/innen und Schüler/innen, sondern auch 
Begegnungsraum für Eltern und Lehrer/innen. 

 

Die Schule sollte sich auf diese Funktion vorbereiten. 
Neben den „klassischen Treffpunkten“ wie Beratungs-
tage, Elternabende oder Elterngremien sollte ein 
„Elternraum“ vorhanden sein, der Eltern sichtbar eine 
„Heimat“ in der Schule gibt und der eine angenehme, 
angst- und hierarchiefreie Gesprächsatmosphäre 
bietet. Ein Elternraum kann Treffpunkt für Eltern im 
gesamten Tagesablauf sein, z. B. der Treff für die 
Lesemütter, das Elterncafé, der türkische Müttertreff, 
die Elterninternet-AG. Der offene Elternraum 
signalisiert: Eltern gehören (in bestem Sinne) zum 
Inventar. Sie gehören dazu und sind jederzeit 
willkommen.   

 

Sprechtage laufen dagegen zu oft noch nach 
folgenden Mustern ab: Häufig finden Gespräche in 
einem Arrangement statt, das eher einer klassischen 
Arzt-Patienten- Situation entspricht. Unpersönlich in 
Wartezimmeratmosphäre auf eine Reihe von 
Schülerstühlen verbannt, die Nummer zum Aufgerufen 
werden in der Hand wie an der Wursttheke (wenn der 
„Elternsprechtag“ entsprechend organisiert ist), oder 
einer mysteriösen willkürlichen Warterei ausgeliefert, 
so erleben sich Eltern häufig schon vor dem 
eigentlichen Gespräch. 

 

In der Situation selbst bleibt die Distanz in der Regel 
durch das Lehrerpult gewahrt. Mappen, Klassenbü-
cher, Literaturstapel bilden gleichsam einen Schutz-
wall oder doch zumindest eine beeindruckende, oft 
sogar einschüchternde Kulisse. Lehrer/innen versu-
chen, die Termine in bestimmten Taktzeiten abzu-
arbeiten, manchmal nach Erinnerung an den eigentli-
chen Gesprächsgegenstand (der Schüler, die Schü-
lerin) suchend, weil man in so vielen Klassen und 
Kursen eingesetzt ist. Denn es ist  längst noch keine 
gängige Praxis, Beratungstage immer mit den Schü-
ler/innen stattfinden zu lassen. 

 

Geknebelt durch enge Zeitkontingente konfrontieren 
die Lehrer/innen die Eltern häufig mit zwei Standard-
botschaften. Entweder werden sie begrüßt: „Sie hätten 
nun doch wirklich nicht kommen müssen. Es läuft 
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doch alles. Es kommen immer nur die, die es nicht 
nötig haben.“ Oder aber das Gespräch wird eingeleitet 
mit: „Gut, dass Sie endlich da sind. Das wird aber 
auch mal Zeit. Sie hätten schon längst dringend mit 
mir sprechen müssen. Haben Sie eigentlich nichts 
gemerkt?“ Beide Botschaften sind fatal. Signalisiert 
die Erste, unauffällig sein oder mitschwimmen können 
reicht, es gibt keine Hinweise darauf, wie auch 
leistungsstarke Schüler/innen weiter zu motivieren 
sind, wie Leistung anerkannt wird, so läutet das zweite 
Szenario ein „Tribunal“ ein. Die Probleme werden den 
Eltern komprimiert aufgetischt und übergeben. 
Lehrer/innen haben ihre Informationspflicht 
abgearbeitet. Ob das Gespräch Lösungen für die 
Probleme gebracht hat, ist häufig fraglich. Gab es 
dafür überhaupt Zeit und Muße, konnten Kollegen 
oder andere Berater dazukommen usw.? Können die 
gemeinsamen Verantwortlichkeiten von Schule, 
Elternhaus und dem Schüler, der Schülerin be-
schrieben werden und wer übernimmt welche Aufgabe 
im weiteren Prozess? Die Gestaltung der formellen 
Begegnungen zwischen Eltern und Schule verlangt 
neue Aufmerksamkeit und bewusste Gestaltung. 

 

Ein weiteres Entwicklungsfeld sind die informellen 
Begegnungen. Sie bieten vor allem die Möglichkeit, 
sich abseits der Lehrer- und Elternrolle kennen zu 
lernen und unbelasteter die Beziehungen zu pflegen. 
Sie bieten die Chance, zu wertvollen vertrauens-
bildenden Bestandteilen des Schullebens zu werden. 
Wer gemeinsam lacht, tanzt und feiert, ist auch in 
kritischeren Situationen eher bereit, einen Ver-
trauensvorschuss zu geben. 

 

Deshalb kann die Bedeutung einer Kultur an der 
Schule, die ungezwungene Begegnung ermöglicht, 
nicht hoch genug eingeschätzt werden. Das schließt 
den gemeinsamen Arbeitseinsatz z. B. im Schulgarten 
genauso ein wie das Weinfest, den Tanzabend, die 
Kabarettveranstaltung, das gemeinsame Essen und 
Trinken und sportliche Angebote. 

 

Räume und Begegnungsanlässe sind die eine Seite 
der Medaille. In der Schilderung der Sprechtagssitua-
tionen ist das Zeitproblem schon angeklungen. In 
einem Ganztagskonzept ist es sicherlich einfacher, die 
Zeiten bewusst alternativ zu gestalten und Beratungs- 
und Gesprächszeiten besser zu integrieren. Darüber 
hinaus muss die Schule die Veränderungen in der 
Arbeitswelt und im Erwerbsleben der Eltern 
wahrnehmen und berücksichtigen. Wie soll z. B. die 
Mutter, die im Einzelhandel bis 20 Uhr an der Kasse 
sitzt, den Elternabend um 19.30 Uhr besuchen 
können? Veränderte Ladenöffnungszeiten, erweiterter 
Schichtbetrieb zur Anlagenauslastung, erwartete 
Bereitschaft zu kurzfristig anberaumten Überstunden, 
die finanzielle Notwendigkeit, mehrere Minijobs zu 
kombinieren, all das sind Hinweise darauf, dass eine 
große Gruppe von Eltern objektive Schwierigkeiten 

mit dem Zeitraster haben kann, das von der Schule in 
traditioneller Weise genutzt wird. Auch aus diesem 
Grund bietet es sich an, Zeiträume für Begegnung und 
Gespräch, für gemeinsame Aktionen neu zu finden 
oder zu verlagern.

 

Zwei Aspekte sollten dabei gleich mitgedacht werden: 
Die Schule sollte

Kooperationen suchen und Unterstützung nutzen, z. B. 
durch Arbeitsloseninitiativen,

Bildungswerke, Familienbildungsstätten, Gewerk-
schaften und Betriebe, Kirchen, Wohlfahrtsverbände, 
Stiftungen, RAA (Regionale Arbeitsstellen zur 
Förderung der Kinder und Jugendlichen aus Zu-
wandererfamilien) oder ausländische Elternvereine.

 

Das gilt besonders dort, wo bildungsferne Familien an 
die Schule herangeführt werden sollen. Schulen, die 
sich so öffnen, machen die ersten Schritte auf dem 
Weg zu einer „Bildungs- und Entwicklungs-
agentur“ im Stadtteil. Schulen brauchen solche Ko-
operationen, denn sie können die nötigen Aufgaben 
nicht alleine schultern. Weiterhin sollten innerhalb der 
Schulorganisation Zeiten für die zu entwickelnde 
gelingende Kommunikation bewusst definiert und von 
Eltern, Lehrer/innen und Schülerschaft in den Schul-
gremien beschlossen werden. Das kann auch bedeu-
ten, für gemeinsame pädagogische Tage eigentliche 
Unterrichtszeit einzusetzen.

 

Es gibt sie nicht: die Eltern, die Lehrer und Leh-
rerinnen.

Weder die Gruppe der Eltern noch die der Lehrer/in-
nen ist einheitlich. Sie treffen mit unterschiedlichen 
Erfahrungen (auch ihren eigenen Erfahrungen mit der 
Schule), Haltungen, Befürchtungen und Motivationen 
aufeinander, kommen unter Umständen aus 
verschiedenen Lebenswelten und Lebenszuschnitten, 
Lebenslagen, Lebensstilen und kulturellen Identitäten.

 

Lehrer/innen sind in der Regel durch ihre Ausbildung 
nicht auf die Aufgabe vorbereitet, Eltern zu beteiligen. 
Es gibt diejenigen, die diese Aufgabe nicht ak-
zeptieren, und andere, die Motor für die gesamte 
Schule in Sachen Elternarbeit sind. Eltern bringen 
ebenso ganz unterschiedliche Einstellungen der 
Schule gegenüber mit. Von Desinteresse bis zur 
Angst, vom Lobbyismus für das eigene Kind bis zum 
unermüdlichen, anwaltschaftlichen Engagement für 
alle Kinder, für die gesamte Schule.
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3.4 Erwartungen an Elternvertreter
(Auszug aus „Elternrat Niedersachsen, www.elternrat-
niedersachsen.info) 

Wer ein Amt in der Elternvertretung übernimmt, 
muss mit recht unterschiedlichen Erwartungen 
rechnen: 

• die Eltern, die Sie gewählt haben, erwarten, dass Sie 
ihre Interessen und Meinungen vertreten; 

• für Lehrer und Schulleiter sind gewählte 
Eltervertreter „besondere“ Eltern – manche 
Dinge müssen sie mit Ihnen anders besprechen 
als mit Eltern, die kein Amt haben. 

• auch zu Hause, im Umgang mit den eigenen 
Kindern, wirkt sich ein Amt in der 
Elternvertretung aus – man muss sich ja ein 
Bild von den laufenden Dingen in der Klasse 
und Schule machen. 

 

Drei Beispiele: 

Beispiel 1: Frau S. ist Vorsitzende der 
Klassenelternschaft der Klasse d der Grundschule 
in A. Der Vater eines Jungen ruft sie an und sagt, 
dass die Kinder zu viele Hausaufgabe machen 
müssen. Er fügt hinzu, dass andere Eltern der 
Klasse das auch gesagt hätten. 
Sollte Frau S. mit der Klassenlehrerin reden? Sollte 
sie nach den Namen der anderen Eltern fragen? 
Nichts tun – es betrifft ja nicht ihre Petra? Oder zu 
einer Elternversammlung einladen? 
Frau S. hat sich so entschieden: Nach einem 
Gespräch mit dem Vorsitzenden des 
Schulelternrates hat sie mit der Klassenlehrerin 
einen Termin für einen Elternabend zum Thema 
Hausaufgaben vereinbart. Das hatte ihr der 
Vorsitzende des Schulelternrates geraten. 

Beispiel 2: Herr C. ist Vorsitzender des 
Schulelternrates des Gymnasiums in Z. Es ist 
üblich, dass zu Beginn des Schuljahres eine 
Gesamtelternversammlung stattfindet, in der der 
Schulleiter und der Schulelternratsvorsitzende 
einen Jahresbericht geben. Die Berichte, die Herr 
C. im letzten Jahr gehört hat, waren sehr allgemein. 
Schulleiter und Schulelternratsvorsitzender haben 
bisher Punkte, die nach Meinung von Herrn C. 
erörtert werden sollten, kaum berührt. Er denkt an 
Dinge wie: Prozentsatz der nichtversetzten Schüler 
in den einzelnen Klassenstufen, Veränderung des 
Zensurenspiegels bei Lehrerwechsel, Gebrauch 
von vervielfältigten Blättern mit mangelhaften 
Quellenangaben, gegenseitige Unterrichtsbesuche 
von Lehrern, Absprachen im Hinblick von 
Hausaufgaben, ausländische Schüler usw. 
Sollte er solche Fragen ansprechen? Also eine 
Sitzung des Schulelternrates ansetzen? Was ist 
Sache des Schulleiters? /Was ist Sache des 
Elternratsvorsitzenden? 
Herr C. hat sich so entschieden: Er hat sich mit 

dem Schulleiter getroffen, und sie haben 
gemeinsam überlegt, wie die Berichte aufgeteilt 
werden. 

Beispiel 3: Herr H. ist Vertreter der 
Klassenelternschaft der Klasse 9 einer Realschule 
in der Zeugniskonferenz. Am Abend vor der 
Versetzungskonferenz wird er von einem Vater 
angerufen. Der Vater erklärt ihm, dass nach den 
schriftlichen Arbeiten ein „ausreichend“ in Englisch 
für seinen Sohn wohl möglich sei. Er erwarte, dass 
Herr H. sich für seinen Sohn einsetze. 
Mit einem solchen Anruf hat Herr H. nicht 
gerechnet, als er sich zur Wahl stellte! Soll er für 
dieses Kind in der Konferenz eintreten? Und wie 
steht es mit den anderen Kindern? Was soll er dem 
Vater sagen? 
Herr H. hat sich so entschieden: Er sagt dem Vater, 
dass er ihn wieder anrufen würde, wenn er mit dem 
Vorsitzenden der Klassenelternschaft gesprochen 
habe. Telefonisch kann er nur den Stellvertreter 
erreichen. Sie kommen überein, in der 
Zeugniskonferenz nur dann ums Wort zu bitten, wenn 
der Vater ihnen besondere Gründe nennen kann, die 
bei der Entscheidung über die Versetzung 
berücksichtigt werden sollten. Herr H. ruft den Vater 
an und teilt ihm das Ergebnis dieser Beratung mit. Die 
Gründe, die der Vater im Hinblick auf das 
Zustandekommen der Leistungen seines Sohnes im 
Fache Englisch angibt, sind so allgemein, dass Herr H. 
ihm erklärt, die Elternvertreter würden in der 
Zeugniskonferenz in seinem Fall nicht von der 
Möglichkeit der beratenden Mitwirkung Gebrauch 
machen. 

Das ist die Praxis: Man braucht die persönliche 
Erfahrung mit der Schul- oder Klassensituation, die 
einem das eigene Kind mit nach Hause bringt, 
genauso wie die Meinungen der Lehrer bzw. der 
Schulleitung und anderer Eltern. Erst dann kann 
man sich ein Bild machen. Das sollte man in Ruhe 
tun. Bloß nicht überstürzt in eine Sache 
hineinrennen und sich nicht drängen lassen. Als 
Elternvertreter muss man sich die Zeit nehmen, mit 
allen Beteiligten zu sprechen. Das gehört zum Amt. 
Es mag Gelegenheiten geben, wo ein schnelles 
Handeln im Interesse der Kinder notwendig ist. 
Aber die Regel ist das nicht. Eher gilt: 

• die Erfahrungen, die einem durch das eigene Kind 
ins Haus gebracht werden, 

• die Vorstellungen der anderen Eltern, 

• die Auffassungen der Lehrer, mit denen man auf 
Grund des Amtes sprechen muss, 

 

gegeneinander abwägen. 

Die Elternvertretung ist keine Beschwerdestelle. Die 
gewählten Vertreter sind nicht dazu da, heute von 
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diesem Vater, morgen von jenem Lehrer und 
übermorgen von dem Schulleiter losgeschickt zu 
werden. Solche Erwartungen sollte man getrost und 
möglichst bald nach der Wahl enttäuschen. 
Elternvertreter sind keine Laufburschen. 

3.5 Probleme in der Elternarbeit

• Während das Interesse für schulische 
Belange in den ersten beiden Jahren der 
Grundschule erfreulich hoch ist, verebbt es 
mit den folgenden Jahren zusehends, d.h. 
Ihre Bemühungen werden nur noch von 
einem Teil der Eltern-schaft mitgetragen. 
 

• Der gewählte Elternvertreter hat durch 
Literatur und Erfahrungen Möglichkeiten zur 
Gestaltung eines Elternabends bekommen. 
Im Bewusstsein einer Mehrheit der Eltern ist 
jedoch der Elternabend eine frontal auf den 
Lehrer ausgerichtete Veranstaltung. Die 
Anstrengungen der Elternvertreter werden 
als lästig hingenommen. Sie benötigen Zeit 
und werden, da der „Prophet im Heimatlande 
nichts gilt“ nicht honoriert. 
 

• Ein Teil der Elternschaft teilt mit Ihnen 
nicht die Probleme, die Sie sehen 
 

. 
Bsp.: Sie beschreiben im 
Elternabend die Probleme 
schwächerer Schüler mit der 
Hausaufgabendauer (das Problem 
wurde an Sie herangetragen). In der 
Diskussion bekommen die Eltern 
Oberhand, welche das Problem nicht  
haben, die anderen (betroffenen) 
Elternteile trauen sich nicht mehr 
sich zu arti-kulieren, da sie sich nicht 
bloßstellen wollen oder nicht so 
redegewandt sind. 
(Lösungsvorschlag: Einzelgespräch 
mit dem Lehrer und den betroffenen 
Eltern anstreben). 

 
• Manche Eltern kommen mit sehr 
eigennützigen Problemen zu Ihnen und 
bitten um Unterstützung, die vielleicht gar 
nicht im Interesse der meisten Eltern stehen. 
 

• Oftmals werden Dinge an Sie 
herangetragen, die bereits längere 
Kommunikationswege hinter sich haben 
(Mücke = Elefant). Verlangen Sie 
grundsätzlich Namen von anderen Eltern, 
die die gleiche Sorge auch haben. Fragen 
Sie dann auch diese. 
 

• Ursache mancher Probleme sind 
Missverständnisse. Nicht selten erlebt ein 
Kind eine Situation ganz anders, als sie sich 
tatsächlich zugetragen hat. 
 

• Auch viele Lehrer und Lehrerinnen fühlen 
sich aus der tragenden Rolle am 
Elternabend hinausgedrängt, gerade weil 
auch sie durch Anregungen 
Gestaltungsmöglichkeiten für Elternabende 
gefunden haben. 
 

• Die Rechte des einen finden in den 
Rechten des anderen ihre Grenzen. Dies gilt 
natürlich auch für das Verhältnis zwischen 
Elternhaus und der Schule. Es wäre 
unredlich, an dieser Stelle nicht auch die 
Grenzen der Elternmitwirkung 
anzusprechen. Im Grundsatz ist dies 
einfach: Die Elternmitwirkung darf die 
pädagogische Freiheit und Verantwortung 
des Lehrers nicht einschränken. Auch klare 
rechtliche Regeln und die 
Aufgabenverteilung im Schulwesen können 
durch Elternwillen nicht außer Kraft gesetzt 
werden.  

 
Beispiel für Grenzen: 

Gestaltung und Behandlung des 
Unterrichtsstoffes (keine Mitbestimmung) 
 Stundenplangestaltung (Vorschläge oder 
Anregungen dürfen gemacht werden) 

 
• Konflikte „unten“ lösen 
 

• zunächst sollten die Betroffenen 
miteinander reden und zu einer 
Verständigung kommen, 

• in zweiter Linie sollte der Schulleiter 
eingeschaltet werden, 

• erst dann Schulamt, 
Bezirksregierung oder 
Schulministerium um Klärung bitten 

 

Eltern sind keine Profis (in Pädagogik) (wir 
haben das nicht studiert) und müssen uns  u.a. 
mit vorgefilterten Informationen begnügen.  
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3.6 Prima Klima

Schulklima als entscheidender Faktor

Ein Schulklima, in dem gegenseitige Wertschätzung 
und Anerkennung zwischen Lehrer/innen, 
Schüler/innen und Eltern gedeihen, das die 
Ermutigung und das Zutrauen zum Prinzip macht, das 
unterstützt und herausfordert und vor allem 
niemanden allein lässt, ein solches Schulklima wirkt 
leistungs- und auch gesundheitsfördernd. Das 
Schulklima wirkt hinein in alle Dimensionen der 
Qualitätsentwicklung: z. B. in Bezug auf die Lernkultur, 
die Lernergebnisse und -erfolge, die 
Lehrerprofessionalität und das Management. 

Das Schulklima ist bestimmend für das Schulleben 
und das Ethos in der Schulgemeinde. Um die 
notwendigen Aufgaben zur Qualitätsentwicklung 
erfüllen zu können, braucht die Schule vielfältige 
Unterstützung. Lehrer/innen und Eltern sind nicht nur 
Ziel aller Anstrengungen, sondern gleichzeitig 
unverzichtbare Akteure im Schulentwicklungsprozess. 
Deshalb muss die Verständigung untereinander 
stimmen. 

Kommunikation als Grundlage der 
Schulentwicklung

Gelingende Kommunikation ist gekennzeichnet von 
Vertrauen und Offenheit. Sie signalisiert Respekt und 
Wertschätzung. Sie vermittelt Aufrichtigkeit und 
Einfühlungsvermögen. Die Beteiligten spielen keine 
Rollen und kein „Theater“. Sie sind „echt“ als Person 
und „echt“ in dem Anliegen, das sie kommunizieren 
wollen. Gelingende Kommunikation braucht keine 
Hierarchie, sie macht nicht nieder und klein. Sie ist 
keine Abrechnung, sondern klärt, ermöglicht das 
Verstehen und macht Entscheidungsprozesse 
transparent. Die Beteiligten sind gleichwertig. 
Gelingende Kommunikation stärkt die 
Widerstandsressourcen im Umgang mit Stressoren. 
Eltern, Lehrer/innen und Schüler/innen können in 
Stresssituationen besser Probleme lösen und 
bewältigen:

 

Die Beteiligten fühlen sich in der Situation wohl. Sie ist 
überschaubar, sie kann bewältigt werden. Das 
Anliegen ist verstehbar und ist für alle Beteiligten 
bedeutsam. Es macht Sinn, sich auf den Prozess 
einzulassen. Gesundheitsressourcen werden so 
gestärkt.

 

Gelingende Kommunikation beeinflusst entscheidend 
das Schulklima und schafft damit die Bedingungen für 
erfolgreiches Arbeiten und für das Leben in der 
Schule. Gelingende Kommunikation bewegt, trägt und 

entwickelt den Qualitätsprozess. Sie wirkt selbst als 
ein entlastender, gesundheitsfördernder Faktor: 

• Der Blick wird geöffnet für die Bedürfnisse von 
Schüler/innen, Lehrer/innen und Eltern. 
Physische, psychische, soziale und 
emotionale Aspekte der Leistungsfähigkeit 
und des Wohlbefindens gehören untrennbar 
zusammen.  

• Schätze (Potenziale), die in Eltern, 
Lehrer/innen und Schüler/innen verborgen 
sind, werden sichtbar.  

• Lehrer/innen und Eltern werden ermutigt, sich 
aus tradierten und starren Rollen zu befreien. 
Ängste voreinander und im Umgang 
miteinander werden abgebaut, Vertrauen wird 
gestärkt 

3.7 Die Angst vor den Lehrern und 
die Angst vor den Eltern
(Auszug aus  www.familienhandbuch.de ,“Eltern und Schule als 
Partner“)

Eltern haben oft Angst vor Lehrer/innen und begegnen 
ihnen mit Einstellungen und Gefühlen aus ihrer 
eigenen Schulzeit: So fühlen sie sich ihnen 
unterlegen, befürchten Kritik und eine "Benotung" ihrer 
Erziehungsleistung, unterstellen ihnen Motive und 
Verhaltensweisen, unter denen sie früher selbst 
gelitten haben. Oft haben sie Angst, dass kritische 
Äußerungen über die Lehrer/innen negative 
Konsequenzen für ihr Kind haben könnten. Manche 
Eltern möchten jetzt aber auch das nachholen, was sie 
in ihrer eigenen Schulzeit nicht konnten bzw. worin die 
eigenen Eltern versagten: Sie möchten die 
Lehrer/innen von ihrem "hohen Sockel" herunterholen, 
ihnen endlich die Meinung sagen, die eigenen Kinder 
vor ihnen in Schutz nehmen.

Aber auch die Lehrer/innen haben Angst: vor der 
Konfrontation mit einer ganzen Gruppe von Eltern 
beim Elternabend, vor Gesprächen mit Eltern über die 
schlechten Schulleistungen oder die 
Verhaltensauffälligkeiten ihrer Kinder, vor Eltern, die 
gleich mit dem Schulamt oder Rechtsanwalt drohen. 
Manche befürchten, dass herauskommen könnte, dass 
sie schlechte Pädagog/innen sind, keinen guten 
Unterricht machen oder die Aufmerksamkeit der 
Schüler/innen nicht fesseln können. Sie sind es nicht 
gewöhnt, über ihre Arbeit Rechenschaft zu geben und 
selbst kritisiert zu werden, und reagieren deshalb 
unangemessen auf kritische Äußerungen von Eltern. 
Auch Lehrer/innen haben Stärken und Schwächen, 
aber sie glauben oft, sie müssten eigene Schwächen 
und Ängste verheimlichen, weil sie ansonsten an 
Autorität verlören.
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Natürlich gibt es noch viele andere Gründe für die 
distanzierte Beziehung zwischen Eltern und 
Lehrer/innen. Dazu gehören die immer noch weit 
verbreitete Definition der Rolle von Lehrer/innen als 
Unterrichtende, nicht aber (auch) als Erziehende, die 
Überlastung von Lehrkräften, die fehlende Zeit für 
Elternarbeit, die mangelnde Präsenz in der Schule 
nach dem Unterricht u.v.a.m. Manche Eltern - 
insbesondere von älteren Kindern - suchen nicht 
(mehr) den Kontakt zu Lehrer/innen, haben 
Schwellenangst, interessieren sich nicht für die 
Schulleistungen ihrer Kinder, haben berufsbedingt 
keine Zeit für den Besuch von Sprechstunden und 
Elternveranstaltungen, können sich mangels 
Sprachkenntnissen nicht ausreichend verständigen 
usw. In anderen Fällen sind die Erwartungen 
unterschiedlich: Während Eltern den Kontakt zu 
Lehrer/innen oft für sehr wichtig halten, sind für viele 
Lehrer/innen Elternabende oder Elternsprechtage 
hingegen eine unangenehme Pflicht - und alles, was 
darüber hinausgeht, ist eine zusätzliche Belastung.

3.8 Elternaktivierung 
(aus Soziales Lernen in der Schule, Elke Klein / Karlheinz Timm, 
Landeskooperationsstelle Schule – Jugendhilfe Brandenburg)

 

Einführung und Begründung 
 

Zum Dialog mit allen am Schulleben Beteiligten gehört 
auch die Zusammenarbeit zwischen Elternhaus und 
Schule. Dabei müssen Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede von Erziehungsaufgaben benannt, 
Verantwortlichkeiten geklärt und verbindliche Regeln 
für eine konstruktive Kultur der Zusammenarbeit 
gefunden werden. Vor diesem Hintergrund wird eine 
intensive, kompetente und konstruktive Elternarbeit 
immer wichtiger. Dennoch gestaltet sich die 
Zusammenarbeit zwischen Lehrkräften und Eltern 
nicht immer leicht. 

 

Die Beziehung Schule – Eltern ist bestimmt durch die 
strukturellen Merkmale 

▪ Machtunterschiede, 

▪ Kompetenzkonflikte, 

▪ wechselseitige Ängste. 

 

Hinzu kommt, dass an Schule immer umfangreichere 
Aufgaben herangetragen werden, Schüler/ innen aber 
immer weniger - gerade auch im Sozialverhalten - von 
„zu Hause“ mitbringen. So wird beklagt, dass 
Selbstverständlichkeiten wie Höflichkeit, respekt- und 
wertschätzendes Verhalten usw. scheinbar nicht mehr 
in der Breite gelten, nicht wenige Kinder kein 
angemessenes Frühstück erhielten, sie 
unausgeschlafen in die Schule kämen. Ein Teil der 

Eltern kümmere sich nicht um Hausaufgaben und um 
die Begleichung des unvermeidbaren Kostenanfalls für 
schulische Aktivitäten. Ihre Kinder seien unerzogen, 
viele guckten zuviel Fernsehen, Schwänzen werde 
verharmlost. Gerade die Eltern des wachsenden Teils 
der Kinder mit Problemen kämen nicht zu 
Elternversammlungen. Die Sprache unzähliger Kinder 
verrohe, viele könnten sich nicht mehr jenseits von 
Wehklagen und eiferndem Brüllen artikulieren. 

 

Unstrittig gilt: Ein Teil der Kinder erhält offenkundig 
nicht das soziale und kulturelle Kapital, das für ein 
Gelingen der Schülerrolle notwendig ist. Eltern 
reagieren auf Vorhaltungen mit Misstrauen, das die 
eigene Hilflosigkeit kompensiert, und haben dennoch 
gleichzeitig hohe Erwartungen an die 
sozialpädagogischen Kompetenzen der Schule. 
Lehrer/innen ihrerseits lehnen die Delegation 
erzieherischer Verantwortung der Familie an die 
Schule ab und setzen bei Eltern gleichermaßen 
pädagogische Fähigkeiten und Wissen um 
entwicklungspsychologische Prozesse voraus. 

 

So ist das Verhältnis Schule und Eltern oft gestört und 
mündet nicht immer in eine konstruktive 
Zusammenarbeit, sondern in gegenseitige 
Schuldzuweisungen. Unterschiedliche, nicht 
miteinander abgestimmte oder gar unvereinbare 
Vorgehensweisen sind das Ergebnis; die 
Leidtragenden sind die Kinder und Jugendlichen. 
Einerseits sind Lehrkräfte nach einigen Jahren im 
Umgang mit Eltern durchaus geübt, andererseits 
beklagen sie (auch hier) die fehlenden 
psychologischen und pädagogischen Grundlagen in 
der Ausbildung. Entweder, so Lehrerwahrnehmungen, 
interessierten Eltern sich kaum für die Schule 
(zunehmend gebe es Eltern, die von Lehrkräften 
„nichts wissen wollten“) oder aber sie mischten sich 
überall ungefragt ein. Und so gibt es Schwierigkeiten, 
manche Eltern zu erreichen. Gerade diejenigen, mit 
denen Gespräche besonders wichtig sind, zeigen sich 
häufig nicht besonders kooperativ. 

 

Aber auch nicht über jedem Schultor steht ein 
„Herzlich Willkommen!“ an die Elternadresse. Ohne 
Eltern geht es jedoch nicht. Hier gilt es, eine 
zielgruppengenauere Ansprache zu finden, eine neue 
Kultur der Zusammenarbeit, eine Kultur des 
Vertrauens zu entwickeln. 

 

Deren wichtigste Grundlagen sind: 

▪ ein wertschätzender Umgang miteinander; 

▪ klare Rollendefinitionen seitens der Schule und des 
Elternhauses; 

▪ die Verständigung auf gemeinsame Grundsätze in 
Erziehungsfragen (Gemeinsamkeiten sind die 
Voraussetzung für die Einigung auf Normen und 
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Werte); 

▪ die Entwicklung abgestimmter Handlungsstrategien; 

▪ das Festlegen von Verantwortlichkeiten; 

▪ eine Transparenz der Vorgehensweisen und 
Entscheidungen; 

▪ ein regelmäßiger Informationsaustausch. 

 

Eltern, die erfahren, dass ihre Probleme, vor allem 
ihre Erwartungen an Respekt und ihre Befürchtungen 
ernst genommen werden, sind eher zur Mitarbeit 
bereit. Das betrifft einerseits das eigene Kind. 
Andererseits steigen durch aktivierende, geduldige 
Ansprache Chancen, Eltern zu gewinnen, mit 
leseschwachen Kindern im Unterricht zu üben, Mithilfe 
für die Projektwoche zu finden, Begleitung von 
Klassenausflügen zu gewinnen oder Mitgestaltung bei 
Festen zu erwirken. Werden darüber hinaus Eltern in 
klar definierte Entscheidungen einbezogen und haben 
sie das Gefühl, dass ihnen etwas zugetraut wird, 
erhöht dies die Akzeptanz vieler Entscheidungen. 

 

Einige zukunftsweisende Ideen: 

 

Vision 1: Eltern sind in den Schulalltag einbezogen. 
Eltern führen in der Pause Aufsicht mit; der 
Schülertreff wird von Eltern und Schüler/innen 
gemeinsam gemanagt ... Es gibt einen Honorartopf an 
der Schule, aus dem Eltern als außerschulische 
Bildungsexperten, die den Unterricht anreichern, (ggf. 
symbolische) Anerkennungsbeträge erhalten können. 
Eltern hospitieren häufiger, um ein realistisches Bild 
von Schule zu entwickeln. 

 

Vision 2: Einige Eltern erhalten ein Stückchen 
Lebensbewältigungshilfe durch den/die 
Schulsozialarbeiter/ in, die/der niederschwellige 
Elternbildung anbietet. Man kann sogar das 
Jugendamt gewinnen, mitzufinanzieren, wenn man 
Erziehungsexpert/ innen von draußen holt. 

 

Vision 3: Elternaktivierung geschieht durch kreative 
Elternabende. Eltern werden animiert, im „Huckepack- 
Verfahren“ unmotiviertere Eltern anzusprechen und 
mitzubringen. Es ist an diesen Elternabenden 
„thematisch etwas los“. Das Jugendamt und andere 
Beratungsstellen unterstützen. 

 

Vision 4: Es werden Eltern- und Eltern-Lehrer- 
Stammtische eingerichtet. 

 

Vision 5: Der/die Schulleiter/in (oder der qualifizierte 
Spezialist für Elternarbeit aus dem Kollegium) schreibt 
Elternbriefe, um die Eltern zu informieren, 

einzubinden und für die häusliche Mitarbeit an 
wenigen „goldenen Regeln“ zu gewinnen. 

 

Vision 6: Die geöffnete Nachbarschaftsschule ist ein 
Sozial- und Kulturzentrum. Dort lernen Eltern am 
Computer oder Fremdsprachen, dort wird von 
Erwachsenen getanzt, gesungen und gefeiert. 

 

Hier sind allerdings auch Stolpersteine anzumerken. 
Nicht alle Eltern wollen eine Schule, die erzieherisch 
mit regiert. Eltern empfinden Lehrer/ innen teilweise 
durchaus als erzieherische Konkurrenz oder sehen 
sich zum Beispiel durch Ratschläge bedroht. Schnell 
stellen sich durch die Hintertür „Schwarze-Peter-
Spiele“ und damit eine wechselseitige Abschreibung 
von Hilflosigkeit ein. Noch so gut vorbereitete 
Hausbesuche, Aktivierung zum Besuch von 
Elternabenden oder Versuche der Vermittlung von 
Beratungs- bzw. Jugendhilfeangeboten scheitern, 
wenn Eltern sich bedroht und abgewertet erfahren und 
nicht selbst Wünsche nach Veränderungen entwickeln. 
Dann gelingen im besten Fall vertrauensbildende 
Maßnahmen und es entstehen Erlaubnisse für 
schulisches Handeln. An dem Standard „Statt Eltern 
erziehen, Eltern gewinnen!“ führt aber kein Weg 
vorbei.
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3.9 Praxistipps
 
Gespräche – wie mache ich es richtig?

Tipps für den Gesprächsverlauf

Wie beginnt man ein Gespräch?

Um den Gesprächspartnern die Einstellung aufeinander
zu erleichtern, kann es hilfreich sein, zunächst eine

Gesprächsverbindung herzustellen z.B. über die
Nachfrage, ob der Weg zum Gesprächsort im
Schulgebäude gut gefunden werden konnte. Selbst die
einfache Frage „Wie geht’s?“ signalisiert der bzw. dem
anderen, dass man gesprächsbereit ist.

Wie verhalte ich mich im Gespräch?

Ein Gespräch kann schon einen viel besseren Anfang
nehmen, wenn man der bzw. dem anderen entgegen geht

bzw. sie bzw. ihn abholt. Es kann bedeutsam sein, ob
man während des Gespräches sitzt oder steht und wo
man sich hinsetzt: Sich einander gegenüber zu setzen,
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signalisiert der Partnerin bzw. dem Partner
Gesprächsbereitschaft und Offenheit. Für einen guten
Gesprächsverlauf ist es wichtig, die Partnerin bzw. den
Partner ausreden zu lassen, zuzuhören und dort
nachzufragen, wo man etwas nicht ganz verstanden
hat. Damit gibt man der Gesprächspartnerin bzw. dem
Gesprächspartner das Gefühl, sich für die Sache zu
interessieren. Während des Gespräches sollte man die
Gesprächspartnerin bzw. den Gesprächspartner
ansehen, besonders wenn sie bzw. er spricht.

Zuhören – und mitteilen

Wie höre ich zu?

Wenn Menschen miteinander reden, tun sie dies nicht
nur in dem, was sie sagen, sondern auch in der Art, wie
sie sich dabei verhalten. Nicht nur mit dem Ohr,
sondern auch mit den Augen sollte man zu „hören“.
Alles das, was die eigenen Sinne nicht aufnehmen
können, sollte zusätzlich erfragt oder klargestellt
werden. Nur so kann es gelingen, neben dem
gesprochenen Wort auch zu erfahren, welche
Interessen, Erwartungen, Wünsche und Ängste meine
Gesprächspartnerin bzw. mein Gesprächspartner hat.

Wie ich auch etwas von mir mitteile

Ebenso muss man den anderen wissen lassen, was
einem wichtig ist und warum es so ist, warum man
diese oder jene Erwartung oder Befürchtungen hat.
Ärgert mich im Gespräch etwas, so ist es wichtig, dass
ich überlege, warum ich mich ärgere und welchen Anteil
ich an dem Ärger haben könnte. So verhindere ich,
dass ich meiner Gesprächspartnerin bzw. meinem
Gesprächspartner die alleinige Schuld an meiner
Unzufriedenheit zuschiebe.

Der Gefahr des Missverständnisses begegnen

Manchmal fällt es schwer, den anderen zu verstehen

Bei Meinungsverschiedenheiten und unterschiedlicher
Sicht der Dinge kann ein Perspektivenwechsel helfen.
Man wird die Anliegen der Gesprächspartnerin bzw. des
Gesprächspartners eher verstehen, wenn man sich in
sie bzw. ihn hinein versetzt und überlegt, warum sie
bzw. er anders denkt und handelt.

Wie man auseinandergeht

Es ist ratsam, am Ende zusammenzufassen, was Inhalt
und Ergebnis des Gespräches war. Damit stellt man
sicher, dass beide Seiten das Gleiche wahrgenommen
und verstanden haben. Sollte das nicht der Fall gewesen
sein, so kann man jetzt noch Klarheit schaffen. Diente das
Gespräch nicht nur dem Informationsaustausch, sondern
ging es um Problemlösungen, dann sollten eventuelle
Vereinbarungen klar und unmissverständlich festgehalten

werden. Damit können beide Gesprächspartner
Fehlinterpretationen vorbeugen und spätere
Meinungsverschiedenheiten über das Vereinbarte
vermeiden.

Klassenpflegschaftssitzung

Wie sollen Pflegschaftssitzungen durchgeführt
werden?

Grundsätzliche Überlegungen

Ein Elternabend muß häufig gleichzeitig mehrere
Anliegen erfüllen: Er dient

· der Information von Eltern in schulischen Anliegen, 
vor
allem in Fragen der Unterrichtsgestaltung;

· dem Kontakt mit den Lehrern, vor allem mit dem
Klassenlehrer und

· dem Kennenlernen der Eltern untereinander.

Elternarbeit ist eine ureigene Angelegenheit der 
Eltern,
d.h. der gewählte Klassenpflegschaftsvorsitzennde
(oder sein Stellvertreter) organisiert in Absprache mit
der Klassenleitung und häufig auch mit dessen
Unterstützung den Elternabend.

Das Schulgesetz sieht je Schulhalbjahr eine
Klassenelternversammlung vor . Selbstverständlich
können die Eltern weitere Elternabende, z.B. zu
bestimmten interessierenden Themen durchführen.
Eltern mehrer Klassen können auch gemeinsame
Elternabende organisieren.

Es ist auch nicht "ehrenrührig", Lehrer aus der 
Nachbarschule zu einem bestimmten Thema 
einzuladen oder einen Elternabend auch ohne Lehrer 
durchzuführen.
Um Mißverständnisse zu vermeiden, sollte dies
aber mit der Klassenleitung abgesprochen werden.
Die Erfahrung zeigt, daß die Mehrheit der Eltern 
thematisch
gestaltete Klassenversammlungen nicht kennt
bzw. ihnen kritisch, wenn nicht ablehnend, 
gegenübersteht.
So beschränken sich Elternabende überwiegend
auf organisatorische Fragen oder auf Probleme, die 
der
größere Teil der Schüler mit dem Lehrer hat, oder 
umgekehrt.

Nach anfänglicher Mühe und Startschwierigkeiten
bieten thematische Elternabende oft Gelegenheit
zum Erfahrungsaustausch und zur Meinungsbildung.
Die oft von engagierten Elternvertretern beobachtete
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Mustereinladung zum Elternabend

Namen, Anschriften, Telefonnummern, E-Mail-Adressen
von Klassenelternsprecher/in und Stellvertreter/in

Datum ......

Liebe Eltern der Klasse abc,

wir laden Sie herzlich ein zum 

Elternabend

am (Datum), um (Uhrzeit von – bis)
Ort (Schule, Klassenraum etc. mit Hinweisen, wie der Raum gut zu finden ist)

Unser Vorschlag für die

Tagesordnung

1 ....

2 ....

3 ....

Im Mittelpunkt des Abends wird die Frage nach der Differenzierung stehen, die im Fach …. in unserer Klasse
eine besondere Rolle spielt. Frau X wird ihre bisherige Praxis und die weitere Planung erläutern.
Selbstverständlich besteht die Möglichkeit, Fragen zu stellen. Etwa um 21.15 Uhr sollten wir Herrn G. –
Elternvertreter in der Gesamtkonferenz – Gelegenheit zu einem Bericht über die letzte Sitzung der
Gesamtkonferenz geben.

Wenn Sie weitere Themenvorschläge haben, rufen Sie bitte an, damit wir eventuell noch nötige Informationen
beschaffen können.

Diesmal haben Frau X und Herr Y für Getränke und etwas zum Knabbern gesorgt.
Wir freuen uns auf Ihr Kommen.

Unterschriften
(Klassenelternsprecherin bzw. Klassenelternsprecher und Stellvertreterin bzw. Stellvertreter)
-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Rückmeldeabschnitt bitte bis zur vorgegebenen Frist (Datum) bei der Klassenleiterin bzw. beim Klassenleiter
abgeben:

_________________________________________________________
Name des Kindes:

Am Elternabend werden wir voraussichtlich mit 1/2 Personen – nicht – teilnehmen (nicht zutreffendes bitte
streichen )

__________________________________________________________
Ort Datum Namen
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Sprachlosigkeit oder Interesselosigkeit von Eltern ihrer
Klasse liegt auch darin begründet, daß sie sich nicht
"angesprochen" und verstanden fühlen. An Fragen
mangelt es meist nicht. Und warum sollten nicht 
gemeinsam interessierende Fragen auch gemeinsam
beantwortet werden 

Folgende Grundsätze sollten beachtet werden:

• Prinzip der vertrauensvollen
Zusammenarbeit von Eltern und Schule

• Fragen von allgemeinem Interesse
behandeln

• an der Diskussion sollten sich möglichst
viele beteiligen

• die Diskussion muss sachlich bleiben

• bei der Diskussion muss ein roter Faden
erkennbar sein.

Planung

Zuerst ist zu überlegen, welche Themenwünsche für
den Elternabend bestehen. Werden im Schuljahr nur
zwei Klassenelternversammlungen durchgeführt, wird
eine Fülle von Informationen zu vermitteln sein.
Themen zur Bildung und Erziehung kommen dann
häufig zu kurz. Themen können von allen Beteiligten
geäußert werden, den Eltern und den Lehrern.
Themenliste (s.u.)

Bezüglich der Form des Elternabends ist zu
entscheiden, ob ein kurzer Vortrag mit anschließender
Diskussion am besten zum Thema paßt oder ob die
Eltern beispielsweise in kleinen Gesprächsgruppen 
das
Thema erörtern. Je nach Thema sind Fachleute
anzusprechen. Manchmal ist es auch erforderlich
Arbeitsmaterial vorzubereiten, z.B. ein kurzes Video
oder Kopien.

Terminauswahl
Hierbei sind örtliche Veranstaltungen
(Fußballübertragungen etc.) zu beachten.
Terminvorschläge mit den beteiligten Lehrern
absprechen.

Einladung (siehe Beispiel)
Die Einladung soll spätestens 10 Tage vorher 
schriftlich
allen Eltern und Lehrern der Klasse, sowie ab Klasse 7
auch den Klassensprechern, zugehen. Dabei kann es 
je
nach Tagesordnung vorteilhaft sein, die Lehrer etwa 
1/2
Stunde später einzuladen, um zuvor im Elternkreis
einzelne Probleme diskutieren zu können.
In Verbindung mit der Einladung können 

sachbezogene
Informationen (z.B. Buch- oder Zeitungsauszüge) an
die Eltern gegeben werden.

Themenauswahl
Den Eltern können vor einer 
Klassenpflegschaftssitzung
vorbereitete Themenbögen zur Auswahl von 
Besprechungspunkten oder Diskussionsthemen
vorgelegt werden; auf diesem Wege können sie
unbefangen und anonym die Tagesordnung
mitbestimmen.

Themenvorschläge:

• Arbeitsgemeinschaften, Ergänzungsunterricht

• Arbeitsplan der Klasse

• Berufswahl – Berufsberatung

• Betriebspraktikum

• Bevorstehender Lehrerwechsel

• Bildungsziele der einzelnen Fächer

• Differenzierung/Leistungskurse

• Disziplinschwierigkeiten

• Einführung einer neuen Fremdsprache

• Einführung neuer Schulbücher

• Elternmitbestimmung/Elternmitarbeit

• 

Elternsprechstunde/Elternsprechtage/Elternfortbildung

• Entwicklungsprobleme der Altersstufe

• FachIehrkräfte berichten über Inhalte des Unterrichts

• Ferienarbeit von Schülerinnen und Schülern

• Fernsehkonsum, Computerspiele, Internet

• Fördermaßnahmen

• Förderverein

• Gesundheitserziehung/Ernährung/Umweltschutz

• Gewicht von Schulranzen – Hausaufgaben

• Informationen über die Schule

• Informationen über Schulversuche

• Jugendschutz

• Klassenarbeiten, Tests

• Klassenfeste – Mitarbeit der Eltern

• Lehrerversorgung der Klasse/Schule

• Lehrpläne/Richtlinien

• Notengebung – Zeugnisse

• Ordnungsmaßnahmen

• Plötzliches Versagen in der Schule

• Probleme mit einzelnen Lehrkräften
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• Projekte

• Rauchen und Alkohol in der Schule

• Sammlungen in der Schule

• Schüleraustausch

• Schülerbeförderung

• Schulgebäude/Schulgelände

• Schulkiosk-Angebot (Getränke, Süßigkeiten...)

• Sexualerziehung

• Tag der offenen Tür

• Taschengeld

• Teilung bzw. Aufteilung der Klasse

• Umwelterziehung• Unfallschutz/Unfallverhütung

• Unterrichtsteilnahme von Eltern

•Wandertage/Unterrichtsgänge/Klassenfahrten

•Wettkämpfe und Wettbewerbe in der Schule

Sitzordnung

Im Tagungsraum sollte eine aufgelockerte Sitzordnung
(z.B. Hufeisenform) vorbereitet werden. Der/die Lehrer
müssen in die Gemeinschaft einbezogen werden. Für
notwendige Gruppenarbeit Tische und Stühle so 
stellen,
dass von vornherein in kleinen Gruppen gearbeitet
werden kann.

Protokoll

Die diskutierten Besprechungspunkte und deren
Ergebnisse sollten protokolliert werden. Das 
ermöglicht
eine Ergebnisübersicht der angesprochenen Fragen
und dient der Versachlichung.
Protokollführer sollte zweckmäßigerweise der
stellvertretende Vorsitzende sein. Das Protokoll ist 
vom
Protokollanten und dem Vorsitzenden zu
unterzeichnen.

Wahlmodus

Die Wahl des Vorsitzenden und seines Vertreters 
muss
nach der Wahlordnung geheim durchgeführt werden.
Die Kandidaten, die sich zur Wahl stellen, sollten sich
vorstellen und ihre Ansicht zur Elternvertretung
entwickeln.
Name, Anschrift und Telefon der Gewählten sind
bekannt zu geben.

Ende der Veranstaltung

Vereinbaren Sie mit den Anwesenden die

voraussichtliche Dauer der Pflegschaftssitzung und
halten Sie im Sinne einer gezielten und fruchtbaren
Diskussion den vorgesehenen Endtermin ein.
Anregungen

Am Ende einer Pflegschaftssitzung ist es sinnvoll,
sich Anregungen für die nachfolgenden
Veranstaltungen geben zu lassen. Dazu kann ein
Fragebogen nach unten stehendem Muster
Hilfestellung leisten.
Beispiel: Ihre Hinweise und Anregungen nach dieser
Sitzung sollen dazu beitragen, dass auch die
Folgeveranstaltungen Ihrem Informationsbedürfnis
genügen.
Deshalb möchten wir Sie bitten, uns Ihre Anregungen
mittels dieses Bogens zu geben:

1. Erwartungen an die Pflegschaftssitzung
2. Offene Fragen
3. Veranstaltungsort / Beginn
4. Anzahl der Pflegschaftssitzungen im Schuljahr
5. Als besonders gut würde ich heute beurteilen
6. Verbesserungswürdiges

Langfristige Ziele

• Kontakt zum Lehrer suchen. Wenn es dann mal
zum schulbedingten Gespräch kommt, ist das keine
Ausnahmesituation

• In der Klasse eine „Wohlfühlumgebung“ für Schüler
anstreben, 

• Anstreben, dass sich die Eltern zumindest ein wenig
kennen (Adressliste, Elternstammtisch, Grillabend,
Wandertag)

• Der allgemeine Schulbetrieb wird es danken,

• Leidige Problemthemen wie „andere Kinder 
dürfen mehr, erhalten mehr“ (Taschengeld, 
Fernsehen, Weggehen, Zubettgehen etc.) 
können so effektiver angegangen werden

• Bei Problemen (Krankmeldunge, 
Hausaufgaben nicht verstanden etc.) fällt es 
den Eltern leichter, zu anderen Eltern Kontakt 
aufzunehmen

• Im Notfall lässt sich Elternprotest und 
Widerstand leichter formieren.
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Beispiel des Ablaufes eines
Elternabends in den Klassen 1 und 2:

Thema: Erläuterung der
Beobachtungsgrundlagen

Vorüberlegungen:
Die einzelnen Begriffe der Beobachtungsgrundlagen
müssen mit nachvollziehbaren Inhalten gefüllt werden
Eine rein verbale Erläuterung in Vortragsform könnte
sowohl das Interesse als auch das
Auffassungsvermögen der Eltern in Frage stellen.
Praktische Übungen mit den Eltern erscheinen
sinnvoll, sie bergen allerdings auch die Gefahr, dass
Eltern sich nicht ernst genommen, bzw. auf dem
Prüfstand empfinden und sollten deshalb evtl. nur an
einigen Beispielen durchgeführt werden.

Ablaufbeispiel eines Elternabends als Anregung für
die eigene Gestaltung

Materialien:
Stifte, Texte ( Texte: ?Lesen, was da steht? aus den 
Materialien von N. Sommer- Stumpenhorst )
Zahlenbuch 3, ?Würfel falten? ( Klett Verlag ),
quadratisches Faltpapier 10 x 10 cm

Lehrerin / Lehrer:
Liebe Eltern, wir treffen uns heute, um uns über die
Grundlagen auszutauschen, nach denen Ihr Kind in
der Schule beobachtet wird und nach denen Sie Ihr
Kind zu Hause beobachten sollten. Diese
Beobachtungsgrundlagen werden uns während der
gesamten Grundschulzeit begleiten. Die auf diesen
Grundlagen basierenden Beobachtungen sind
letztendlich auch ausschlaggebend für die weitere
schulische Laufbahn Ihres Kindes.

L. schlägt die Tafel auf, an der die zentralen Begriffe
stehen.
Unser gemeinsames Interesse ist es, dass es Ihrem
Kind gut geht und es entsprechend seinen
Fähigkeiten und Möglichkeiten gefördert wird. Ich
sehe Ihr Kind nur in der Schule, kann es also auch
nur aufgrund dieser Beobachtungen einschätzen. Sie
erleben und beobachten Ihr Kind im häuslichen
Bereich. Um Ihrem Kind gerecht werden zu können,
müssen wir unsere Beobachtungen
zusammentragen. Sie sind Experten für das
Verhalten Ihres Kindes im häuslichen Bereich, ich bin
Expertin / Experte für das Verhalten Ihres Kindes im
schulischen Bereich. Damit wir nicht aneinander
vorbeireden ist es wichtig, das Kind nach denselben
Grundlagen und den damit verbundenen
Anforderungen zu beobachten.

Fangen wir mit den Begriffen Konzentration und
Ausdauer an.

Ich erwarte von Ihrem Kind, dass es sich im 1. 
Schuljahr

10 Minuten auf eine Aufgabe konzentrieren kann und
auch dann bei der Arbeit bleibt, wenn sie ihm z.B. als 
zu umfangreich erscheint. Das bedeutet: In diesen 10
Minuten spricht Ihr Kind nicht mit dem Nachbarn, 
träumt nicht vor sich hin, spitzt nicht den Bleistift an, 
geht nicht zur Toilette, stöhnt nicht, dass alles zu viel 
ist, usw.

Im häuslichen Bereich können Sie das Konzentrations- 
und Ausdauervermögen in allen möglichen 
Situationen beobachten. Wichtig ist natürlich dabei, 
dass Sie ihrem Kind eine Aufgabe stellen, die es 
alleine bewältigen kann Damit Sie nachvollziehen 
können, wie schwierig es sein kann, 10 Minuten 
ausdauernd und konzentriert zu arbeiten, stelle ich 
Ihnen nun folgende Aufgabe:

Sie bekommen von mir ein beidseitig beschriebenes
Blatt. Auf der mit einem Punkt gekennzeichneten 
Seite steht ein Text, der rechtschriftlich richtig ist. Der 
gleiche Text steht auf der Rückseite; allerdings sind in 
diesem Text 12 Fehler.

Ihre Aufgabe in den nächsten 10 Minuten ist es nun,
zunächst den richtigen Text zu lesen und dann die
Fehler im anderen Text zu erkennen und zu 
markieren.
In dieser Zeit geht es Ihnen genauso wie Ihrem Kind: 
Sie reden nicht mit dem Nachbarn und beobachten ihn 
auch nicht, Sie stellen keine Fragen, Sie träumen nicht 
vor sich hin, usw. Sollten Sie vor Ablauf der 10 
Minuten fertig sein, gelten die genannten Regeln 
ebenfalls.
Gibt es noch Verständigungsfragen?

L. beantwortet eventuelle Fragen, teilt Blätter und 
Stifte aus.

Gehen Sie bitte an die Arbeit!

Während der Arbeitsphase geht die Lehrerin / der 
Lehrer durch den Raum, ''ermahnt'' gegebenenfalls 
und schreibt sich auf, welche Eltern nicht dauerhaft
konzentriert sind.

Bitte erzählen Sie, wie Sie sich während der letzten 10
Minuten gefühlt haben.
Fiel es Ihnen leicht / schwer, sich über diesen 
Zeitraum zu konzentrieren?
Haben Sie sich unter Druck gesetzt gefühlt, alle Fehler
zu finden?

Eltern tauschen ihre Empfindungen aus.

Wir wenden uns nun den Begriffen 
Aufgabenverständnis, Selbstständigkeit, 
Sozialverhalten und Frustrationstoleranz zu.

In der Schule wird von Ihrem Kind oft erwartet, dass 
es sich zunächst alleine mit einer Aufgabe
auseinandersetzt, also nicht sofort fragt ?
Wie geht das??.
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Es sollte dann die Aufgabe möglichst selbstständig
lösen, aber auch bereit sein, Mitschülern zu helfen,
wenn diese Probleme bei der Arbeit haben. Bei
Schwierigkeiten sollte es nicht sofort aufgeben, 
sondern sich neue Lösungswege überlegen.

Sie schlüpfen nun erneut in die Rolle des Kindes, von
dem Aufgabenverständnis, Selbstständigkeit,
Sozialverhalten und Frustrationstoleranz gefordert
werden.

Sie bekommen nun von mir eine schriftlich formulierte
Arbeitsanweisung, die dazugehörige Bildfolge und das
nötige Arbeitsmaterial.

Sie versuchen zunächst, diese Arbeit ganz alleine
(selbstständig) zu bewältigen. Dazu gehört auch, dass
Sie nicht sofort nach dem ersten misslungenen 
Versuch aufgeben.
( Frustrationstoleranz ).

Schaffen Sie es auch nach mehreren Versuchen nicht,
die Ihnen gestellte Aufgabe zu erledigen, wenden Sie
sich an eine Nachbarin / einen Nachbarn, der die
Aufgabe verstanden hat.

Erst wenn diese Person Ihnen auch nicht weiterhelfen
kann, wenden Sie sich an mich.
Sollte Ihnen die Erledigung der Aufgabe keine oder
wenig Mühe bereiten, bieten Sie den Personen Ihre
Hilfe an, die Schwierigkeiten haben.

L. verteilt Arbeitsanweisungen und Material. Eltern
beginnen mit der Arbeit. Während dieser Zeit
beobachtet L. die Eltern und hilft im oben 
angegebenen Sinn bei größeren Schwierigkeiten.

Anschließender ausführlicher Erfahrungsaustausch;
evtl. auch Feedback in mündlicher Form.

Beantworten von Elternfragen zu Thema

Verabschiedung

3.10 Feedback
(Landesinstitut f. Schule und Weiterbildung, Soest)

Feedback ist ein Begriff aus der Kybernetik und
bezeichnet dort ein Rückmeldesystem für den
Wirkungsgrad oder die Angemessenheit einer
Leistung des Systems. In der Sozialpsychologie wird
unter Feedback jede Rückmeldung an eine Person
verstanden, die dieser Person Informationen darüber
liefert, wie ihr Verhalten von anderen
wahrgenommen, erlebt und verstanden wird.

Bleibt man in der Analogie zu den kybernetischen
Regelkreissystemen, so ist Feedback etwas, was
jeder von uns ständig als Rückmeldung aus seiner
Umwelt auf unterschiedlichste Weise erfährt: aus
einem Nicken, einem "Nein!", dem wortlosen

Verlassen des Raumes, dem gelangweilten Gähnen,
dem Beifall, den "Killer- Phrasen" usw. Das Problem
besteht dabei darin, dass diese Rückmeldungen
wiederum von der Person entschlüsselt werden
müssen, auf die sich die Feedback- Information
bezieht. Hierbei können und werden immer wieder
Fehler auftreten, so dass die eigentliche korrektive
Funktion der Rückmeldung nicht zur Wirkung kommt.
Um diese verhaltenskorrigierende Wirkung zu
erhalten, gibt es eine Reihe von erprobten Regeln
zum Feedback, die im Folgenden kurz aufgeführt
sind.

Diese gelten aber nicht nur, wenn wir von anderen für
unser Verhalten eine Rückmeldung erbeten, sondern
auch dann, wenn wir anderen eine solche
Rückmeldung auf ihr Verhalten hin geben wollen. Ob
allerdings der Feedback- Empfänger sein Verhalten
aufgrund der Rückmeldung verändert, bleibt ganz
allein ihm selbst überlassen.

Feedback soll im rechten Augenblick gegeben
werden
Feedback sollte möglichst unmittelbar auf ein
Verhalten hin folgen. So kann der Empfänger am
Besten verstehen, was der Feedbackgeber meint.
Doch sollen sowohl der Sender als auch der
Empfänger des Feedback von der Situation her in der
Lage sein, die Informationen ruhig zu geben bzw.
aufzunehmen und zu verarbeiten.

Feedback soll beschreiben, nicht interpretieren
Im Feedback werden die Verhaltensweisen (mit
positiver oder negativer Wirkung) durch möglichst
klare Fakten beschrieben (z.B. "Du hast mich in der
Diskussion jetzt zum vierten Mal unterbrochen" statt
"Du bist mir zu autoritär"). In das Feedback gehören
keine Hypothesen darüber, warum sich der andere
so verhalten hat (also nicht "Du verstehst mich
nicht!").

Feedback soll die Mitteilung der eigenen Reaktion
enthalten

Teilen Sie dem Anderen im Anschluss an die
Beschreibung seines Verhaltens mit, welche 
Reaktionen bzw. Gefühle dadurch bei Ihnen ausgelöst 
werden (z.B. "Sie lassen mich seit zwei Wochen allein 
die Probleme mit der Klasse X angehen. Ich ärgere 
mich darüber. Ich möchte, dass Sie mir helfen und wir 
diese Arbeit zusammen machen").
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Eltern-Feedback

Bei einer Breitband-Erhebung werden pauschal mehrere Aspekte abgefragt, um die hauptsächlich 
drängenden Probleme kennenzulernen und die Grundlage für eine gezielte Befragung oder Diskussion 
zu gewinnen.

Um einigermaßen die Anonymität zu wahren und um "ehrlichere Antworten" zu erhalten, muss auch 
das Einsammeln der Fragebögen so organisiert sein, dass niemand weiß, wer welche Antworten 
gegeben hat.

 Eltern-Feedback   ++    +     -   - - Kein Urteil

Die Lehrer/-innen bemühen sich um 
die Erziehung meines Kindes 

     

Die Lehrer/-innen bemühen sich, 
Schulängste abzubauen 

     

Ich bin mit der persönlichen 
Annahme meines Kindes durch die 
Lehrkraft zufrieden 

     

Ich bin mit der persönlichen 
Information durch die Lehrer/-innen 
zufrieden  

     

Die Kinder werden während der 
Schulzeit gut beaufsichtigt 

     

Die Unterrichtszeit wird gut 
ausgenutzt 

     

Mein Kind wird individuell gefördert      

Ich bin mit den Zusatzangeboten 
(z.B. Förderunterricht, 
Hausaufgabenbetreuung, 
Arbeitsgemeinschaften) zufrieden 

     

Der Klassenraum ist gut 
ausgestattet 

     

Ich bin mit den Lernmöglichkeiten 
meines Kindes in der Schule 
zufrieden 

     

Mein Kind geht gern zur Schule      

Mit der Schule bin ich zufrieden      

 

 Vielen Dank für Ihre Mitarbeit!
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Feedback ist kein Zwang zur Änderung

Allein der Empfänger entscheidet, ob er sich auf der
Basis der Informationen über sein Verhalten ändern
möchte oder ob nicht. Der Änderungswunsch in eine
bestimmte Richtung ist zwar legitim, aber nicht mehr 
als eine persönliche Bitte.
Für den Empfänger des Feedback ist dies oft eine 
sehr schwierige Situation. Sie ist häufig mit dem 
Gefühl der Unterlegenheit, der Belehrung verbunden. 
Gerade bei "negativem" Feedback ist es oft 
schmerzlich zu erfahren, dass unser Verhalten auf 
andere anders wirkt, als wir es beabsichtigen.

Hinweise für den Empfang von Feedback

• Sagen Sie, worüber Sie Feedback haben 
wollen.

• Überprüfen Sie, ob Sie die Informationen 
richtig verstanden haben, fragen Sie nach, wo 
Ihnen etwas unklar geblieben ist. Sichern Sie 
die Informationen ab, indem Sie sie mit 
eigenen Worten umschreiben.

•  Teilen Sie mit, ob und inwiefern Sie das 
Feedback hilfreich empfunden haben.

• Verteidigen Sie sich nicht sogleich, 
argumentieren Sie nicht. Nehmen Sie sich 
Zeit, das Feedback zu "verdauen".

Hinweise für das Geben von Feedback

• Teilen Sie mit, welche persönlichen Ziele Sie 
mit dem Feedback haben.

• Beziehen Sie sich auf konkrete Einzelheiten.
• Unterwerfen Sie Ihre Beobachtung der 

Nachprüfung durch andere.
• Vermeiden Sie moralische Bewertungen und 

Interpretationen.
• Bieten Sie Ihre Informationen an, zwingen Sie 

sie nicht auf.
• Seien Sie offen und ehrlich.
• Geben Sie zu, dass Sie sich möglicherweise 

irren.
• Bedenken Sie, dass S i e das Problem mit 

dem Verhalten des anderen haben, nicht 
umgekehrt.

3.11 Die Rolle der Eltern
(Jürgen Oelkers,
Schulentwicklung, Qualitätssicherung und die Rolle der Eltern*)

3. Die Rolle der Eltern in der Entwicklung der Schule

Elternleistungen werden bis heute stillschweigend in
Anspruch genommen, ohne dass diese Leistungen in
irgendeiner Bilanz auftauchen würden. Das kann man
auch sarkastisch formulieren: Würde der Aufwand für
Hausaufgabenbetreuung, Motivationssicherung und
häuslicher Enkulturation in Arbeitsstunden
verrechnet, und würden diese Stunden nach Tariflohn
bezahlt werden, wäre die Schule sehr schnell

unbezahlbar.

Die tägliche Praxis der Elternarbeit wird als
selbstverständliche Unterstützung erwartet, ohne sie
speziell zu honorieren. Was Eltern tun, um zum
Beispiel das Englischniveau der eigenen Kinder zu
sichern, ist - obwohl Arbeit - nicht von der Steuer
absetzbar und findet auch keine Anerkennung als
Leistung für die „verantwortungsvolle Partnerschaft“
mit der Schule. Diese Partnerschaft scheint ganz
ohne Wechselseitigkeit der Leistungen
auszukommen, es wäre die einzige Partnerschaft, die
nicht auf dem Prinzip do ut des aufbaut.

Statt über die Gestaltung der Leistungspartnerschaft
zwischen Elternhaus und Schule nachzudenken,
beherrschen ganz andere Parolen die öffentliche und
nicht zuletzt auch die bildungspolitische Diskussion.
Eine der populären Fragen lautet: Müssen nicht
Eltern für die Erziehung ihrer Kinder selbst erzogen
werden und wäre das nicht ein wirksamer Beitrag zur
Qualitätssicherung von Schulen? Aber aus welchem
Grunde sind Lehrkräfte eigentlich Spezialisten für
Erziehung? Ihre Ausbildung kann dafür nicht der
Grund sein, weil sie auf Unterricht und nicht oder nur
sehr am Rande auf Erziehung eingestellt ist.

Die Erziehung der Kinder ist wesentlich Sache der
Eltern; wenn sie sich, aus welchen Gründen auch
immer, der Verantwortung entziehen, kann nicht
einfach die Schule einspringen. Zudem zeigt das
verwirrende Angebot von zumeist seichten
Ratgebern oder oft überflüssigen Kursangeboten,
was es heisst, die Eltern für die Erziehung erziehen
zu wollen. Man würde in der Summe der
Massnahmen die Unsicherheit steigern und die
Verantwortung delegieren, weil dann den Experten
die Definitionsmacht übertragen wäre.

Bei der Diskussion sollte auch in Rechnung gestellt
werden, dass die Schule als Institution „erzieht“, nicht
einfach die einzelne Lehrkraft in gleichsam
autonomer Zuständigkeit. Die pädagogische
Wirksamkeit institutioneller Regelungen ist vielfach
und gut belegt (ELMORE 1995), sie hat zu tun mit 
einer
Erziehung zur Verbindlichkeit, die über das 
hinausgeht,
was zwischen Partnern verhandelt werden kann.
Institutionelle Regelungen wie Stundenpläne,
Rollenverteilungen, Zeiteinheiten „erziehen“ in einem
bestimmten Sinne, nämlich legen fest, fordern ein,
strukturieren oder schliessen aus.

Natürlich ist das nicht alles, aber die Institution Schule
muss Regelungen haben, die nicht nur nicht 
unterlaufen
werden dürfen, sondern die sie auch - und dies auf
überzeugende Weise - als Leistungsschule 
nachweisen.
In diesem Sinne erzieht sie durch Leistung, und zwar
aller Beteiligten. Zur Sicherung des Leistungsauftrages
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und zur Entwicklung einer Leistungspartnerschaft, die
die Eltern einschliesst, sollten Lern- und 
Verhaltensprogramme entwickelt werden, die 
quasivertraglichen Charakter haben. Was in der
Verantwortung der Schule, der Eltern und der Schüler
liegen soll, darf nicht im moralisierenden Nebel
verborgen bleiben, sondern muss expliziert und
verbindlich formuliert werden. Das gilt für die 
normativen
Erwartungen ebenso wie für die fachlichen Standards
oder die Formen der Kooperation, einschliesslich der
Frage, welche realen Kompetenzen die Eltern erhalten
sollen.

Das zunehmend gravierende Problem des
„Schulschwänzens“ (REISSIG 2001) etwa muss
bearbeitet werden, aber das ist nicht möglich, wenn es
keine gemeinsamen Regelungen gibt und jeder hofft,
das Problem würde ihn nicht betreffen. Statt immer 
neu
„Mirgränemärchen“ entgegen zu nehmen, könnte man,
wie es an bestimmten Schweizer Gymnasien bereits
üblich ist, den Begründungszwang abschaffen, ein
Kontingent mit einer Höchstgrenze von Absenzen
einführen8 und jede Überschreitung dieses 
Kontingents
wirksam ahnden. Mit Einführung eines solchen 
Systems
sinkt die Zahl der Versäumnisse Allgemeiner gesagt: 
Die
Schulen entwickeln solche Programme und
Massnahmen für einen bestimmten Zeitraum und für
bestimmte Stufen und klären sie mit den Eltern ab,
soweit diese betroffen oder zuständig sind.

Die Programme enthalten Angaben über
• Verhaltenserwartungen und Sanktionen,
• Ziele der Schule und des Fachunterrichts für den
genannten Zeitraum,
• zudem die Stoffplanung und Angaben über die
notwendigen Ressourcen zum Erreichen der Ziele,
• etwa im Blick auf den zeitlichen und materiellen
Lernaufwand, die Betreuungserwartungen oder die
Konzentration von Stress an bestimmten Zeitpunkten
des Schuljahres
• sowie Fördermöglichkeiten, über die die Schule 
verfügt
• und Massnahmen der Zielüberprüfung.

Die Regeln und ihre Geltung müssen so transparent
wie möglich kommuniziert werden was ohne
erheblichen Aufwand nicht möglich ist. Am Beispiel
gesagt. Es muss klar und transparent definiert sein,
was ein „Fehler“ ist. Wenn ein Schüler in einem Diktat
viermal denselben Fehler macht, macht er einen 
Fehler
und nicht vier. Neben den Regeln müssen auch die
Formate für die Leistungen durch die Schule bestimmt
werden. Nicht jede Lehrkraft kann für sich 
entscheiden,
was eine gute und was eine schlechte Leistung ist.

Standards für Leistungen und Leistungsbeurteilung
müssen verbindlich und überprüfbar festgelegt sein -
was für die heutige Schule eine mittlere Revolution
wäre (OELKERS 2003).

Das Stichwort Partizipation steht so für erweiterte
Mitbestimmung und im Gegenzug für 
Mitverantwortung
von Schülern und Eltern. Die Eltern dürfen Schulen
tatsächlich nicht so verstehen, dass sie ihre eigenen
Erziehungsaufgaben den pädagogischen Spezialisten
überlassen. Im Gegenzug muss die spezielle
Zuständigkeit der Schulen beschrieben und ihre
Kompetenz auf das begrenzt werden, was Schulen nur
leisten können. Deutlich gesagt: Schulen haben 
keinen
pauschalen, unspezifischen Erziehungsauftrag,
sondern erziehen nur soweit, wie ihre Zuständigkeit
reicht. Sie erziehen also für sich und nicht gegen die
Eltern.

Die Beziehung von Elternhaus und Schule muss auf
eine klare und transparente Basis gestellt werden.

• Zu diesem Zweck muss die Schule ihre Ziele und
Leistungsanforderungen verständlich und
nachvollziehbar darstellen,

• müssen Regeln des Umgangs zwischen Elternhaus
und Schule vereinbart werden, darin eingeschlossen
die Zuständigkeiten, Rechte und Pflichten,

• und muss die Reichweite von Mitbestimmung, etwa 
in
Schulkonventen, abgesteckt sein.

Hinter diesen Vorschlägen steht die Idee, dass
Schülerinnen und Schüler für ihre Ausbildung auch
selbst verantwortlich sind, also nicht alles von der
Schule erwarten können, und dies möglichst ohne
Gegenleistung. Gleichzeitig sind Eltern nicht einfach
Ersatzlehrer, die ausgleichen, was die Schule nicht
zustande bringt. Auch hier kann man sich klare und
explizite Leistungsvereinbarungen denken,
insbesondere im Blick auf zeitlichen Aufwand,
abgestimmte Aufgaben und wechselseitige Zusagen,
die den Standard festlegen, bis zu dem Elternhäuser
ernsthaft in die Arbeit einer Schule eingebunden sind.
Auch „Elternarbeit“ kann man sich als Endlosband von
ungelösten Aufgaben und immer neuen Forderungen
vorstellen, die nur eins nötig haben, nämlich 
beschränkt
zu werden. Angestrebt werden sollte eine begrenzte
Kooperation unter der Voraussetzung divergenter
Interessen, die eine gemeinsame Schnittmenge finden
müssen.

Eltern sind nicht einfach die rhetorischen Partner der
Schule, wenn das heisst, sie sind Lieferanten und
dürfen nur den dafür zur Verfügung stehenden 
Eingang
benutzen. In der Schweiz ist es inzwischen in vielen
Kantonen üblich, dass Schülerinnen und Schüler mit
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regelmässigen Selbstbeschreibungen ihren
Leistungsstand einschätzen. Die Beurteilungen der
Schüler durch die Lehrkräfte sowie die
Selbstbeurteilungen der Schüler werden mit den Eltern
kommuniziert. In manchen Kantonen wie in Zürich hat
die Partizipation der Eltern einen rechtlichen Status
erhalten. Praktisch überall gibt es Schulleitbilder, und
auch Schulprogramme werden entwickelt, die
transparent machen sollen, was die Grundlage des
Geschäfts ist und welche Standards angelegt werden.

Zudem erhält die Schulleitung mehr Kompetenzen,
etwa in der Gestaltung einer gemeinsamen Basis für 
die
Notengebung. Noten sind dann nicht Schicksal,
sondern Formate mit einem gemeinsamen Masstab;
und die Notengebung vollzieht sich nach Kriterien, die
für alle Beteiligten klar sind und fortlaufend
kommuniziert werden. Die Messlatte für diese
Entwicklung ist überraschend einfach: Die Schulen
werden danach beurteilt, ob sie die
Leistungserwartungen erfüllen oder nicht.

Weder Eltern noch Schüler können es sich leisten und
zusehen,

• wenn jahrelanger Unterricht ohne wirkliche
Verbesserung des Wissens und Könnens bleibt,

• wenn dubiose Unterrichtsmethoden die Praxis
bestimmen

• und wenn eigener Aufwand ohne wirklichen Ertrag
bleibt.

Die heutigen Schulen sind für ihre Abnehmer oft
intransparent, was sowohl dem Leistungsgedanken als
auch dem Demokratiegebot widerspricht. Vielfach
gleicht der Schulbesuch einem Schicksal, das 
entgegen
genommen werden muss, weil Partizipation der Eltern
und Schüler gar nicht vorgesehen ist und das System
stören würde. Es gibt in vielen deutschen Schulen 
nicht
einmal effektive Beschwerdestellen, zu schweigen von
Web-Seiten, die das Anliegen von Eltern und Schülern
abfragen, systematisch auswerten und für die Schule
nutzbar machen würden.

Die Meinung der Eltern und Schüler setzt die
konkrete Erfahrung der anderen Seite voraus. Die
Schulen müssen lernen, sich für diese Seite zu
interessieren und deren Daten für die eigene
Entwicklung zu nutzen. Intransparent ist aber auch
das Verhalten der Lehrkräfte unter einander (RÜEGG
2000), die nicht oder viel zu wenig gewohnt sind
zusammenzuarbeiten und die zugleich hohen
kollegialen Schutz geniessen. Das schlechte Image
der Lehrberufe in der Öffentlichkeit hat auch damit zu
tun: Es gibt keine vergleichbare Berufsgruppe, die
derart kontrollfrei verfahren könnte. Das beste Indiz
dafür ist, dass ein Wort wie „Kontrolle“ in
Lehrerkreisen unter Bann gestellt ist, während

zugleich behauptet werden kann, die Leistungen der
einzelnen Lehrkräfte seien der ausschlaggebende
Faktor für die Bildung von Kindern und Jugendlichen.
Wenn man das annimmt, müsste man zugleich
Leistungsdifferenzen zugestehen, weil der
Unterrichtserfolg von Lehrkräften unmöglich überall
gleich gut sein kann. Heute ist dies unmöglich, vor
allem weil die notwendige Kollegialität keine wirklich
professionellen Standards kennt, die
Qualitätsdifferenzen zwischen Lehrkräften nicht nur
zulassen, sondern die dazu führen, sie als
Herausforderung anzusehen.

Zum professionellen Selbstverständnis gehört
schliesslich auch, dass die Lehrkräfte lernen, sich
nicht auf „Kunden“ im ökonomischen Verständnis,
wohl aber auf die Abnehmer in einem service
publique einzustellen, die nicht länger hoheitlich
behandelt werden können. Umgekehrt dürfen die
Jugendlichen die Erziehungsarbeit nicht einfach den
Lehrkräften überlassen, wohl wissend, dann sie dann
keinen Erfolg haben kann. Die Erziehung von Kindern
und Jugendlichen kann nur gelingen, wenn sie auf
einsichtige und folgenreiche Weise daran beteiligt
sind, was voraussetzt, dass sie wissen, worum es
geht und was genau zu tun ist, damit es geht. Sie
beobachten den Unterricht und stellen sich auf die
Schule ein, die ihnen klar und einsichtig ist. Soll das
erreicht werden, müssen explizite Spielregeln
formuliert werden, die wechselseitig sanktionsfähig
gehalten sind. Anreize und Vorbilder für eine solche
Entwicklung sind noch deutlich zu wenig vorhanden.
Die Lehrkräfte werden nicht besonders belohnt, wenn
sie erfolgreiche Partizipationsformen aufbauen,
umgekehrt erhält niemand einen Malus, der auf
jegliche Partizipation verzichtet, intransparent handelt
und besondere Leistungen nicht nachweisen kann.
Das lässt sich ändern, allerdings nur dann, wenn
neue Instrumente entwickelt werden.

Eine Möglichkeit besteht darin, die
Leistungspartnerschaft mit Verhaltensregeln zu

kodifizieren, die festlegen, was die Grundlage des
Geschäfts ist, das dann nicht einfach hingenommen
werden muss, sondern gestaltet werden kann. Dazu
gehören regelmässige Feedbacks, die nicht nur 
informell abgerufen werden sollten. Was hindert 
Schulen daran, sich jährlich mit einem formalisierten 
Fragebogen, der elektronisch zugänglich ist, dem 
Urteil ihrer Abnehmer zu stellen? Und was hindert sie 
daran, von diesem Urteil zu lernen? 
Für die oft geäusserten Befürchtungen, das
Angebot werde missbraucht oder das Ergebnis sei 
nicht aufschlussreich, spricht nach allen vorliegenden
Erfahrungen wenig. 

In der Regel nehmen die Eltern die Gelegenheit zum
Feedback Ernst, und die Schulen profitieren vom
Ergebnis, nicht nur weil sie Stärken und Schwächen
gespiegelt bekommen, sondern weil regelmässige
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Erhebungen erlauben, Schwankungen zu registrierte, 
die ansonsten gar nicht auffallen würden. Querulanten 
sind nicht die Regel, die Beurteilungen halten sich an 
die Regeln der Fairness und die Abnehmer erhalten 
den Eindruck, dass ihre Meinung gehört wird. Oft 
kommen sinnvolle Vorschläge zum Tragen, aber auch 
Kritik sollte gesucht werden. Ohne Rückmeldungen 
weiss man nicht, wo man steht, und das gilt nicht nur 
für die Leistungen der Schüler, sondern für die 
Erfahrungen aller Beteiligten. Mit einem Wort: Die 
Schülerinnen und Schüler wären Partner mit eigener 
Verantwortung. Und die Eltern wären nicht die 
Packesel der Schule, sondern die einzigen wirklichen 
Verbündeten, critical friends, wie man neudeutsch 
sagt.

Ein Nachtrag sei noch erlaubt: In Sachsen gibt es ein
von der TU Dresden entwickeltes, elektronisches
„Schulporträt Sachsen“, das alle Gymnasien mit Hilfe
eines Kriterienrasters erfasst. Die Schulen können
eingeben, wie der Stand ihrer Entwicklung im Blick auf
die einzelnen Kriterien ist. Das Philipp-Melanchton-
Gymnasium in Bautzen vermerkt unter den Stichwort
„Rückmeldungen zur Schulqualität“: „Unsere Schule
verfügt über keine schriftlichen Rückmeldungen zur
Schulqualität.“

3.12 Fehlende, rechtliche 
Verbindlichkeit in der 
Elternmitwirkung

Seit dem Schuljahr 2005/2006 wurden das 
Schulmitwirkungsgesetz, die Wahlordnung wie auch 
die Rahmengeschäftsordnung abgelöst durch das 
Schulgesetz sowie die Empfehlung einer Wahlordnung 
und die Empfehlung einer Geschäftsordnung. Mit dem 
2. Schulrechtsänderungsgesetz hat das Schulgesetz 
auch in Bezug auf die Elternmitwirkung einige 
Änderungen erfahren.

Eltern wie Lehrer haben demzufolge nur noch das seit 
dem 01.08.2006 geltende Schulgesetz als verbindlich 
geltende Grundlage.

Das heißt, die Punkte der empfohlenen Wahlordnung 
sowie der empfohlenen Geschäftsordnung, soweit 
hierin festgelegt, sind nicht rechtlich verbindlich. 
Inhalt ist: 

● Der Wahltermin, 
● die Einladung zur Wahl, 
● die Wahlleitung, 
● die Wählbarkeit abwesender Mitglieder, 
● die Abwahl durch Neuwahl, 
● die Regelung zum Stimmzettel und der 

Niederschrift, 
● Einberufung der Gremien, 
● die Tagesordnung, 
● der Sitzungsverlauf, 
● Abstimmungen und 
● die Niederschrift. 

In Bezug auf die Grundsätze der Mitwirkung, das 
Verfahren und die Wahlen müssen sich die an Schule 
Beteiligten entweder nur auf die §§ 62 (Grundsätze 
der Mitwirkung), 63 (Verfahren) und 64 (Wahlen) 
stützen oder sie nehmen die Möglichkeit war, welche 
durch den § 65 Punkt 19 SchulG gegeben ist: „Die 
Schulkonferenz entscheidet im Rahmen der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften über ergänzende 
Verfahrens- und Wahlvorschriften.“

Die Schulkonferenz kann auf Basis der Empfehlungen 
eine Wahlordnung und eine Geschäftsordnung 
teilweise oder ganz beschließen. Es ist auch möglich 
eigene Punkte mit einzubringen.
So ist es zu empfehlen, den § 4 der Wahlordnung in 
Wahlrecht umzubenennen und um einen Punkt zu 
erweitern:
„Erziehungsberechtigte, die in einer Klasse oder 
Jahrgangsstufe zum Vorsitzenden in der Pflegschaft  
gewählt sind, sowie die weiteren Vertreter einer 
Jahrgangsstufe können in einer anderen Klasse oder 
Jahrgangsstufe derselben Schule nicht auch für eines 
dieser Ämter gewählt werden.“

Damit schließt man eine Ämterhäufung aus. Gerade 
an Grundschulen, welche häufig kleiner als 
weiterführende Schulen sind, ist es wichtig die 
Aufgaben auf möglichst viele Schultern zu verteilen.
Des Weiteren kann es dann nicht zu einem 
Interessenkonflikt kommen.
(Beispiel: Im Zuge des Lehrermangels müssen 
Klassen zusammengelegt werden. Die Schulleitung 
steht vor der Wahl diese Zusammenlegung in der 
dritten oder vierten Jahrgangsstufe zu realisieren. 
Elternteil A ist Vorsitzende/r in einer dritten und einer 
vierten Klasse. In diesem Fall steht Elternteil A vor 
einem klassischen Interessenskonflikt.)

Es ist sicherlich sinnvoll, die Mitwirkung in den 
Gremien durch ergänzende Verfahrens- und 
Wahlvorschriften genauer zu definieren, um 
Missverständnisse und Unstimmigkeiten zu 
vermeiden. Durch die jetzige Gesetzeslage hat jede 
Schule die Möglichkeit, den Begebenheiten vor Ort 
angepasste Vorschriften zu beschließen. Dies ist zum 
Einen eine Chance, beinhaltet aber auch eine 
Verpflichtung für alle Beteiligten sich 
verantwortungsvoll mit diesem Thema auseinander zu 
setzen.

3.13 Empfehlung einer Wahlordnung
© Ritterbach Verlag GmbH
BASS
17 – 01 Nr. 1 Empfehlung
einer Wahlordnung
für die Schulmitwirkungsgremien
RdErl. d. Ministeriums für Schule, Jugend und Kinder
v. 19. 5. 2005 (ABl. NRW. S. 227)
Für die Wahlen zu den schulischen 
Mitwirkungsgremien (§§ 62 ff. SchulG
– BASS 1 – 1) ist § 64 SchulG verbindlich; für 
Ersatzschulen gilt § 100
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Muss-Vorschriften

Der  Ausdruck  „muss“  bezie-
hungsweise  „müssen“  bezeichnet 
stets  eine  von  der  betreffenden 
Rechtsnorm  zwingend  vorge-
schriebene  Rechtsfolge,  die 
Verwaltung  ist  dementsprechend 
zum Handeln beziehungsweise zur 
Gewährleistung der angeordneten 
Rechtsfolge  verpflichtet.  Man 
spricht  daher  von  „gebundener 
Verwaltung“.  Gleiches  gilt  für 
Wendungen wie „ist zu ...“, „hat zu 
...“ oder „darf nicht ...“ (Beispiel: 
„Der  Beamte  ist  zu  entlassen, 
wenn er sich weigert, den vorge-
schriebenen Diensteid zu leisten“ / 
„Die  Versetzung  darf  nicht von 
den Ergebnissen besonderer Prü-
fungsleistungen  abhängig  ge-
macht  werden“).  Das  Handlungs-
gebot  an  die  Verwaltung  kann 
auch  als  imperativer  Präsens 
formuliert  werden  (Beispiel: 
„Nach bestandener  Prüfung  wird 
ein  Abschlusszeugnis  aus-ge-
stellt“).

Kann-Vorschriften

Die Formulierung „kann“ bezie-
hungsweise  „können“  bedeutet, 
dass der Verwaltung für ihr Tätig-
werden  ein  Ermessensspielraum 
eingeräumt  wird.  Liegen  die  in 
der  betreffenden  Rechtsnorm 
vorgesehenen  Vorrausetzungen 
vor, ist also der Tatbestand erfüllt, 
so  verfügt  die  Verwaltung  über 
verschiedene  Handlungsoptionen, 
von denen sie unter Berücksichti-
gung der Besonderheiten des kon-
kreten  Lebenssachverhaltes  und 
sich  daraus  ergebender  Zweck-
mäßigkeitserwägungen  „nach 
pflichtgemäßen  Ermessen“  Ge-
brauch  machen  kann  (sog.  Er-
messensverwaltung). solche Kann-
Vorschriften  werden  auch  durch 
Begriffe  wie  „darf“,  „ist  befugt“, 
„hat  das  Recht“  oder  ähnliche 
Wendungen geprägt.

Entschließungsermessen

Von  „Entschließungsermessen“ 
spricht  man,  wenn  sich  das  Er-
messen  darauf  bezieht  ,  ob eine 
zulässige  Maßnahme  überhaupt 
getroffen  wird  (Beispiel:  „Wenn 
besondere  dienstliche  Verhält-
nisse es dringend erfordern, kann 
der Beamte  angewiesen werden, 
während  der  dienstfreien  Zeit 
zwecks  leichter  Erreichbarkeit  in 
der Nähe seines Dienstortes auf-
zuhalten“  /  „Der  Vorsitzende der 
Prüfungskommission  hat  das 
Recht,  auf  mündliche  Prüfungen 
zu verzichten  und in  besonderen 
Fällen Prüfungen in weiteren Fä-
chern anzuordnen“).

Das Ermessen im Hinblick dar-
auf  welche   von  mehreren  zu-
lässigen Maßnahmen im Falle des 
Tätigwerdens  getroffen  wird,  be-
zeichnet  man  als  „Auswahler-
messen“  (Beispiel:  Verhängung 
von  Ordnungsmaßnahmen gegen-
über Schülern).

Soll-Vorschriften

rechtliche  Regelungen  mit  der 
Formulierung  „soll“  beziehungs-
weise  „sollen“  stehen  zwischen 
der  gebundenen  und  der  Er-
messensverwaltung.  Wenn  die 
Verwaltung unter bestimmten Vor-
rausetzungen  tätig  werden  soll  , 
ist sie in der Regel zum Handeln 
verpflichtet. Sie darf aber in Aus-
nahmefällen,  bei  atypischen  Um-
ständen des konkreten Einzelfalls, 
von der  Maßnahme absehen,  hat 
insoweit  also  einen  gewissen 
Handlungsspielraum  (Beispiel: 
„Von der Versetzung des Beamten 
in  den  Ruhestand  wegen  Dienst-
unfähigkeit  soll  abgesehen 
werden,  wenn  ihm  ein  anderes 
Amt derselben oder einer anderen 
Laufbahn  übertragen  werden 
kann“  /  „Leistungen in  der  nicht 
wertenden  Arbeit  {Anm.:  bei 
Wiederholung  einer  Klassen-

arbeit}  sollen zusätzlich zu Guns-
ten  der  Schüler  berücksichtigt 
werden“  /  “  Die  mündliche  Prü-
fung  in einem schriftlich geprüf-
ten Fach soll nicht entfallen, wenn 
als  Vornote  oder  in  der  schriftli-
chen  Prüfung  eine  unter  ausrei-
chend  liegende  Note  erteilt 
wurde).

Ein  zulässiges  Abweichen  von 
der Soll-Vorgabe der Rechtsnorm 
bedingt  zugleich  die  Verpflich-
tung,  fundiert  darlegen  und 
begründen zu  können,  dass  im 
konkreten  Einzelfall  atypische 
Umstände  ein  absehen  von  der 
Regelmaßnahme  rechtfertigen. 
Eine  sorgfältige  Prüfung  des 
Falles  ist  somit  geboten.  Über-
trieben  Ängstlichkeit  bei  der 
Anwendung  von  Soll-Vorschriften 
wäre  indes  verfehlt.  Gute  sachli-
che  Gründe,  die  im  schulrechtli-
chen  Verfahren  vornehmlich  an 
pädagogischen  Aspekten 
orientiert  sein  werden,  führen 
auch  bei  nicht  „sollkonformem 
Handeln zu rechtlich einwandfrei-
en, tragfähigen Ergebnissen.

Bernd Quirin

Ministerium für Bildung,

Kultur und Wissenschaft

des Saarlandes

<Ar-2406.0509DDD21>

Bernd Quirin

Müssen – können -sollen im verwaltungsrechtlichen 
Sprachgebrauch

In  der  Praxis  der  Rechtsanwendung  bei  Schulen  und 
Schulverwaltung, Lehrkräften und Schulleitungen ergeben sich 
häufig  Fragestellungen  zu  Bedeutung  von  Begriffen  wie 
„muss“, „kann“ und  „soll“ in einschlägigen schul- und dienst-
rechtlichen Regelungen, plakativ auch als Muss-, Kann-, oder 
Soll-Vorschriften bezeichnet.  Auf Abgrenzungsprobleme stößt 
dabei insbesondere die Formulierung „soll“ im Verhältnis  zur 
rechtlichen Bedeutung von „muss“ oder „kann“ in der Normen-
sprache.

SchulRecht aktuell
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Abs. 5 SchulG. Jede Schulkonferenz kann eigene 
ergänzende Wahlvorschriften
erlassen (§ 64 Abs. 5 SchulG). Den Schulkonferenzen 
steht es
hierbei frei, diese Empfehlung ganz oder teilweise zu 
übernehmen.
§ 1 Wahltermin
Die jährlichen Wahlen in den Mitwirkungsgremien 
finden zu Beginn des Schuljahres statt:
1. in den Klassen und Jahrgangsstufen spätestens 
zwei Wochen nach Unterrichtsbeginn,
2. in der Lehrerkonferenz spätestens drei Wochen 
nach Unterrichtsbeginn,
3. in den Klassenpflegschaften und 
Jahrgangsstufenpflegschaften spätestens drei Wochen 
nach Unterrichtsbeginn,
4. in der Schulpflegschaft spätestens fünf Wochen 
nach Unterrichtsbeginn,
5. im Schülerrat spätestens fünf Wochen nach 
Unterrichtsbeginn.
§ 2 Einladung zur Wahl
(1) Wer bisher den Vorsitz führte oder dessen 
bisherige Stellvertretung lädt die Mitglieder des 
Mitwirkungsgremiums schriftlich oder in sonst 
geeigneter Form zur Wahl ein. Wenn das nicht 
möglich ist, lädt zur Wahl ein:
1. in der Klassenpflegschaft die Klassenlehrerin oder 
der Klassenlehrer,
2. in der Jahrgangsstufenpflegschaft die mit der 
Organisation der Jahrgangsstufe beauftragte 
Lehrkraft,
3. in allen anderen Fällen die Schulleiterin oder der 
Schulleiter.
(2) Zu den Wahlen soll mindestens eine Woche vorher 
eingeladen werden.
§ 3 Wahlleitung
(1) Wer zur Wahl eines Mitwirkungsgremiums 
eingeladen hat, leitet die Wahl der oder des 
Vorsitzenden. Danach leitet die gewählte Person die 
übrigen Wahlen.
(2) Wenn der Einladende sich selbst zur Wahl stellt 
oder zur Wahl vorgeschlagen wird, benennt das 
Mitwirkungsgremium eines seiner Mitglieder zur 
Wahlleiterin oder zum Wahlleiter.
§ 4 Wählbarkeit abwesender Mitglieder
Neben den anwesenden stimmberechtigten 
Mitgliedern sind auch abwesende wählbar, wenn sie 
sich vorher verbindlich zur Kandidatur bereit erklärt 
haben.
§ 5 Niederschrift, Stimmzettel
(1) Das Wahlergebnis wird in die Niederschrift (§ 63 
Abs. 4 Satz 5 SchulG) aufgenommen.
(2) Die Stimmzettel werden bis zum Ablauf der 
Einspruchsfrist (§ 64 Abs. 4 SchulG) aufbewahrt.
§ 6 Abwahl durch Neuwahl
Eine Abwahl (§ 64 Abs. 3 Satz 1 SchulG) ist nur 
zulässig, wenn alle Mitglieder des 
Mitwirkungsgremiums spätestens eine Woche vor der 
Sitzung über diesen Tagesordnungspunkt informiert 
worden sind. Andernfalls muss zu einer neuen Sitzung 
eingeladen werden.

3.14 Empfehlung einer 
Geschäftsordnung
© Ritterbach Verlag GmbH
BASS
17 – 02 Nr. 1 Empfehlung
einer Geschäftsordnung
für die Schulmitwirkungsgremien
RdErl. d. Ministeriums für Schule, Jugend und Kinder
v. 19. 5. 2005 (ABl. NRW. S. 228)
Für das Verfahren in den schulischen 
Mitwirkungsgremien (§§ 62 ff.
SchulG – BASS 1 – 1) ist § 63 SchulG verbindlich; für 
Ersatzschulen gilt
§ 100 Abs. 5 SchulG. Jede Schulkonferenz kann 
eigene ergänzende Verfahrensvorschriften
erlassen(§ 63 Abs. 6 SchulG). Den Schulkonferenzen
steht es hierbei frei, diese Empfehlung ganz oder 
teilweise zu übernehmen.
§ 1 Einberufung
(1) Die oder der Vorsitzende beruft das Gremium 
schriftlich oder in sonst geeigneter Weise ein und fügt 
die Tagesordnung bei. Zu den Sitzungen der 
Schulkonferenz und der Schulpflegschaft soll 
mindestens eine Woche vorher eingeladen werden.
(2) Die oder der Vorsitzende beruft das 
Mitwirkungsgremium unverzüglich ein, wenn ein Drittel 
der Mitglieder es beantragt. Dem Antrag soll ein 
Vorschlag zur Tagesordnung beigefügt sein.
(3) Ist die Schulleiterin oder der Schulleiter nicht selbst 
Mitglied des Mitwirkungsgremiums, wird sie oder er 
über den Sitzungstermin und die Tagesordnung 
unterrichtet.
§ 2 Tagesordnung
(1) Die oder der Vorsitzende setzt die Tagesordnung 
fest. Sie enthält alle Anträge, die Mitglieder des 
Mitwirkungsgremiums bis zum Versand der Einladung 
gestellt haben.
(2) Während der Sitzung kann das Gremium die 
Tagesordnung nur durch Mehrheitsbeschluss 
erweitern. Wird dafür keine Mehrheit erreicht, wird der 
Tagesordnungspunkt in der nächsten Sitzung 
behandelt.
§ 3 Sitzungsverlauf
(1) Die oder der Vorsitzende eröffnet, leitet und 
schließt die Sitzung. Sie oder er stellt vor Eintritt in die 
Tagesordnung fest, ob das Schulmitwirkungsgremium 
ordnungsgemäß einberufen wurde.
(2) Das Gremium kann die Redezeit durch 
Mehrheitsbeschluss beschränken. Die oder der 
Vorsitzende kann Personen, die nicht zur Sache 
sprechen oder den ordnungsgemäßen Ablauf der 
Sitzung stören, das Wort entziehen.
§ 4 Abstimmungen
(1) Die Abstimmungen sind offen, soweit nicht ein 
Fünftel der anwesenden Mitglieder einem Antrag auf 
geheime Abstimmung zustimmt. Für Wahlen ist § 64 
Abs. 1 SchulG verbindlich.
(2) Bei Stimmengleichheit gelten Anträge als 
abgelehnt.
(3) Über Änderungsanträge wird vor dem Hauptantrag 
abgestimmt. Bei mehreren Anträgen wird zuerst über 
den Antrag abgestimmt, der am weitesten geht. Die 
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oder der Vorsitzende gibt die Reihenfolge vor Beginn 
der Abstimmung bekannt.
(4) Mitglieder dürfen nicht an Abstimmungen über 
Gegenstände teilnehmen, an denen sie persönlich 
beteiligt sind.
§ 5 Niederschrift
(1) Eine Protokollführerin oder ein Protokollführer führt 
die Sitzungsniederschrift. Sie oder er und die oder der 
Vorsitzende unterzeichnen die Niederschrift.
(2) Die Niederschrift enthält neben der Bezeichnung 
des Mitwirkungsgremiums und dem Sitzungsdatum:
1. die Tagesordnung,
2. die Namen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer,
3. die Anträge,
4. den Wortlaut der Beschlüsse und jeweils die 
Stimmenmehrheit; diese Angaben sind gemäß § 63 
Abs. 4 SchulG verbindlich,
5. die zur Aufnahme in die Niederschrift abgegebenen 
schriftlichen Erklärungen.
(3) Zu Beginn der nächsten Sitzung beschließt das 
Mitwirkungsgremium über die Genehmigung der 
Niederschrift.

(4) Die Schule hält die Niederschriften für die 
Mitglieder des Mitwirkungsgremiums zur 
Einsichtnahme bereit. Das 
Mitwirkungsgremium beschließt, ob die 
Niederschriften an die Mitglieder verteilt 
werden.

3.15 Teilkonferenzen

§ 67 regelt die Einberufung und Zusammensetzung 
von Teilkonferenzen.
Hier handelt es sich um Teilkonferenzen, die von der 
Schulkonferenz eingerichtet werden.
Laut dieses Paragraphen können Teilkonferenzen 
einberufen werden. Es ist aber nicht zwingend durch 
eine „muss“ oder „ist“ Vorschrift vorgeschrieben.

§ 53 beinhaltet das Thema „Erzieherische 
Einwirkungen, Ordnungsmaßnahmen“.
Hier wird durch Abs. 7 festgelegt:
Über Ordnungsmaßnahmen nach Absatz 3 Nr. 4 und 5 
entscheidet eine von der Lehrerkonferenz berufene 
Teilkonferenz. Der Teilkonferenz gehören ein Mitglied 
der Schulleitung, die Klassenlehrerin oder der 
Klassenlehrer oder die Jahrgangsstufenleiterin oder 
der Jahrgangsstufenleiter und drei weitere, für die 
Dauer eines Schuljahres zu wählende Lehrerinnen 
oder Lehrer oder Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
gemäß § 58 als ständige Mitglieder an. Weitere, für 
die Dauer eines Schuljahres zu wählende Mitglieder 
sind eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
Schulpflegschaft und des Schülerrates. Diese nehmen 
an Sitzungen nicht teil, wenn die Schülerin oder der 
Schüler oder die Eltern der Teilnahme widersprechen.

Um diese Teilkonferenz wirklich sofort einberufen zu 
können, wenn über Absatz 3 Nr 4 und 5 entschieden 
werden muss, ist es nötig, in der ersten 
Schulpflegschaftssitzung eines Schuljahres 
eine/nVertreterIn für die Teilkonferenz 

Ordnungsmaßnahmen zu wählen.
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"Denken ist eine Kunst, die der 
Mensch, so wie alle anderen Künste, 
sogar noch schwerer als diese, 
erlernen muss."

Jean-Jacques Rousseau
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4. Landeselternschaft Grundschulen NW e.V.  
beim Schulministerium anerkannter Elternverband

          Vorsitzender                                       Geschäftsstelle:
     Martin Depenbrock           Birgit Völxen
     Thranestraße 78       Keilstr.37
     44309 Dortmund                     44879 Bochum

          Tel.: 0231/201912                       Tel.: 0234/5882545

4.1 Beitrittserklärung / Änderungsmitteilung

Name* .............................................................................................

Straße .............................................................................................

PLZ / Ort .............................................................................................

Tel. / Fax .............................................................................................

e – mail .............................................................................................

*die Nennung einer anderen Person als der/den Schulpflegschaftsvorsitzenden, die die Schule als ordentliches Mitglied in der 
Landeselternschaft Grundschulen vertritt, ist möglich.

Schule .............................................................................................

Anschrift .............................................................................................

Anzahl der Klassen ........ Anzahl der Schüler/innen  .................

Name des/der Schulleiter/in ....................................................................

Bitte Zutreffendes ankreuzen:

      [ ] Ordentliche Mitgliedschaft ( Mitgliedsschulen)
Hiermit treten wir der Landeselternschaft Grundschulen NW e.V. bei. Wir erkennen die Satzung des 
Vereins an und entrichten den gemäß § 5 der Satzung festgesetzten Beitrag von zur Zeit 0,50 Euro pro 
Schülerin/Schüler pro Schuljahr . (Es ist gem. § 55 (2) SchulG darauf zu achten, dass das Einsammeln 
des Mitgliedsbeitrags freiwillig und anonym erfolgt)

      [ ] Fördernde Mitgliedschaft (Einzelperson)
Hiermit  trete  ich  der  Landeselternschaft  Grundschulen NW e.V.  bei.  Ich  erkenne die  Satzung des 
Vereins an und entrichte den gem. § 5 der Satzung festgesetzten jährlichen Beitrag von zur Zeit 25,-- 
Euro pro Schuljahr.

      [ ] Änderungsmitteilung
Bisheriges Mitglied,  Name
...................................................................................................................................................
Straße
...................................................................................................................................................
PLZ / Ort
...................................................................................................................................................

Datum ......................... Unterschrift ........................................

Bankverbindung:     Bank für Sozialwirtschaft (BfS),   Kontonummer 0008154400,   BLZ 370 205 00
Spenden an die Landeselternschaft sind steuerlich absetzbar
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Landeselternschaft Grundschulen Nordrhein-Westfalen e.V.

4.2 S A T Z U N G

§ 1 Name und Sitz
(1) Der Verein führt den Namen “Landeselternschaft Grundschulen NW e.V.”.
(2) Der Verein hat seinen Sitz in Düsseldorf.
§ 2 Zweck
(1) Der Zweck des Vereins ist, die Eltern von Grundschülern bei der Erziehungs- und Bildungsarbeit, insbesondere im Be-
reich der Schule, zu beraten und zu unterstützen. Im Rahmen dieser Zweckbestimmung erfüllt der Verein die folgenden 
Aufgaben:
1. Weckung und Förderung des Verständnisses der Eltern für alle Fragen der Erziehung und des Unterrichts an Grund-
schulen; eingeschlossen sind Frage des Übergangs in die weiterführenden Schulen;
2. Vertretung der Auffassung der Eltern in den zu Nr. 1 genannten Fragen gegenüber den zuständigen Behörden, ins-
besondere  dem  Schulministerium,  z.Zt.  Ministerium  für  Schule und  Weiterbildung,  Wissenschaft  und  Forschung  des 
Landes Nordrhein-Westfalen und gegenüber der Öffentlichkeit;
3.  Zusammenarbeit  mit  Vereinigungen und Körperschaften,  die  sich  mit  Erziehungs-  und Unterrichtsfragen befassen; 
hierzu gehört auch die Mitarbeit bei Maßnahmen in den Bereichen des Jugendschutzes, der Jugendhilfe, der Gesundheits-
fürsorge und der außerschulischen Bildungsarbeit;
4. Anregung und Vertiefung der Arbeit in den Schulpflegschaften, insbesondere durch beratende Unterstützung bei Ein-
zelfragen von Eltern zur Erziehungs- und Bildungsarbeit der Schule;
5. Unterstützung der Eltern bei der Ausübung ihrer verfassungsmäßigen und gesetzlichen Rechte auf Mitwirkung im Schul-
wesen und Wahrnehmung dieser Mitwirkungsrechte im überörtlichen Bereich.
(2) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne der §§ 51 ff. Abgabenordnung (AO 
1977).
(3) Den Eltern von Grundschülern im Sinne dieser Satzung stehen Erziehungsberechtigte von Grundschülern, die nicht 
Eltern sind, gleich.
(4) Der Verein ist konfessionell und parteipolitisch unabhängig und ungebunden.
(5) Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt keine eigenwirtschaftlichen Zwecke.
§ 3 Erwerb der ordentlichen Mitgliedschaft
(1)  Ordentliches Mitglied des Vereins  kann der/die  Vorsitzende der  Schulpflegschaft  einer  Grundschule in  Nordrhein-
Westfalen oder an seiner Stelle ein(e) andere(r) Erziehungsberechtigte(r) derselben Schule werden.
(2) Die Mitgliedschaft wird erworben durch schriftliche Beitrittserklärung und durch Zahlung des Mitgliedsbeitrages.
(3)  Wenn  die  Voraussetzungen für  eine  ordentliche Mitgliedschaft  nicht  mehr  vorliegen,  wechselt  der  Status  in  eine 
fördernde Mitgliedschaft.
(4)  Fördermitglied kann auch der /  die Vertreter/in  einer Stadt-,  Gemeinde- oder  Kreisschulpflegschaft  werden.  Doku-
mentationen nach außen über die Mitgliedschaft in der Landeselternschaft z.B. im Briefkopf sind nur mit der Genehmigung 
des Vorstandes möglich.
§ 4 Erwerb der fördernden Mitgliedschaft, Ehrenmitgliedschaft
(1) Fördernde Mitglieder können alle Erziehungsberechtigte von Grundschülern sein.
(2) Auf Antrag kann jede natürliche und juristische Person förderndes Mitglied werden. Über den Antrag entscheidet der 
Vorstand.
(3) Personen, die sich in besonderem Maße Verdienste für den Verein erworben haben, können durch Beschluss des Vor-
standes zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. Sie sind von der Beitragszahlung befreit.
§ 5 Erlöschen der Mitgliedschaft
Die Mitgliedschaft erlischt:
1. durch schriftliche Austrittserklärung,
2. durch Wegfall der Voraussetzungen für den Erwerb der Mitgliedschaft,
3. durch Beschluss des Vorstandes.
§ 6 Beiträge
(1) Zur Deckung der Kosten des Vereins wird ein Mitgliedsbeitrag erhoben.
(2) Für die ordentlichen und fördernden Mitglieder setzt die Mitgliederversammlung den Jahresbeitrag fest.
(3) Der Jahresbeitrag wird fällig bei Beginn des Geschäftsjahres (§14).
§ 7 Organe
Organe des Vereins sind
1. die Mitgliederversammlung,
2. der Vorstand
§ 8 Mitgliederversammlung
(1) Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt der/die Vorsitzende des Vorstandes oder ein(e) Stellvertreter(in).
(2)  In  der Mitgliederversammlung hat jedes ordentliche Mitglied eine Stimme.  Die ordentlichen Mitglieder können sich 
durch einen von ihnen bevollmächtigten Erziehungsberechtigten derselben Schule vertreten lassen.
(3) Fördernde Mitglieder und Ehrenmitglieder können an der Mitgliederversammlung mit beratender Stimme teilnehmen.
(4) Gäste können auf Beschluss des Vorstandes an der Mitgliederversammlung teilnehmen.
§ 9 Zuständigkeit der Mitgliederversammlung
Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig:
1. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes (§ 11 Abs. 3);
2. Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes und der Jahresrechnung (§11 Abs. 6);
3. Wahl von zwei Kassenprüfern;
4. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes;
5. Änderung der Satzung;
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6. Auflösung des Vereins;
7. sonstige Angelegenheiten, die vom Vorstand der Mitgliederversammlung vorgelegt werden oder deren Erörterung von 
einem ordentlichen Mitglied wenigstens zwei Wochen vor der Mitgliederversammlung oder von mindestens einem Viertel 
der anwesenden ordentlichen Mitglieder in der Mitgliederversammlung beantragt wird.
§ 10 Geschäftsgang der Mitgliederversammlung
(1) Die Mitgliederversammlung wird von dem/der Vorsitzenden des Vorstandes mindestens einmal jährlich an einen vom 
Vorstand zu bestimmenden Ort einberufen. Sie muss einberufen werden, wenn mindestens ein Viertel der ordentlichen 
Mitglieder es verlangen.
(2) Die Einladungen ergehen schriftlich mit mindestens zwei Wochen Frist unter Mitteilung der Tagesordnung. Die Tages-
ordnung wird vom Vorstand festgesetzt. Über die Tagesordnungspunkte, die Grundsatzfragen des Schulwesens betreffen, 
sollen die Mitglieder so rechtzeitig unterrichtet werden, dass sie Gelegenheit haben, diese Fragen vor der Mitgliederver-
sammlung in der Schulpflegschaft zu erörtern.
(3)  Die Beschlüsse über  Satzungsänderungen und über  die  Auflösung des Vereins  bedürfen einer  Mehrheit  von drei 
Vierteln  der  Stimmen der  erschienenen oder  wirksam vertretenen Mitglieder.  Alle übrigen Beschlüsse werden mit  der 
einfachen Mehrheit  der abgegebenen Stimmen gefasst.  Stimmenthaltungen zählen nicht  als abgegebene Stimme. Bei 
einer  Wahl  ist  derjenige  Kandidat  gewählt,  der  die  Mehrheit  der  abgegebenen  Stimmen  auf  sich  vereinigt.  Werden 
Stimmen für mehr als zwei Kandidaten abgegeben und erhält keiner von ihnen die Mehrheit der abgegebenen Stimmen, 
findet zwischen den beiden Kandidaten mit den höchsten Stimmanteilen eine Stichwahl statt.
(4) Ist zu der Mitgliederversammlung ordnungsgemäß eingeladen worden, so können Beschlüsse mit einfacher Mehrheit 
der anwesenden Mitglieder gefasst werden.
(5) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung wird eine Niederschrift  aufgenommen, die vom/von der Versamm-
lungsleiter(in) und einem weiteren Mitglied des Vorstandes zu unterzeichnen ist.
§ 11 Vorstand
(1) Der Vorstand (§26 BGB) besteht aus dem/der Vorsitzenden, zwei stellvertretenden Vorsitzenden, dem/der Schatzmeis-
ter(in). Bis zu vier weitere Vorstandsmitglieder können bestellt werden.
(2) Mitglieder des Vorstandes müssen zum Zeitpunkt der Wahl ordentliche Mitglieder sein und sollten über Erfahrungen in 
der Schulpflegschaftsarbeit verfügen. Zum/zur Schatzmeister(in) kann auch ein förderndes Mitglied gewählt werden.
(3) Die Vorstandsmitglieder werden für die Dauer von zwei Jahren gewählt; sie führen ihr Amt geschäftsführend weiter, bis 
der neue Vorstand gewählt ist. Neuwahlen müssen bis zum Ende des ersten Schulhalbjahres durchgeführt werden. Die 
Vorstandsmitglieder können jederzeit durch Beschluss der Mitgliederversammlung abberufen werden.
(4) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch mindestens zwei gemeinsam handelnde Vorstandsmitglieder 
vertreten.
(5)  Der  Vorstand  fasst  seine Beschlüsse bei  Anwesenheit  von  zwei  Drittel  der  Mitglieder  mit  einfacher  Mehrheit;  bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des/der Vorsitzenden.
(6) Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Vereins. Er legt der Mitgliederversammlung jährlich den Jahresbericht 
und die Jahresrechnung vor.
(7) Über Beschlüsse des Vorstandes sind Niederschriften anzufertigen.
(8) Der Vorstand kann eine Geschäftsstelle einrichten, mit deren Leitung ein(e) Geschäftsführer(in) betraut werden kann. 
Der/die Geschäftsführer(in) nimmt an den Vorstandssitzungen mit beratender Stimme teil.
§ 12 Ausschüsse
(1) Für besondere Aufgaben oder einzelne Aufgabengebiete kann der Vorstand Ausschüsse einsetzen. Die Mitgliedschaft 

in diesen Ausschüssen wird durch entsprechende Erklärung und Mitarbeit im Ausschuss erworben; sie endet mit einer 
Austrittserklärung oder Einstellung der Mitarbeit.

(2) Die Beratungsergebnisse der Ausschüsse sind dem Vorstand in Form einer Niederschrift mitzuteilen.
(3) Es ist ein Ausschuss „Stadt-. Gemeinde-, Kreisschulpflegschaften“ zu bilden.
§ 13 Regionale Arbeitsgemeinschaften
Mitglieder der  Landeselternschaft  können in  regionalen Arbeitsgemeinschaften zusammenarbeiten.  Diese vertreten die 
Angelegenheiten der Landeselternschaft  auf  örtlicher Ebene. Sie werden vom Vorstand und der Geschäftsstelle unter-
stützt.
§ 14 Geschäftsjahr
Das Geschäftsjahr ist das Schuljahr.
§ 15 Mittelverwendung und Verwaltungsausgaben
(1)  Mittel  des  Vereins  dürfen  nur  für  satzungsgemäße Zwecke verwendet  werden.  Die  Mitglieder  erhalten  keine  Zu-
wendungen aus Mitteln des Vereins.
(2) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Ver-
gütungen begünstigt werden.
(3) Für ausgaben des Vereins in eine Kassenausgaberegelung durch den Vorstand aufzustellen. 
§ 16 Auflösung
Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zweckes fällt das gesamte Vermögen des Vereins an eine 
Körperschaft  des  öffentlichen  Rechtes  oder  eine  als  steuerbegünstigt  besonders  anerkannte  Körperschaft  für  die 
Förderung der Bildung und Erziehung.
Anmerkung:  Als  Wahlordnung  gilt  sinngemäß  die  Wahlordnung  zum  Schulmitwirkungsgesetz  (WahlOzSchMG) 
Düsseldorf,  den  23.5.1987  Änderungen:  Castrop-Rauxel,  16.05.  u.  21.11.1998,  Marl,  31.03.2001,  Castrop-Rauxel 
13.04.2002

Bankverbindung:     Bank für Sozialwirtschaft (BfS),   Kontonummer 0008154400,   BLZ 
370 205 00

Spenden an die Landeselternschaft sind steuerlich absetzbar

Landeselternschaft Grundschulen NW e.V.   Seite 31



Landeselternschaft Grundschulen NW e.V.

4.3 Die Landeselternschaft Grundschulen NW e.V.

Gegründet  wurde die Landeselternschaft  Grundschulen 1986 in Düsseldorf.  Grundlage un-
serer  Arbeit  ist das Grundgesetz und das in der  Verfassung des Landes NRW festgelegte 
Recht der Eltern, die schulische Bildung ihrer Kinder mitzubestimmen.

• Die Landeselternschaft ist parteipolitisch, weltanschaulich und konfessionell unabhängig.

• Die Landeselternschaft ist der einzige vom Schulministerium anerkannte Elternverband, 
der ausschließlich die Interessen von Grundschuleltern wahrnimmt.

• Die Landeselternschaft vertritt die Interessen der Eltern von Grundschülern auf Landes-
ebene, z.B. gegenüber dem Schulministerium, dem Landtag, den Parteien.

• Die Landeselternschaft  ist  nach §77 Schulgesetz berechtigt,  sich bei allen schulischen 
Angelegenheiten von allgemeiner und grundsätzlicher Bedeutung zu beteiligen. So wurde 
sie beteiligt bei der Umsetzung der betreuenden Grundschule von 8-13 Uhr, an der Ver-
änderung des Mitwirkungsgesetzes im Sinne der Eltern, an der Veränderung der Ausbil-
dungsordnung für die Grundschule, an der Vorbereitung für das Fach Englisch u.a. mehr.
 

• Die Landeselternschaft ist für die Grundschulen Mitglied in der Arbeitsgemeinschaft schul-
formbezogener Elternverbände in NRW.

• Die  Landeselternschaft  nimmt  die  Interessen  der  Grundschulelternschaft  NRW  im 
Bundeselternrat wahr.

• Die Landeselternschaft berät die Klassen- / Schulpflegschaft bei ihrer Mitwirkungsarbeit.

• Die Landeselternschaft unterstützt die Klassen- / Schulpflegschaften durch Informations-
schriften bei ihrer Arbeit.

• Die Landeselternschaft informiert ihre Mitglieder durch ihr „Info-Heft“.

• Die Landeselternschaft finanziert ihre Arbeit ausschließlich durch die freiwilligen Mitglieds-
beiträge der Elternschaft, da das Schulministerium – anders als in den übrigen Bundes-
ländern – keine finanziellen Mittel für die gesetzliche Mitwirkungsarbeit der Elternverbände 
zur Verfügung stellt. 

• Die Landeselternschaft  erhält keinerlei  Zuwendungen von dritter Stelle,  was ihre Arbeit 
erschwert, aber ihrer Unabhängigkeit zugute kommt.

• Die Landeselternschaft ist als gemeinnütziger Verein anerkannt.

• Sämtliche Vorstandsmitglieder arbeiten ehrenamtlich.

Mitgliedschaft
Mitglied in der Landeselternschaft Grundschulen zu sein, bedeutet eine Lobby für die Grundschule 
mit zu tragen, die von vielen gestützt, für jede einzelne Schule von großem Nutzen ist. Die Beteili-
gung an der Bildungspolitik der Landesregierung hat für uns Eltern eine große Bedeutung und ge-
winnt mit einer zahlenmäßig starken Mitgliederzahl auch an Bedeutung für die Gremien.

Viele Grundschulen unseres Landes sind bereits in der Landeselternschaft vertreten, aber zu 
viele sind auch noch nicht Mitglied. Stärken Sie durch Ihre Mitgliedschaft die Position der 
Elternvertretung und somit die Lobby der Grundschulen in NRW!
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5. Bundeselternrat  
5.1 Stellungnahme zur Föderalismusreform

Stellungnahme des Bundeselternrats zur Föderalismusreform im Bereich Bildung
Sehr geehrter Herr Tauss,
sehr geehrte Damen und Herren,
im Namen des Bundeselternrats nehme ich im folgenden Stellung zum vorgelegten
Gesetzentwurf. Eine Föderalismusreform im Bereich Bildung wird vom Bundeselternrat seit
langem gefordert und alle Umfragen zu diesem Thema bestätigen uns darin. Zuletzt haben
im November 2005 alle Delegierten des Bundeselternrates einstimmig ohne Enthaltung
folgende Resolution bestätigt:
„Der Bundeselternrat fordert eine zwischen Ländern und Bund vereinbarte bundespolitische
Rahmengesetzgebung, die von den Ländern in ihrer föderalistischen Verantwortung
ausgefüllt und gestaltet werden kann –wobei auch die regionalen Besonderheiten
berücksichtigt werden können.
Wir brauchen in Deutschland eine gemeinsame Verantwortung von Ländern und Bund und
einen gesellschaftlichen Konsens, in dem es um die Inhalte von Bildung und Erziehung geht.
Gemeinsam muss die Frage beantwortet werden, wer die Verantwortung für welche
Aufgaben am sinnvollsten übernehmen kann. Das Ganztagsschulprogramm ist ein Beispiel
für die Übernahme der gemeinsamen Verantwortung in der Verbesserung unseres
Bildungssystems.
Deshalb fordert der Bundeselternrat eine gemeinsame Anstrengung und Verantwortung der
gesamten Gesellschaft, die Fragen der Gestaltung von Erziehung und Bildung aus der
parteipolitischen Beliebigkeit zu befreien. Erziehung und Bildung sind auf Kontinuität und
Zuverlässigkeit angewiesen.
Die Bund-Länder-Kommission kann die Basis für einen Bundesbildungsrat sein, in den auch
Eltern, Wirtschaft und Verbände gleichberechtigt einzubeziehen sind. … Der Bundeselternrat
fordert die Universitäten und Hochschulen auf, Erkenntnisse aus den PISA-Studien
unverzüglich umzusetzen. Hierzu ist es vor allem notwendig, die Schwerpunkte der Arbeit
aller pädagogischen und didaktischen Lehrstühle in Deutschland an den Erfordernissen von
Bildung und Erziehung der Kinder aller Altersgruppen auszurichten.
Die Unterschiede zwischen den Ländern, die eine Mobilität von Familien behindern, müssen
überwunden werden!
Besonders dringlich ist aus der Sicht der Eltern, dass Länder und Bund die gemeinsame
Verantwortung für Lehrerbildung, Kerncurricula, Bildungsmindeststandards und
Qualitätssicherung übernehmen und gestalten.“
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Auf dem Hintergrund dieser Forderungen nach einer zukunftsweisenden Reform des
Föderalismus ist die Enttäuschung der Eltern über den vorgelegten Gesetzentwurf groß.
Deshalb bitten wir Sie im Namen der Eltern eindringlich, die angefügten Forderungen ernst
zu nehmen und sich damit auseinander zu setzen –auch wenn vielleicht manche der von
uns vorgeschlagenen Formulierungen noch nicht der Weisheit letzter Schluss sind und
verbessert werden können!

Mit freundlichen Grüßen

Forderungen des Bundeselternrates an die Neureglung des Föderalismus und
der Zuständigkeiten von Bund und Ländern im Bereich Bildung
Bildung ist die Zukunftsressource und bedarf im Kontext der europäischen und
internationalen Entwicklung einer effektiven Steuerung und Verknüpfung mit sämtlichen
Politikfeldern. International und innerhalb der Europäischen Union muss Deutschland auch
im Bereich Bildung und Hochschulen durch den Bund vertreten werden.
Die vorgeschlagene Regelung in § 23 entwertet die Bedeutung, die in Deutschland der
Bildung gegeben werden sollte.

Wir schlagen deshalb folgende Änderungen vor:
Artikel 23 Abs. 6 Satz 1
„Wenn im Schwerpunkt ausschließliche Gesetzgebungsbefugnisse der Länder auf
den Gebieten der schulischen Bildung, der Kultur oder des Rundfunks betroffen
sind, wird die Wahrnehmung der Rechte, die der Bundesrepublik Deutschland als
Mitgliedstaat der Europäischen Union zustehen, vom Bund auf einen vom Bundesrat
benannten Vertreter der Länder übertragen.“
Zusätzlich neuer Satz 2:
„Der Bund vertritt die Bereiche schulische Bildung und Hochschulen auf der
internationalen Ebene; für die schulische Bildung und die Hochschulen übernimmt der
Bund in Abstimmung mit den Ländern die Rechte wahr, die der Bundesregierung als
Mitgliedstaat der Europäischen Union zustehen.“

Für die im Bundeselternrat vertretenen Eltern ist es nicht nachvollziehbar, dass die bisher
sehr stark an der Erneuerung und Reform des Bildungswesens beteiligten und durch die
BLK (Bund-Länder-Kommission) initiierten Programme wie z.B. Sinus-Transfer, Demokratie
lernen oder das Ganztagschulprogramm der Bundesregierung künftig nicht mehr möglich
sein sollen (Ausschluss durch Artikel 104 b Abs. 1, letzter Satz).
Andererseits werden durch die vorgelegten Vorschläge die differierenden Tendenzen
zwischen den Ländern weiter gefördert, statt dringend erforderliche Gemeinsamkeiten zu
schaffen, in der Lehrerbildung,
in der Vereinheitlichung von Abschlüssen und Abschlusszeugnissen (in der mobilen
Gesellschaft ist es für einen Arbeitgeber unbegreiflich, dass wir in Deutschland 16
verschiedene Hauptschulabschluss-Zeugnisse, 16 verschiedene Realschulzeugnisse und 16
verschiedene Abiturzeugnisse haben, nicht genannt die unterschiedlichsten
Abschlusszeugnisse von Förderschulen, in der Einführung und Evaluation der Bildungsstandards,
bei den hunderten von Lehrplänen wenigstens die Reduzierung auf bundesweit geltende
Kerncurricula.
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Im Bereich der frühkindlichen und vorschulischen Erziehung und Bildung, der in seiner Bedeutung 
für ein leistungsfähiges Bildungssystem immer mehr wahrgenommen wird, herrscht geradezu eine 
föderal-babylonische Sprachverwirrung.
Für die Mitwirkungsrechte der Schülerinnen und Schüler, der Eltern und Lehrkräfte gibt es auf der 
länderübergreifenden Ebene im Bildungsgebiet Deutschland bisher keine Regelung. Deshalb 
schlägt der Bundeselternrat folgende Änderungen vor:

„(1) Bund und Ländersind gemeinsam verantwortlich für eine hohe Qualität und
Durchlässigkeit des Bildungsraumes Deutschland. Sie stellen mit geeigneten
Maßnahmen sicher, dass in allen Ländern und Regionen Bundesrepublik
gleichwertige Lebensverhältnisse hergestellt und gesichert werden.
Bund und Länder sorgen gemeinsam für die Gewährleistung der Qualitätssicherung
und Innovation im Bereich der vorschulischen und schulischen Bildung, für die
Weiterentwicklung nationaler Bildungsstandards und deren Evaluation, für die
Entwicklung nationaler Kerncurricula und Bildungspläne, bundesweit einheitliche
Abschlüsse und einheitliche Standards und Qualifikationsabschlüsse in der Erzieherund
Lehrerbildung.
(2) Kommt auf dem Koordinationsweg keine Harmonisierung des Bildungswesens im
frühkindlichen Bereich, im Bereich des Schuleintrittsalters und der Schulpflicht,
der Dauer und der Ziele der Bildungsstufen und von deren Übergängen sowie der
Anerkennung von Abschlüssen und der Erzieher- und Lehrerbildung zustande, so
erlässt der Bund die notwendigen Vorschriften.
(3) Der Bund schafft in Abstimmung mit den Ländern die Voraussetzungen zur
Beteiligung der Schülerinnen und Schüler, der Eltern und der Lehrerinnen und Lehrer
an den Gesetzgebungs- und Verordnungsverfahren auf Bundesebene.
(4) Der Bund kann innovative Projekte und Programme im Bereich frühkindlicher,
vorschulischer und schulischer Erziehung und Bildung in den Ländern durch
geeignete Maßnahmen und Finanzierungen unterstützen.

Artikel 104 wird folgendermaßen geändert (Änderungsvorschlag unterstrichen):
„(1) Der Bund kann den Ländern Finanzhilfen für besonders bedeutsame Investitionen
der Länder und der Gemeinden (Gemeindeverbände) gewähren, die
1. zur Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts oder
2. zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft im Bundesgebiet oder
3. zur Förderung des wirtschaftlichen Wachstums
erforderlich sind.
Satz 1 gilt nicht für Gegenstände der ausschließlichen Gesetzgebung
der Länder soweit nicht die Bereiche Erziehung, Bildung und Hochschulen betroffen
sind.“

Bundeselternrat
Oranienburg, 21. März 2006

Bundeselternrat   Seite 35



Landeselternschaft Grundschulen NW e.V.

5.2 Resolution Flexible Schuleingangsstufen

Flexible Schuleingangsstufen als Beginn gemeinsamen Lernens und die individuelle 
Begleitung und Förderung der Kinder in Integrationsklassen 

Der Bundeselternrat begrüßt, dass erste Länder sich der bildungspolitischen Diskussion 
nicht weiter verschließen und beginnen ihre Schuleingangsphasen zu flexibilisieren. Dies 
muss flächendeckend für alle Bundesländer gelten. 
Auf den Anfang kommt es an. Bildung beginnt bereits vor der Geburt. 
Die größten Anstrengungen unserer Gesellschaft müssen den Jüngsten gelten. 
Grundbedingungen sind Sicherheit, Verantwortung, Gleichwertigkeit und Vertrauen. 

Dazu benötigen wir Elternbegleitung ähnlich dem finnischen System „Neuvola“: 
• Netzwerke zwischen allen an Bildung und Erziehung Beteiligten 
• Beratung und Unterstützung der Eltern beginnend in der Schwangerschaft 
• verbindliche Vorsorgeuntersuchungen für alle Kinder 
• begleitende Beratung in Erziehungsfragen 
• auf Vertrauen basierende Vereinbarungen mit den Eltern 
• begleitende Maßnahmen bis zum Ende der Schul – und Ausbildungszeit 
• ärztliche Betreuung und therapeutische Maßnahmen sind selbstverständlich 
einzuschließen. 

Die Fachausschüsse des Bundeselternrates für Sonder-, Grund und Gesamtschulen fordern 
eine „Gemeinsame Schule für ALLE“ mit den entsprechenden Rahmenbedingungen, die 
gewährleisten, dass jedes Kind eine ganzheitliche, flexible und individuelle Förderung und 
Forderung erfährt - Integration wo möglich und Sonder-/Förderschulen wo nötig. 
Dabei darf die Freude am Lernen und die Neugier nicht verschüttet werden. 
Die Realisierung der „Gemeinsamen Schulen für ALLE“ erfordert eine gründliche Debatte in 
der Gesellschaft. Die flexible Schuleingangsphase kann nur ein erster Schritt in diese 
Richtung sein. 

Zwingend erforderlich ist die sofortige Aus –, Fort – und Weiterbildung des gesamten 
pädagogischen Personals im Bereich der individuellen Förderung und Forderung 
einschließlich der Diagnostik und Sonderpädagogik. 
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Die partnerschaftliche Kommunikation zwischen Eltern, Lehrern und Kind ist ein langfristig 
zu gestaltender Prozess; dazu sollen regelmäßige (mindestens zweimal im Jahr) 
Lernentwicklungsgespräche stattfinden, die dokumentiert werden. Entwicklungsberichte für 
jedes Kind in Verbindung mit individuellen Entwicklungsplänen sind unabdingbar. 

„Wir brauchen alle. Niemand bleibt zurück.“ 

Der Bundeselternrat fordert eine zwischen Ländern und Bund abgestimmte 
bundeseinheitliche Rahmengesetzgebung, die von den Ländern in ihrer föderalistischen 
Verantwortung ausgefüllt und gestaltet werden kann. 

Der aktuelle Gesetzentwurf zur Föderalismusreform in Bezug auf Bildung wird vom 
Bundeselternrat abgelehnt. 

Ohne Gegenstimmen bei zwei Enthaltungen angenommen. 

Eisenach, 19. März 2006 
Dr. Jörg Vogel Wilfried W. Steinert 
Stellvertretender Vorsitzender Vorsitzender des Bundeselternrats 

Bundeselternrat   Seite 37

Aufklärung 

Der Lehrer versucht anhand von Bildern,
den Kindern die Natur zu schildern. 
Er spricht von Tier- und Pflanzenwelt. 
Als zum Schluß die Glocke schellt,
da sagt er zu den kleinen Wichten,
sie sollen morgen ihm berichten, 
wie überhaupt der Mensch entsteht.

Das kleine Volk steht auf und geht
und bringt bei der Gelegenheit
die Eltern in Verlegenheit.
Auch Andreas ist nach Haus' gekommen,
er hat sich Vater vorgenommen
und ihm die Frage gestellt:
"Wie kommt der Mensch auf diese Welt?"

Dem Vater wird schon bang und bänger, 
sein Gesicht wird immer länger.
Doch dann besinnt er sich und lacht:
"Der Mensch, der ist aus Lehm gemacht." 
"Au!" denkt Klein-Andreas, "das ist famos",

da hol' ich schnell mir einen Kloß
von nebenan von Töpfer Schmidt,
den nehm' ich dann zur Schule mit.

Ich nehm' nicht so 'nen ganz großen
und steck ihn einfach in die Hosen.
Und als dann nun am nächsten Tage
der Lehrer stellt seine Frage, 
erhielt er Antwort auch sogleich:
"Der Mensch kommt aus dem 
Storchenreich".

Nur Andreas sitzt ganz still und stumm
und kramt in seiner Hose rum.
Und plötzlich ruft er: "Quatsch mit Soße,
ich hab' das Ding in meiner Hose,
womit die Schöpfung vor sich geht
und wo dann draus der Mensch entsteht.
Von wegen Storch, so seht ihr aus, 
wenn ihr's nicht glaubt, ich hol' ihn raus".
Da sagt der Lehrer ganz beflissen:
"Laß ihn nur drin, du scheinst's zu wissen."

www.haha.at
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5.3 Resolution Individuelle Förderung

Tagungsthema: Individuelle Förderung –eine neue Lehr- und Lernkultur bereitet
den Weg für eine zukunftsfähige Schule im 21. Jahrhundert

„Das Recht auf Bildung darf niemandem verwehrt werden“ (Europäische Menschenrechtskonvention
1952). Die damit verbundene Förderung und Forderung meint alle Kinder; dabei muss jedes Kind in
Bildung und Ausbildung individuell gefördert werden.
Es gibt jedoch Störungen, die durch Förderung und Forderung nicht vollständig zu beseitigen und als
Behinderungen von der WHO anerkannt sind. Hierzu gehören z. B. Legasthenie (Lese-
Rechtschreibstörung) und Dyskalkulie (Rechenstörung). Die davon betroffenen Kinder haben ebenso
wie alle anderen einen Anspruch darauf, die ihrer Begabung entsprechenden höchst möglichen
Bildungs- und Ausbildungsziele zu erreichen.

Für die weit über 500.000 Kinder und Jugendlichen in Deutschland mit einer Legasthenie und /
oder Dyskalkulie muss es deshalb einen verbindlichen Nachteilsausgleich über die gesamte
Bildungs- und Ausbildungszeit geben.

Der Bundeselternrat fordert die Kultusministerkonferenz auf, bundeseinheitlich verbindliche Richtlinien
zur

● Diagnostik
● Anerkennung
● Förderung
● und zum Nachteilsausgleich

für die Behinderungen Legasthenie und Dyskalkulie zu schaffen.
An der Erfüllung dieser Forderung messen wir, wie ernst es der Kultusministerkonferenz mit der
individuellen Förderung aller Kinder und Jugendlichen wirklich ist, die sie 2005 als zentrale
Arbeitsbereiche1 beschlossen hat.
Bei einer Enthaltung ohne Gegenstimmen angenommen.
Porta Westfalica, 21. Mai 2006

1 Beschlossen von der KMK am 11.03.2005:
- Verbesserung des Unterrichts zur gezielten Förderung in allen Kompetenzbereichen, insbesondere in 
den
Bereichen Lesen, Geometrie und Stochastik,
- Frühzeitige Förderung von Kindern und Jugendlichen aus sozial schwachem Umfeld oder mit  
Migrationshintergrund und gezielte Ausgleichsmaßnahmen bei ungünstigen Entwicklungen in der 
Bildungsbiographie,
- Weiterentwicklung der Lehreraus- und –fortbildung, insbesondere im Hinblick auf den Umgang mit
Heterogenität, eine Verbesserung der Diagnosefähigkeit und eine gezielte Unterstützung der einzelnen
Schülerinnen und Schüler.
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6. Stellungnahmen der Landeselternschaft  
6.1 Zweites Schulrechtsänderungsgesetz

 

Die Präsidentin 

des Landtags Nordrhein-Westfalen

 Postfach 10 11 43

 

40002 Düsseldorf

   Dortmund, 17.05.2006

Öffentliche Anhörung zum 2. Schulrechtsänderungsgesetz
 

Sehr geehrte Frau van Dinther, 
 
vielen Dank für ihre Einladung zur öffentlichen Anhörung zum Schulrechtsänderungsgesetz.  
 

Die Diskussionen der vergangenen Wochen, aber auch die erneut niederschmetternden Ergebnisse 
des OECD-Berichtes zu den Chancen von Migrantenkindern, verdeutlichen die Notwendigkeit eine 
grundlegende Reformierung des Schulsystems in NRW einzuleiten. Wie schon lange auf Basis der 
PISA-Ergebnisse klar geworden ist und auch durch die deutschen PISA-Wissenschaftler bestätigt 
wird, gibt es in Deutschland eklatante Mängel bei der Unterrichtsqualität. Dies ist neben den 
bekannten sozialen Disparitäten der wichtigste Ansatzpunkt für eine neue Schulpolitik.

Die Hinwendung zur einer verstärkten individuellen Förderung und die Öffnung für mehr 
Eigenverantwortung der Schulen sind die richtigen Schritte.

Im vorliegenden Gesetzentwurf  bilden diese Bereiche leider nicht die Schwerpunkte. Es wird 
versäumt, diese qualitativen Aspekte in den Vordergrund zu stellen. Sie wirken im Gesamtkontext 
eher nachrangig.

Stattdessen werden mit Ausnahme der freien Grundschulwahl Elternrechte massiv ausgehöhlt und 
es wird in Richtung aller Beteiligten ein erhebliches Druckpotenzial aufgebaut. 

Die Übertragung der Verantwortung von Eltern und Schülern auf staatliche Einrichtungen bewirkt 
unmündige Staatsbürger und weitere Politikverdrossenheit. 

Eltern und Schüler müssen durch regelmäßige qualitative Information und Beratung in die Lage 
versetzt werden, selbst die richtigen Entscheidungen zu treffen. Die Steuerung durch staatliche 
Vorgaben ist kontraproduktiv. Eine regelmäßige konstruktive Zusammenarbeit von Lehrern und 
Eltern minimiert das Risiko elterlicher und schulischer Fehlentscheidungen.
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Im Rahmen unserer Stellungnahme möchten wir insbesondere die folgenden Schwerpunkte 
herausheben:

 

Ø Ablehnung der verpflichtenden Grundschulempfehlung (zu §11 Abs. 4)

Ø Demokratisch gewählte Landeselternvertretung (zu §77)

Ø Frühzeitige Förderung Dyskalkulie und Legasthenie (zu §36)

Ø Vollzeitpräsenzpflicht der Lehrkräfte (zu §45)

Ø Verpflichtung, aufgenommene Schüler bis zum Abschluss auf der eigenen Schule zu führen 
(zu §46)

Ø Bildung eines Auswahlgremiums zur Bestellung der Schulleitung (zu §61)

 

Mit dieser Stellungnahme möchte die Landeselternschaft Grundschulen einen Beitrag zu einer 
demokratisch getragenen Qualitätsentwicklung des nordrhein-westfälischen Schulsystems leisten. 

 

Mit freundlichen Grüßen

 

Martin Depenbrock

Vorsitzender

 

  

Zu §1 – Recht auf Bildung und Erziehung:

 

Die Landeselternschaft Grundschulen begrüßt die Ergänzung um das Recht auf individuelle 
Förderung sehr und verbindet damit die Hoffnung, dass die Landesregierung den Schulen auch die 
dafür erforderlichen Ressourcen bereitstellt sowie das Bewusstsein für die Notwendigkeit 
individueller Förderung bei den Lehrkräften fördert.

 

Zu §2 – Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule
 

Die Aussagen zur Förderung besonders begabter Schülerinnen und Schüler im neuen Absatz 11 
werden von der Landeselternschaft Grundschulen ausdrücklich begrüßt. Offen bleibt die Frage, wie 
die Lehrkräfte in die Lage versetzt werden, besonders begabte Schülerinnen und Schüler zu 
erkennen. Insbesondere hochbegabte Schülerinnen und Schüler mit schwachem Leistungsbild und 
eventuell weiteren auffälligen Verhaltensweisen, die sogenannten „Underachiever“, werden oft nicht 
erkannt. Sie werden im Gegenteil nicht selten an Förderschulen verwiesen.

Hier müssen dringend Maßnahmen zur Verbesserung der diagnostischen Kompetenz der Lehrkräfte 
als verpflichtende Weiterbildung initiiert werden.

 

Die frühzeitige Einbeziehung der Eltern bei drohendem Leistungsversagen und anderen 
Beeinträchtigungen sieht die Landeselternschaft Grundschulen außerordentlich positiv. Dies darf 
sich allerdings nicht, wie heute oft üblich, in einem Ankreuz-Formular zu Lern- und 
Förderempfehlungen erschöpfen, sondern es sind aktive Maßnahmen der Schule zur Unterstützung 
der betroffenen Schülerinnen und Schüler und auch der Eltern gefordert.
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Zu §9 – Ganztagsschule, Rechtsstellung und innere Organisation
 

Es ist der Landeselternschaft Grundschulen unverständlich, dass Gesamtschulen mit ihrem 
rhythmisierten, auf die Form der Ganztagsschule abgestellten Tageskonzept bei neu 
einzurichtenden Schulen nicht mehr nach einer solchen Konzeption arbeiten können bzw. dass 
hierzu ein gesondertes Antragverfahren erforderlich ist.

Im Gegenteil fehlen im §9 Regelungen, nach denen zwingend eine Ganztagsschule einzurichten ist, 
wenn die tägliche Unterrichtszeit bestimmte Grenzwerte überschreitet. Die Problematik zeichnet sich 
zur Zeit in den Gymnasien durch die Verkürzung der Schulzeit bis zum Abitur um ein Jahr ab. Hier 
werden 7 oder 8 Stunden ohne Rücksicht auf die hohe Belastung pädagogisch unverantwortlich 
aneinander gehängt. 

Hier sehen wir dringenden Bedarf für eine Mittagsverpflegung und entsprechende 
Aufenthaltsräume.

Vergleicht man die Regelungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes, so müssen dort bei einer Arbeitszeit von 
mehr als 6 Stunden mindestens 60 Minuten Pause gewährt werden. 

 

Zu §10 – Schulstufen, Schulformen, besondere Einrichtungen
 

Die angestrebte Durchlässigkeit wird von der Landeselternschaft Grundschulen grundsätzlich 
begrüßt. Jedoch ist für uns nicht ersichtlich, wie z.B. ein Übergang von der Realschule auf das 
Gymnasium möglich sein soll, da im Hinblick auf eine 8-jährige Gymnasialzeit bereits nach kurzer 
Zeit die Lehrpläne von Gymnasium und Realschule erheblich auseinander laufen. Auch ist zu 
befürchten, dass die Haupt- und Realschulen gerade ihre besonders guten Schüler nur ungern 
abgeben. Offen ist aus unserer Sicht auch die Frage, ob die abgebende oder die aufnehmende 
Schule für die Vermittlung evtl. fehlender Unterrichtsinhalte verantwortlich ist.

Der Begriff der „begabungsgerechten Schulform“ erschließt sich der Landeselternschaft 
Grundschulen nicht. Man unterscheidet in der Wissenschaft u. a. nach mathematischer, musischer 
oder sprachlicher Begabung. Trotz intensiver Recherche konnten wir keine Definition für 
„Hauptschul-Begabung“ , „Realschul-Begabung“ oder „Gymnasial-Begabung“ finden. 

 

Zu §11 – Grundschule
 

Absatz 1:

Die ausdrückliche Erwähnung der Zusammenarbeit der Grundschule mit den Eltern, den 
Tageseinrichtungen für Kinder und den weiterführenden Schulen befürworten wir sehr. 

Hiermit wird der gute Ansatz der Informationsveranstaltungen für Eltern 4-jähriger Kinder weiter 
ausgebaut. Fraglich ist allerdings, wie die Zusammenarbeit mit den Tageseinrichtungen der Kinder 
gewährleistet werden soll, die aufgrund der Entscheidung der Eltern nicht die wohnortnahe Schule 
besuchen. In manchen Eingangsklassen kommen die Schülerinnen und Schüler bereits heute aus 
bis zu 20 verschiedenen Tageseinrichtungen.

 

Diese erwartete Zusammenarbeit mit der Grundschule sollte aber auch in §12 für die Schulen der 
Sek. I ausdrücklich aufgenommen werden. Die Erfahrung zeigt, dass hier oft wenig Interesse an 
einer Zusammenarbeit besteht.

Absatz 2:

Die Landeselternschaft Grundschulen befürwortet nach wie vor die jahrgangsübergreifende Form 
der Schuleingangsphase, jedoch ist diese Form für viele Schulen heute aus unterschiedlichen 
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Gründen noch nicht umsetzbar. Daher ist mit der Gleichstellung beider Organisationsformen ein 
geeigneter Weg gegeben, um den Schulen die erforderliche Zeit zur pädagogischen 
Neuorientierung zu geben. Weiterhin ist, unabhängig von der konkreten Organisationsform, die 
Sicherstellung der Aus- und Fortbildung der  Lehrkräfte hinsichtlich jahrgangsübergreifender Arbeit 
dringend erforderlich. Denn selbst im Klassenverbund ist aufgrund der großen Altersspreizung 
jahrgangsübergreifendes Lernen sinnvoll und notwendig.  

Die neue Regelung, dass über die Organisation frühestens nach 4 Jahren neu entschieden werden 
kann, ist grundsätzlich zu begrüßen, da hierdurch die für Schule so wichtige Kontinuität 
gewährleistet wird. 

Absatz 4 :

Der Begriff Übergangsempfehlung ist aufgrund des letzten Entscheidungsrechtes der Schule nicht 
mehr angebracht. Diese Beschränkung der elterlichen Entscheidung kann nicht akzeptiert werden. 
Es ist kein Grund für einen derart massiven Eingriff in Grundrechte der Eltern zu erkennen. In erster 
Linie sind Eltern für die Pflege und Erziehung ihrer Kinder verantwortlich (Artikel 6 Abs. 2 GG). Auch 
nach der Verfassung des Landes NRW, Artikel 8 Abs.1 hat jedes Kind Anspruch auf Erziehung und 
Bildung. Das natürliche Recht der Eltern, die Erziehung und Bildung ihrer Kinder zu bestimmen, 
bildet die Grundlage des Erziehungs- und Schulwesens.

Dieses Recht soll denselben Eltern, die nach Ansicht der Landesregierung nun das Recht und auch 
die Fähigkeiten auf freie Grundschulwahl haben, nun nach vier Jahren Grundschulzeit wieder 
entzogen werden.

Das Ministerium konnte leider kein Zahlenmaterial hinsichtlich des Erfolgs bzw. Misserfolgs der 
Schülerinnen und Schüler vorlegen, die von Ihren Eltern entgegen der Grundschulempfehlung an 
einem Gymnasium angemeldet wurden. Die Auswertung vorliegender wissenschaftlicher 
Ausarbeitungen durch die Landeselternschaft Grundschulen zeigt aber, dass der überwiegende 
Anteil dieser Kinder erfolgreich den Weg auf einem Gymnasium absolviert hat. 

In bewusst unvollständigen oder falschen Darstellungen wird von politisch Verantwortlichen in der 
Öffentlichkeit der Eindruck erweckt, fehlerhafte Entscheidungen von Eltern wären der Grund für die 
unverantwortlich hohe Absteigerquote von Gymnasien zu Realschulen, von Realschulen zu 
Hauptschulen. Dies ist nachweisbar unrichtig! Unsere Kinder werden in hohem Maße von der Schule 
allein gelassen, mangelhafter Unterricht, massiver Unterrichtsausfall sind keine Seltenheit. Es ist 
überfällig, dass schlechter Unterricht auch Konsequenzen hat. Bisher tragen einzig und allein 
unsere Kinder die Konsequenzen.

Anstatt die Verantwortung und die Pflicht der Schule, aber auch der einzelnen Lehrkraft für die 
maximale Förderung des einzelnen Kindes einzufordern, werden elterliche Grundrechte erheblich 
eingeschränkt. 

Hinzu kommt, dass Eltern nach wie vor keinen Rechtsanspruch auf quantitativ und qualitativ 
ausreichenden Unterricht haben.

Die Internationale Grundschul-Leseuntersuchung hat gezeigt, dass 25% aller Empfehlungen nicht 
dem Leistungsvermögen der Kinder entsprechen. Nach Auffassung der Wissenschaftler sind 
allerdings selbst mit hohem Aufwand kaum Verbesserungen bei der Selektion zu erreichen. Eine 
pädagogische Prognose stellt daher ein untaugliches und höchst fragwürdiges Mittel einer genauso 
fraglichen Selektion dar. 

Dass Übergangsempfehlungen nicht nach der Leistungsfähigkeit des Kindes erfolgen, zeigen auch die 
Übergangsquoten von der Grundschule zum Gymnasium in NRW. Sie sind landesweit höchst unterschiedlich 
und liegen zwischen 14 – 65 % eines Grundschuljahrganges. Hier stehen in vielen Fällen offensichtlich die 
Interessen der Schulen als Institutionen im Vordergrund.

Im Falle des vorgesehenen Prognoseunterricht entsteht bereits in der Familie und dann auch 
während des Unterrichts unvermeidbar ein riesiger Druck auf 9-jährige Kinder. Das Ergebnis wird 
daher eher zufällig sein. Diese Situation kann im Sinne unserer Kinder auf keinen Fall akzeptiert 
werden. 
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Dass nun auch noch weitere Kinder nach der Ausbildungsordnung Grundschule dieser Situation 
ausgesetzt werden sollen, zeigt die völlige Fehleinschätzung der Landesregierung hinsichtlich der 
Abhängigkeiten des Schulerfolgs in der Sekundarstufe I. Besonders das stark selektive Schulsystem 
erfordert die intensive Unterstützung des Kindes durch das Elternhaus, da unser Schulsystem diese 
nicht leistet. Gerade die Eltern, die ihr Kind nicht am Gymnasium oder an der Realschule trotz 
entsprechender Empfehlung  anmelden wollen, sind oft nicht bereit oder in der Lage ihre Kinder im 
erforderlichen Umfang zu unterstützen.

Unter Beachtung der vorgesehenen früheren Einschulung sollen erst neunjährige Kinder bezüglich 
ihrer weiteren Entwicklung in den nächsten sechs Jahren beurteilt werden. 

Dieser Zeitpunkt ist viel zu früh und eine fundierte Prognose absolut unrealistisch. Dies wird auch 
von vielen führenden Wissenschaftlern bestätigt.

Weiterhin muss nach wie vor die Qualität des Unterrichts an weiterführenden Schulen erheblich 
bemängelt werden. Die Schülerinnen und Schüler bedürfen daher, wie die PISA-Untersuchung 
leider unmissverständlich dargestellt hat, der besonderen Unterstützung durch das Elternhaus. 

Ø Der Besuch einer weiterführenden Schule ist in Deutschland also nicht von der 
Leistungsfähigkeit des Kindes, sondern von der Leistungsfähigkeit des Elternhauses 
abhängig. 

Nach Abwägung aller Aspekte kann das nur bedeuten, dass Eltern auch weiterhin die Entscheidung 
für eine Schulform treffen müssen. Die Entscheidung über die Aufnahme muss, wie bereits heute, 
bei der jeweiligen weiterführenden Schule liegen. Diese Entscheidung muss aber auch mit der 
Pflicht verbunden sein, das aufgenommene Kind auf dieser Schule bis zum Abschluss zu führen.

 

Zu §13 – Erprobungsstufe
 
Auf unsere Stellungnahme zu §10 wird verwiesen.
 
 
Zu §35 – Beginn der Schulpflicht
 
Der Referentenentwurf enthält leider keine Begründung, warum der Zeitpunkt für die Einschulung 
vorverlegt werden soll. Zudem ist die beabsichtigte schrittweise Einführung aus dem 
Gesetzesentwurf nicht erkennbar.
 
Mit Blick auf das Kind müssen sich alle Beteiligten die Konsequenzen vergegenwärtigen:
 

Ø Durchschnittlich ein halbes Jahr jüngere Kinder erfordern eine Änderung der Pädagogik 
und Didaktik zumindest in den ersten Klassenstufen.
Ø Die Entscheidung für die Form der weiterführenden Schule und der Schulwechsel liegen 
noch ein halbes Jahr früher. Die restliche Welt hat längst erkannt, dass dieser Zeitpunkt viel 
später anzusiedeln ist.
Ø Bei normalem Bildungsverlauf beginnt das Studium dann schon im Alter von 17 Jahren, 
daraus ergeben sich eine Fülle von Problemen
Ø Die zeitliche Belastung der Schülerinnen und Schüler wird durch weitere Einflüsse wie 
Fremdsprache ab Klasse 1 oder Abitur in 8 Jahren zu einem immer früheren Zeitpunkt 
deutlich größer. Dieser Aspekt wird bislang ignoriert, es liegen keinerlei Aussagen zur 
Belastung bzw. einer evtl. Überlastung vor. 

 
Aus Sicht der Landeselternschaft Grundschulen sollte besser ein verpflichtendes drittes 
Kindergartenjahr eingeführt und der Bildungsauftrag der Kindertageseinrichtungen stärker 
eingefordert werden. Dieser Auftrag muss mit einer weiteren Qualifizierung des Personals begleitet 
werden.
 
Eine verpflichtende Einschulung für alle Kinder mit 5 ½ Jahre wäre ohne ein Recht der Eltern, ihr 
Kind auf Antrag auch ein Jahr später einschulen zu können, undenkbar.

Stellungnahmen der Landeselternschaft   Seite 43



Landeselternschaft Grundschulen NW e.V.

 
Zu §36 – Vorschulische Beratung und Förderung
 
Absatz 1:
Sollte entgegen unserer Empfehlung das Einschulungsalter vorverlegt werden, sind  
Informationsveranstaltungen für Eltern vierjähriger Kinder unter dem Aspekt der rechtzeitigen 
vorschulischen Förderung nicht ausreichend. Hier müssten die Eltern dann noch früher informiert 
werden.
 
Absatz 2:
Es ist für die Landeselternschaft Grundschulen nicht ersichtlich, woher die Fachleute mit der 
erforderlichen Qualifikation zur Feststellung der Sprachentwicklung 3 bis 4-jähriger kommen sollen. 
Mit welcher Qualität erfolgt diese Feststellung? 
 
Wenn 3 ½-jährige Kinder untersucht werden, so sind Migrantenkinder zu diesem Zeitpunkt gerade 
dabei, Deutsch als 2. Sprache zu erlernen. 
 
Wir fordern entsprechende Zusatzqualifikationen der Personen, die den Stand der 
Sprachentwicklung feststellen sollen. Die Sprachförderung muss durch für dieses Altersspektrum 
qualifiziertes Personal nach Möglichkeit innerhalb der Tageseinrichtungen erfolgen. 
 
Als Ziel der Sprachförderung „soll gewährleistet sein, dass jedes Kind vom Beginn des 
Schulbesuchs an dem Unterricht folgen kann“. Dieses Ziel ist aus unserer Sicht nicht ausreichend: 
Das Kind muss dem Unterricht nicht nur folgen können, es muss sich auch beteiligen können. D.h. 
auch die Förderung des aktiven Sprachvermögens muss gesichert sein.
 
Vorschlag für einen zusätzlichen Absatz 4:
 
Nach wie vor nicht berücksichtigt sind im Gesetzentwurf die umschriebenen Entwicklungsstörungen 
schulischer Fertigkeiten (Dyskalkulie und Legasthenie). Hiervon sind nach Auskunft von Experten 
 10 – 15 % eines Jahrgangs betroffen. Ähnlich wie bei der Sprachförderung könnten durch 
entsprechende Förderung bereits in der Zeit bis zum Schulbeginn die umschriebenen 
Entwicklungsstörungen ausgeglichen werden. Leider werden Eltern mit den sich daraus ergebenen 
großen Problemen bisher völlig allein gelassen. 
 
Die frühe Diagnose und rechtzeitige Förderung würde nicht nur den betroffenen Kindern und Eltern 
erhebliche Mühen, psychische Belastungen und fehlerhafte „Behandlung“ in der Schule ersparen, 
sondern könnte deutlich dazu beitragen, die deutschen Grundschulen bei zukünftigen IGLU-
Vergleichen sogar in die internationale Spitzengruppe zu bringen.  Selbst PISA könnte Jahre später 
noch davon profitieren und das traurige Bild deutscher weiterführender Schulen ein wenig 
verbessern.
 
Die Einführung genormter, landesweiter Diagnoseverfahren (z.B. Bielefelder Screening für den LRS-
Bereich) und die Finanzierung der erforderlichen Therapien sind schon lange überfällig.
 
 
Zu §45 – Information und Beratung
 
Absatz 4:
 
Die eindeutige Sprachregelung wird begrüßt. Die Bedeutung der Elternsprechtage wird hier zu sehr 
in den Vordergrund gestellt. Aus Sicht der Landeselternschaft Grundschulen sollte Eltern die 
Beratungspflicht der Lehrerinnen und Lehrer deutlicher gemacht werden. Dies könnte durch eine 
verpflichtende Regelung zur Einrichtung von regelmäßigen Lehrersprechstunden  und 
Veröffentlichung dieser Zeiten zu Schuljahrsbeginn geschehen. Zudem könnte diese Maßnahme  
auch die fruchtlose Diskussion um die Ausgestaltung der Elternsprechtage erheblich entschärfen.
 
Eine entscheidende Wende ließe sich durch die Einführung einer Ganztags-Präsenzpflicht der 
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Lehrkräfte einleiten. Ein solcher Schritt ließe die Diskussion um Elternsprechtage obsolet werden.
Zudem wäre damit ein erhebliches Verbesserungspotential durch Synergien, Teamarbeit, 
Sachkosteneinsparungen, etc.  verbunden. Der Lehrerberuf würde auch endlich die ihm zustehende 
deutliche Steigerung seines Ansehens erlangen. Als selbstverständlich ist in diesem 
Zusammenhang die Ausstattung mit einem entsprechenden Arbeitsplatz zu sehen. Die damit 
verbundenen Kosten werden durch die zu erwartenden Synergieeffekte bei weiten gedeckt. Auch 
die Raumfrage ist bei zurück gehenden Schülerzahlen zu lösen.
 
 
Zu §46 – Aufnahme in die Schule, Schulwechsel
 
Absatz 1:
Der Absatz 1 sollte um folgenden Satz ergänzt werden: 
Die Schulleiterin oder der Schulleiter muss sich bei ihrer bzw. seiner Entscheidung der Pflicht 
bewusst sein, das aufgenommene Kind auf dieser Schule zum Abschluss zu führen.

Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf unsere Stellungnahme zu §11.
 
 
Absatz 8:
 
Wie bereits zu §13 angemerkt, ist das Ziel einer besseren Durchlässigkeit zu befürworten. Fraglich 
ist allerdings, wie die Umsetzung an den Schulen der Sek. I  sichergestellt werden kann. Es ist zu 
befürchten, dass Haupt- und Realschulen ihre besten Schülerinnen und Schüler nur sehr ungern 
abgeben werden. Hier muss eine Kontrolle und Einhaltung dieser Regelung z.B. durch die 
Schulaufsicht sichergestellt sein. 
 
Zu §48 – Grundsätze der Leistungsbewertung
 
Absatz 2:
 
Die vorgesehene Berücksichtigung von Lernstandserhebungen ist nicht akzeptabel! 
 
Diese Änderung zeigt, dass sich die Landesregierung nicht mit der Zielrichtung von 
Lernstandserhebungen auseinandergesetzt hat. Es ging und geht hier allein um ein systemisches 
Evaluations- und Analyseinstrument der Leistung einer Schule. Der vorliegende Gesetzentwurf 
bestätigt die bereits im Jahre 2004 geäußerten Befürchtungen der Landeselternschaft 
Grundschulen, dass die Ergebnisse missbräuchlich genutzt werden könnten. Deshalb hatte die 
Landeselternschaft Grundschulen bereits im Jahre 2004 eine Anonymisierung gefordert.
 
Die entwickelnden Wissenschaftler haben an verschiedenen Stellen klargestellt, dass aufgrund der 
Systematik die Tests nicht für eine Leistungsbewertung geeignet sind. Auch das MSW selbst stellt  
im Bildungsportal nach wie vor klar, dass Lernstandserhebungen keine Verfahren zur 
Leistungsbewertung sind. (vgl. 
http://www.bildungsportal.nrw.de/BP/Schule/Qualitaetssicherung/Standardueberpruefung.pdf)
 
Mit einer Leistungsbewertung wird wieder Druck auf die Schüler ausgeübt, wo doch gerade hier 
Schülerinnen und Schüler einmal ohne entsprechenden Notendruck arbeiten sollen!
 
 
Zu §49 – Zeugnisse, Bescheinigungen über die Schullaufbahn
 
Aussagen zum Arbeits- und Sozialverhalten stellen in einer inhaltlich differenzierten Art und Weise 
sicherlich eine gute Orientierung für Schülerinnen, Schüler und Eltern dar. Das zeigen auch die 
Erfahrungen der Grundschulen in den Klassen 1 bis 3. 
 
Eine Kategorisierung auf Basis der genannten Notenstufen birgt das Risiko einer Scheinobjektivität, 
wie es generell für alle Benotungen gilt. Im diesem Zusammenhang sei auf die  durch die 
Landesregierung im Jahr 2000 in Auftrag gegebene PISA-Ergänzungsstudie hingewiesen, die für 
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eine identische Mathematik- oder Leseleistung an den NRW-Gymnasien Notenunterschiede gezeigt 
hat, die sich in der Skala 1 bis 6 schon nicht mehr ausdrücken lassen.
 
Auf keinen Fall aber dürfen Aussagen zum Arbeits- und Sozialverhalten, unabhängig von der Form, 
auf Abgangszeugnissen oder auf Zeugnissen, die zur Bewerbung dienen, erscheinen. 
 
 
Vorschlag für einen zusätzlichen Absatz 4:
 
Die Leistung der Lehrkräfte sollte auf Basis eines wissenschaftlich erarbeiteten Feedback-
Verfahrens durch Schülerinnen, Schüler und Eltern bewertet werden. 
Auf diesem Wege würde die Schulleitung und die einzelne Lehrkraft wichtige Hinweise zur 
Evaluation der eigenen Arbeit erhalten. Solche Verfahren sind in einigen anderen Nationen schon 
lange Normalität und auch in Deutschland haben einzelne Schulen für sich den Nutzen eines 
solchen Schüler- und Eltern-Feedbacks erkannt.
 
Hier geht es darum gute Leistungen zu honorieren und zur Qualitätsverbesserung im Sinne von 
Best-Practice  zu nutzen. Anderseits müssen Schlecht-Leistungen auch von Lehrkräften endlich 
Konsequenzen haben.
 
 
Zu §50 – Versetzung
 
Absatz 3:
Diese Regelung wird von der Landeselternschaft Grundschulen sehr begrüßt. Wir erwarten hier von 
der Landesregierung ein schlüssiges Konzept, wie Schulen und Lehrkräfte diesen Gesetzesauftrag 
umsetzen sollen und können. Die zusätzlichen (spezifischen?) Förderangebote lassen in Ansätzen 
eine an den führenden PISA-Ländern orientierte Idee erkennen. 
 
Wir erwarten, dass die Finanzierung über die Einsparung von rund 4000 Euro pro Schüler, der ein 
Jahr nicht wiederholen muss, erfolgt. Oder anders ausgedrückt, die in Konsequenz einer niedrigen 
Wiederholerquote frei werdenden Stellen müssen zur Förderung im System bleiben und dürfen nicht 
eingespart werden.
 
 
Zu §61 – Bestellung der Schulleitung
 
Grundsätzlich begrüßt die Landeselternschaft Grundschulen den Gedanken der Landesregierung, 
die Schulleitung über ein Wahlverfahren unter Mitwirkung von Eltern zu besetzen.
 
Insbesondere bei der Besetzung der Schulleitungsstellen der Grundschulen - auf die zur Zeit 
erhebliche Problematik muss hier nicht eingegangen werden - befürchten wir aber durch ein solches 
Vorgehen eine noch weiter zurückgehende Bewerberzahl. Der Anreiz eines nur geringfügig höheren 
Gehaltes und der Gestaltungsmöglichkeiten als Schulleiterin oder Schulleiter stehen eine erheblich 
höhere zeitliche Belastung und dann noch die Unsicherheit über die eigene Zukunft entgegen. Im 
Falle der Nicht-Wiederwahl ist die Versetzung als normale Lehrkraft an eine andere Schule fast 
zwingend.
 
Bezüglich des vorgesehenen Verfahrens drängt sich der Vergleich zu politischen Direktwahlen wie 
z.B. bei der Bürgermeisterwahl auf. Den Vorteilen der Möglichkeit, den am meisten geeigneten 
Bewerber bei der Erstwahl auszuwählen, stehen die Nachteile eines „Wahlkampfverhaltens“ in der 
Zeit vor einer evtl. bevorstehenden Wiederwahl gegenüber. Wie soll eine Schulleiterin, ein 
Schulleiter mit problematischen Situationen kurz vor seiner evtl. Wiederwahl umgehen, die genau 
die Personen betreffen, die über ihre / seine Wiederwahl mit entscheiden?
 
Ein Ausweg könnte hier ein paritätisch besetztes Gremium auf Ebene des Schulträgers sein, das 
diese Entscheidung für viele Schulen im Bereich des Schulträgers trifft. Dadurch wäre auch eine 
Qualitätssicherung des Entscheidungsprozesses über mehrere Schulen hinweg gesichert.
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Ein solches Gremium könnte wie folgt besetzt sein:
 
 
Feste Mitglieder:

Ø Ein gewählter Lehrervertreter auf Ebene des Schulträgers
Ø Ein gewählter Elternvertreter auf Ebene des Schulträgers
Ø Ein Vertreter des Schulausschusses der Gemeinde
Ø Ein unabhängiger Berater zur Qualitätssicherung und Methodik

Im jeweiligen Auswahlfall hinzu kommende Mitglieder: 
Ø Ein Vertreter der Lehrerkonferenz der jeweils betroffenen Schule
Ø Der Schulpflegschaftsvorsitzende der jeweils betroffenen Schule

 
 
Die Auswahl selbst könnte z.B. durch die Nutzung der Methodik von Assessment-Centern 
transparent werden.
 
Zu §63 – Verfahren
 
Die Neuregelung, dass Beratungsunterlagen der Einladung der Mitwirkungsgremien beizufügen 
sind, begrüßen wir sehr. Hierdurch wird eine intensivere, kompetentere und effektivere Arbeit in den 
Mitwirkungsgremien unterstützt.

 
Zu §64 – Wahl
 
Hier fehlt leider noch immer eine Regelung, die eine gleichzeitige Wahrnehmung des 
Klassenpflegschaftsvorsitzes bzw. der Vertretung  in mehreren Klassen unterbindet. In das zur Zeit 
gültige Schulgesetz wurde die entsprechende Regelung des Schulmitwirkungsgesetzes nicht 
übernommen.
 
Zu §66 – Zusammensetzung der Schulkonferenz
 
Die Aufhebung der Drittelparität stellt aus Sicht der Landeselternschaft Grundschulen einen 
erheblichen Rückschritt dar. Die Schulen in NRW befanden sich in den letzten Jahren auf einem 
guten Weg zu einem besseren demokratischem Grundverständnis. Dieser wurde mit der Einführung 
der Drittelparität mit dem zur Zeit geltenden Schulgesetz untermauert. Die Begründung des 
Referentenentwurfs ist nicht nachzuvollziehen. Gerade hinsichtlich der Entscheidung der 
pädagogisch orientierten Entscheidungsrechte der Schulkonferenz ist diese ausdrücklich nur mit der 
Mehrheit sowohl ihrer Mitglieder als auch der Lehrervertretung möglich.

Aus unserer Sicht haben Lehrer auch bei Drittelparität einen bestimmenden Einfluss auf die Wahl 
der Mittel, da die pädagogischen Konzepte von ihnen erstellt werden. Bei entsprechender 
Information und Darstellung in der  Schulkonferenz werden die richtigen Beschlüsse im Sinne der 
Lehrer gefasst werden.

Auch wenn die Grundschulen von dieser Änderung nicht betroffen sind, lehnen wir diese aus den 
o.g. Gründen ab.

 
Zu §75 – Besondere Formen der Mitwirkung
 
Absatz 5:
 
Die Möglichkeit der Einrichtung von Teilschulpflegschaften bei Schulen mit Teilstandorten wird durch 
die Landeselternschaft Grundschulen befürwortet. Hierdurch ergibt sich für die Beteiligten eine 
individuelle und besser auf den jeweiligen Standort bezogene Mitwirkungsmöglichkeit.  
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Zu §77 – Mitwirkung beim Ministerium
 
Absatz 3:
 
Die vorgesehene Aufhebung der bislang erforderlichen Anerkennung von Elternverbänden lehnt die 
Landeselternschaft Grundschulen entschieden ab.
 
Dies würde eine erhebliche Schwächung der Verbindlichkeit der Elternvertretungen in NRW nach 
sich ziehen. Bereits die heutige Situation der zwölf anerkannten Elternverbände hat zur Folge, dass 
es für die Ministerin sehr schwierig ist, eine Elternmeinung zu erhalten.
 
Deshalb treten wir nach wie vor, nach dem erfolgreichen Vorbild aller anderen Bundesländer (mit 
Ausnahme Bayerns), für eine demokratisch gewählte Elternvertretung für das Land NRW ein. 
 
Wir fordern die Landesregierung aus diesem Grund zu einer Änderung des Absatz 3, Nr. 3 mit 
folgendem Wortlaut auf:
 
3. der Landeselternbeirat gem. §77 c
 
Der bisherige Absatz 4 kann entfallen und ist durch die folgenden § 77a – 77 c zu ersetzen:
 

Mitwirkungsrechte auf Kreis- und Landesebene

§ 77a

Kreiselternräte

(1) In den Landkreisen und kreisfreien Städten wird ein Kreiselternrat gebildet. Ihnen gehören die 

gemäß § 72 Abs. 1 gewählten Vorsitzenden an. Die an Ersatzschulen gewählten Mitglieder gehören 

den jeweiligen Kreiselternräten mit beratender Stimme an.

(2) Die Kreiselternräte dienen der Wahrnehmung der Interessen in schulischen Angelegenheiten im 

Kreis .

(3) Die Kreiselternräte wählen aus der Mitte ihrer stimmberechtigten Mitglieder 

1.      eine Sprecherin oder einen Sprecher, 

2.      bis zu drei stellvertretende Sprecherinnen oder Sprecher 

3.      und ein Mitglied für den Landeselternrat.

Diese gewählten Mitglieder bilden den Vorstand des Kreiselternrates.

 (4) Die Kreiselternräte beraten mindestens zweimal im Jahr. Sie treten spätestens zehn Wochen 
nach Beginn des Unterrichts im Schuljahr erstmalig zusammen. Mit dieser Frist lädt das zuständige 
staatliche Schulamt neu gebildete Kreiselternräte zur ersten Beratung ein.
 
 (5) Die Kreiselternräte sind  in folgenden Angelegenheiten zu hören:

1.      Schulentwicklungsplanung des Kreises, 

2.      Errichtung, Änderung und Auflösung von Schulen im Kreis, 

3.      Festlegung und Veränderung von Schulbezirken für Schulen des Kreises, soweit sie nicht 
von dem für Schule zuständigen Ministerium festgelegt werden, 

4.      Schulbaumaßnahmen des Kreises sowie 

5.      Grundsätze der Schülerbeförderung. 

 
 

§ 77 b
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Landeselternrat
(1) Es wird ein Landesrat der Eltern gebildet. Ihm gehören die gemäß § 77 a Abs. 3 Nr. 3 gewählten 
Mitglieder an. Ihm gehören ferner bis zu vier von den Ersatzschulen benannte Vertreterinnen oder 
Vertreter mit beratender Stimme an.

(2) Der Landeselternrat dient der Wahrnehmung der schulischen Interessen der Eltern in NRW.  Er 
kann Vertreterinnen oder Vertreter in Gremien auf Bundesebene entsenden.
(3) Der Landeselternrat wählt aus der Mitte seiner stimmberechtigten Mitglieder eine Sprecherin oder 
einen Sprecher. Er wählt ebenso sieben Mitglieder für den Landeselternbeirat. Dabei sollen alle 
Schulformen vertreten sein.
(4) Der Landeselternrat kann einen Vorstand bilden, denen die stellvertretenden Sprecherinnen oder 
Sprecher angehören. Zusätzlich können dem Vorstand die Mitglieder des Landeselternrates 
angehören, die diesen im Landeselternbeirat vertreten (erweiterter Vorstand).
(5) Der Landeselternrat tritt spätestens 15 Wochen nach Beginn des Unterrichts im Schuljahr 
erstmalig zusammen.
 

§ 77c
Landeselternbeirat

(1) Es wird ein Landeselternbeirat gebildet. Ihm gehören die gemäß § 77 b Abs. 3 gewählten 
Mitglieder an. Dem Landeselternbeirat gehört ferner eine Vertreterin oder ein Vertreter der Eltern an 
Ersatzschulen im Land NRW an.
 
Vertreterinnen und Vertreter anderer Einrichtungen und Interessenverbände von landesweiter 
Bedeutung sollen im Benehmen zwischen dem Vorstand und dem für Schule zuständigen 
Ministerium eingeladen werden, wenn Beratungsgegenstände dies nahe legen.
(2) Der Landeselternbeirat wählt aus seiner Mitte eine Sprecherin oder einen Sprecher und bis zu 
zwei Stellvertreterinnen oder Stellvertreter.
(3) Der Landeselternbeirat  berät mit dem für Schule zuständigen Ministerium schulische Fragen von 
grundsätzlicher Bedeutung und beschließt hierzu.
(4) Der Landeselternbeirat ist in folgenden Angelegenheiten zu hören:

1.      Entwürfe von Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die von erheblicher Bedeutung für die 
Schulen sind, 

2.      Entwürfe von Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die die Mitwirkungsrechte der Eltern, 
der Schülerinnen und Schüler und der Lehrkräfte betreffen, 

3.      Grundsätze für die Rahmenlehrplanarbeit und für die Genehmigung von Lernmitteln, 

4.      Grundsätze der Schulentwicklungsplanung, 

5.      Grundsätze für den Schulbau, die Schulbauförderung und die Ausstattung von Schulen, 

6.      Errichtung von Versuchsschulen und Genehmigung von Schulversuchen gemäß § 25. 

 
(5) Besteht bei nach Absatz 4 Satz 1 anhörungsbedürftigen Angelegenheiten ein unabweisbar 
dringender Regelungsbedarf und kann die Beteiligung des Landeselternbeirates nicht rechtzeitig 
herbeigeführt werden, trifft das für Schule zuständige Ministerium eine vorläufige Regelung. 
Zugleich ist der Landeselternbeirat über die Regelung und die Gründe der Dringlichkeit zu 
informieren und das Anhörungsverfahren gemäß Absatz 4 einzuleiten.
(7) Der Landeselternbeirat tritt spätestens fünf Monate nach Beginn des Unterrichts im Schuljahr 
zusammen.
 
 
Zu §84 – Schulbezirk und Schuleinzugsbereich
 
 
Die folgenden Aussagen erfolgen unter der Annahme der uneingeschränkten Aufhebung der 
Schulbezirke. Gelingt es z.B. durch die weiter unten angesprochenen Maßnahmen, Eltern zu 
überlegtem, ausgewogenem Schulwahlverhalten zu bringen, so treten viele der negativ 
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dargestellten Effekte sicherlich nicht auf.
 
Der sozial-integrative Auftrag der Grundschule wird durch eine Aufhebung der Schulbezirke deutlich 
erschwert. Die Effizienz der in den letzten Jahren beginnenden, verstärkten Zusammenarbeit 
zwischen Kindergarten und Grundschule zur besseren Unterstützung des Übergangs in die 
Grundschule wird erheblich vermindert, da der Anteil der Kinder, die aus schulnahen Kindergärten 
kommen, sinkt.

Eltern werden sich dann vermehrt durch „gute Werbung“ leiten lassen, eine Beurteilung der 
tatsächlichen Qualität einer Schule ist Eltern letztlich nicht möglich, zumal bisher keinerlei Mittel zur 
Qualitätsbeurteilung eingesetzt werden. Die Vergleichsarbeiten der Klasse 4 sind hierzu sicher nicht 
geeignet. Eine Schule mit guter Werbung muss nicht eine Schule guter Qualität sein. Trotzdem 
werden Eltern tendenziell zu den aus ihrer Sicht „besseren“ Schulen wechsel.

Durch eine komplette Aufhebung der Schulbezirke würde damit die Bildung von Brennpunktschulen 
forciert. Voraussetzung für eine Vermeidung der Zuspitzung der Situation der Brennpunktschulen 
bzw. eine Herbeiführung gleicher Wettbewerbschancen wäre eine langjährige erfolgreiche und auch 
nach außen dokumentierte und anerkannte Arbeit der Schule. Dies setzt neben einer Stärkung der 
Ressourcen auch eine dauerhafte Unterstützung dieser Schulen voraus.

Selbst dann ist fraglich, ob bildungsnahe Eltern, durch diese Maßnahmen überzeugt, ihre Kinder an 
einer Brennpunktschule anmelden. Zu befürchten ist, dass Eltern trotz guter Leistungen einer 
Brennpunktschule nach einer anderen Schule Ausschau halten, sofern sie über die notwendigen 
Mittel verfügen.

Durch den vermehrten Wechsel zu begehrten Schulen wird es für diese zunehmend schwieriger 
ihren Standard zu halten. D.h. die Qualität dieser Schulen wird evtl. sinken, obwohl sie andererseits 
den Vorteil engagierter Eltern und besser unterstützter Kinder haben. Dies könnte wiederum zur 
Folge haben, dass Eltern sich wieder neu orientieren. Die so wichtige kontinuierliche Entwicklung 
einer Schule wird letztlich behindert.

Eine Chance bestünde für verschiedene Grundschulen in einer systematischen Profilbildung. 
Gerade unter der Annahme sonst gleicher Ausgangsbedingungen wäre eine Ausrichtung auf 
sportliche, kreative oder auch musische Schwerpunkte begrüßenswert.

Der begrüßenswerte Ansatz zur Bildung von wohnraumnahen Familienzentren, die auch intensiv mit 
offenen Ganztagsschulen zusammenarbeiten, wird durch eine Aufhebung der Schulbezirke leider 
nicht gefördert.

 

Eine Sicherung kleiner Schulen ist durch die Aufhebung der Schulbezirke nicht erkennbar. Auch 
Schwerpunktbildungen werden kleine Schulen nicht vor einer möglichen Schließung bewahren.  Die 
Auswahl der Schule wird sich, gerade weil oft noch keine Erfahrungen (beim ersten Kind) mit der 
Schule vorliegen, nach dem Ruf der Schule richten. Obwohl dieser Ruf nichts mit dem tatsächlichen 
Leistungsvermögen einer Schule zu tun hat, wie vielfältige Beispiele belegen, ist eine Ausrichtung 
daran zu erwarten. Dieser Effekt ist auch den Schulen bewusst. D.h. der gewünschte Wettbewerb 
wird sich primär in einem Wettbewerb des „Schulmarketings“ erschöpfen.

In der konkreten Umsetzung beim Anmeldeverfahren stellen sich vielfältige Fragen: 
 

·  bei zu hohen Anmeldezahlen: 

o Ist die Aufnahmekapazität einer Schule durch das Gebäude definiert oder entsteht 
Druck auf den Schulträger?

o Werden hier nicht gerade die bildungsnahen Eltern auch wieder Mittel und Wege 
finden? 

o Müssen begehrte Schulen auf Kann-Kinder verzichten bzw. müssen Kann-Kinder dann 
zu anderen Schulen?
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o Sind Mehrfach-Anmeldungen möglich bzw. sollen sie unterbunden werden?

o Lehnen begehrte Schulen als schwach eingestufte Kinder eher ab?

 
· bei zu niedrigen Anmeldezahlen:

 
o Erhält der Schulträger das Gebäude dauerhaft?
o Angst der Eltern vor Schließung verstärkt die ungünstige Situation der Schule
o Die Schule ist gezwungen die von begehrten Schulen abgelehnten Schüler zu nehmen
o Evtl. überdurchschnittlicher Anteil von Kann-Kindern

Die Landeselternschaft Grundschulen sieht nur einen Weg: 
 

Eltern müssen in die Lage versetzt werden, eine wirklich kindgerechte Entscheidung treffen zu 
können. 

Dazu sind eine Reihe von Voraussetzungen zu schaffen:

 

1.      Schulen müssen in die Lage versetzt werden, den Unterricht im vorgesehenen Umfang zu 
erteilen. Heute fällt nominal 5 % des Unterrichts aus, real weit über 10 %. 

2.      Die Qualität des Unterrichts muss sichergestellt werden. Das heutige Zufallsprinzip wollen 
Eltern nicht mehr akzeptieren. Gute Leistungen der Lehrkräfte müssen sich auswirken, aber 
auch schlechte Leistungen müssen Konsequenzen haben.

3.      Benachteiligte Schulen in Brennpunkten müssen über gesicherte finanzielle Zusatz-Förderung 
die Möglichkeit bekommen, gezielt in Eigenverantwortung durch den Einsatz zusätzlicher 
Sozialpädagogen und Lehrkräfte die Standortnachteile auszugleichen und Kindern wie auch 
Eltern im wohnortnahen Umfeld als beste Alternative zur Verfügung stehen.

4.      Es müssen frühzeitig, ausgehend von den Informationsveranstaltungen für Eltern 4-jähriger 
Kinder, ausführliche Informationen über die wichtigen Faktoren des Schulbesuchs erfolgen:

 

 Sozialraumbezug, Kennenlernen der eigenen Umgebung 

 Bildung von Freundschaften 

 Bildung von Selbstständigkeit und Identität 

 Verschiedene Konzepte der Grundschulen 

 Förderansatz der Schulen 

 Betreuungsmöglichkeiten 

 Schwerpunktbildung

Dies sollte in einem Zeitraum von 2 Jahren vor der Einschulung in engem Verbund von 
Kindertageseinrichtungen und Grundschule erfolgen. Aus unserer Sicht wäre dies auch ein 
wichtiger Baustein der Arbeit der von der Landesregierung geplanten Familienzentren.

 Unter diesen genannten Voraussetzungen werden Eltern auch die richtigen Entscheidungen 
treffen. 

 Durch die freie Schulwahl wird keine Schule besser. Erst die Sicherstellung verlässlicher Qualität 
und Quantität des Unterrichts sowie sichtbare Förderung benachteiligter Schulen schafft das 
Vertrauen von Eltern zur nächstgelegenen Schule. Damit kann sich dann jede Schule unbesorgt der 
freien Schulwahl der Eltern stellen.
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6.2 Ausbildungsordnung Grundschule

Die Präsidentin 

des Landtags Nordrhein-Westfalen

Postfach 10 11 43

 

40002 Düsseldorf

              Dortmund, 15. Juni 2006

 Stellungnahme zum Entwurf der Verordnung zur Änderung der Verordnung über den Bildungsgang in 
der Grundschule (Ausbildungsordnung Grundschule - AO-GS)

 

Sehr geehrte Frau von Dinther,

die Landeselternschaft Grundschulen nimmt wie folgt Stellung zu den vorgesehenen Änderungen der 
Ausbildungsordnung Grundschule: 

Die Landeselternschaft hat in Ihrer Stellungnahme zum Schulgesetz die Aufhebung der 
Grundschuleinzugsbezirke grundsätzlich begrüßt. Erfolgreich kann dieser Weg aber nur sein, wenn gleiche 
Wettbewerbschancen der Schulen sichergestellt werden. Dazu gehört u. a. die Dokumentation einer 
langjährigen, erfolgreichen und auch nach außen anerkannten Arbeit der Schule. Dies setzt neben einer 
Stärkung der Ressourcen auch eine dauerhafte Unterstützung dieser Schulen voraus.

Die im Entwurf genannten Kriterien im Falle einer notwendigen Auswahlentscheidung bei Anmeldeüberhang 
haben sich im Bereich der weiterführenden Schulen bewährt und werden von der Landeselternschaft 
ausdrücklich begrüßt.

Wie bereits in unserer Stellungnahme zum Schulgesetz bemerkt, begrüßt die Landeselternschaft die Absicht 
der Landesregierung, der individuellen Förderung einen höheren Stellenwert zu geben. Leider lässt auch der 
vorgelegte Entwurf zur Änderung der Ausbildungsordnung Grundschule die dazu erforderlichen Präzisierungen 
vermissen.

Die wesentlichen Fragen bleiben nach wie vor offen:

Mit allumfassenden Kann-Bestimmungen (vgl. §4, Abs.1) und ohne jegliche erkennbare 
Finanzierungsgrundlage kann der Anspruch an eine echte „individuelle Förderung“ aus unserer Sicht nicht 
ansatzweise erfüllt werden. Bei dem Finanzeinsatz für Grundschüler liegt NRW nicht nur deutschlandweit 
sondern auch im Vergleich der PISA-Länder auf dem letzten Platz. Die unbedingt notwendige individuelle 
Förderung ist aber nicht zum Nulltarif erhältlich.

Es ist für die Landeselternschaft Grundschulen nicht ersichtlich, wie unter diesen Voraussetzungen eine 
Verbesserung der Förderung möglich ist. 

 

Mit der Einführung von Noten im Versetzungszeugnis zur Klasse 3 und dem Wegfall der möglichen 
Notenfreiheit in Klasse 3 werden bewährte, aussagekräftige Leistungsbeschreibungen auf Kosten einer 
Scheinobjektivität reduziert bzw. ersetzt.  Imn diesem Zusammenhang sei auf die durch die Landesregierung 
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im Jahr 2000 in Auftrag gegebene PISA-Ergänzungsstudie hingewiesen, die z.B. für eine gemessene 
identische Mathematik- oder Leseleistung an den NRW-Gymnasien Notenunterschiede gezeigt hat, die von 
„sehr gut“ bis „ungenügend“ reichten. 
 
 
Zu den vorgesehenen Änderungen der Ausbildungsordnung:
 
Zu §1  (Einzugsbereiche): 
Absatz 2:

Der Begriff „nächstgelegene Grundschule“ ist ungenau und erfordert eine Spezifizierung.

Ist die kürzeste Entfernung gemeint? Bezogen auf die Luftlinie oder den Fußweg? Wer ermittelt diese 
Angaben? Eine Orientierung an der Schülerfahrkostenverordnung wäre hier denkbar.

 

Absatz 3: 

Wie bereits erwähnt, begrüßt die Landeselternschaft die Kriterien zur Aufnahmeentscheidung bei 
Anmeldeüberhängen. Allerdings muss ersichtlich sein, wie die Nachprüfbarkeit und Transparenz bei der 
Anwendung der Kriterien erzielt wird. Hier fehlt eine entsprechende Regelung. 

 

In unserer Stellungnahme zum Schulgesetz haben wir bereits darauf hingewiesen, dass Maßnahmen z.B. in 
Form rechtzeitiger Informationsveranstaltungen erforderlich sind, die Eltern in die Lage versetzen, eine 
überlegte, fundierte und  ausgewogene Schulwahlentscheidung zu treffen.  Dies könnte bereits im Rahmen der 
vorgeschriebenen Informationsveranstaltungen für Eltern 4-jähriger Kinder erstmalig erfolgen.

 

Zu §4 (Lernstudios, schulisches Förderkonzept):
Absatz 1:

Das schulische Förderkonzept (Lernstudio) muss Teil des Schulprogramms sein. Es sollte in der AO-GS 
verdeutlicht werden, dass das Konzept damit eines Beschlusses der Schulkonferenz bedarf. 

Wie bereits in den einleitenden Bemerkungen aufgezeigt, muss allen Beteiligten klar sein,   dass eine wirkliche 
individuelle Förderung nur mit zusätzlichem Mitteleinsatz möglich ist. 

Hier fordert die Landeselternschaft Aussagen des Ministeriums zum beabsichtigten Ressourceneinsatz und der 
Herkunft dieser Ressourcen.

Absatz 2: 

Es ist positiv zu bewerten, dass, sofern die Förderung im Lernstudio an die Stelle des Unterrichtes nach der 
Stundentafel tritt, das vorherige Einverständnis der Eltern erforderlich ist. Voraussetzung muss allerdings sein, 
dass Eltern frühzeitig über die Konsequenzen ihrer Entscheidung informiert werden. Erst später sollten sie die 
eigentliche Entscheidung treffen müssen.

Im Zusammenhang mit den Absätzen 1 und 2 bleiben für die Landeselternschaft eine Reihe von Fragen 
unbeantwortet:

 

Ø Was darf die Einrichtung des Lernstudios kosten? 

Ø Wo sollen Lernstudios eingerichtet werden?

Ø Welche Kriterien werden dafür herangezogen?

Ø Mit welchem Personal sollen diese eingerichtet werden?

Ø Welchen Personalschlüssel gibt es? 

Ø Welche Kinder erhalten die Förderung?

Ø Wie lange erhalten sie diese?

Ø Wie können die Kinder den eigentlichen Unterrichtsstoff nacharbeiten, der ja parallel gegeben wird? 
Können Kinder mit Lernschwierigkeiten dieses überhaupt leisten?

Ø Bezieht sich die Förderung nur auf die Kernfächer oder auch auf Motorik und andere Defizite?

Stellungnahmen der Landeselternschaft   Seite 53



Landeselternschaft Grundschulen NW e.V.

 

Zum neuen §5 (Leistungsbewertung):

Absatz 1: 

Die Einführung von schriftlichen Arbeiten im Fach Englisch in Klasse 3 und 4 erfordert eine komplette 
Überarbeitung der Konzeption des Englischunterrichtes. Bislang stand im Englischunterricht aus 
pädagogischen Gründen der mündliche Sprachgebrauch im Vordergrund. Auch aus der Erläuterung zur AO-GS 
sind leider keine Gründe für diesen Paradigmenwechsel zu finden. Die Landeselternschaft kann keine 
pädagogischen Gründe erkennen.

 

Absatz 3: 

Die Abschaffung der Entscheidungsmöglichkeit der Schulkonferenz zur Notengebung in der Klasse 3 folgt der 
Linie des Schulgesetzes zur Einschränkung der Rechte der an Schule Beteiligten. Es ist der Landeselternschaft 
unverständlich, wie zeitgleich gleichzeitig die Eigenverantwortlichkeit der Schulen nach § 25 Schulgesetz 
gestärkt werden soll, aber gerade pädagogische Entscheidungsmöglichkeiten genommen werden.

Zum neuen §6 (Zeugnisse):

Absatz 2:

Einleitend sei darauf hingewiesen, dass Aussagen zum Arbeits- und Sozialverhalten seit langem ein wichtiger 
und selbstverständlicher Bestandteil der Zeugnisse der Grundschule sind. 

Absatz 2, Satz 2 bestimmt die Vergabe je einer Note für das Arbeits- und Sozialverhalten. Das ist aus Sicht der 
Landeselternschaft nicht gesetzeskonform. §49 Abs. 2 Nr. 2 des Entwurfes zum Schulgesetz verlangt 
„Aussagen zum Arbeits- und Sozialverhalten, denen die Notenstufen "sehr gut", "gut", "befriedigend" und 
"unbefriedigend" zugrunde gelegt werden“.

Es sind hier also explizit Aussagen gefordert und keine einzelnen Noten. Offensichtlich beabsichtigt der 
Gesetzgeber hier die Einführung von an Notenstufen orientierten Textelementen. Dies ist aus Sicht einer 
besseren Verständlichkeit und Transparenz auch zu  befürworten. Einzelne Noten, wie im vorliegenden Entwurf 
zur AO-GS vorgesehen, sind offensichtlich nicht zur Beschreibung individuellen Verhaltens geeignet und nicht 
gesetzeskonform.

 

Zum neuen §7  (Versetzung):

Absatz 2:

"Die Grundschule hat ihren Unterricht so zu gestalten, dass die Versetzung der Regelfall ist. ..." Diese Aussage 
ist eine Selbstverständlichkeit in einem Schulsystem. Allerdings fehlt hier eine genaue Definition des Begriffs 
„Regelfall“. 

 

Wann ist eine Abweichung vomn Regelfall gegeben? Die AO-GS muss hier genaue Maßstäbe setzen. 

Die Pflicht der Schule, bei erkannten Lern- und Leistungsdefiziten unter Einbeziehung der Eltern aktiv zu 
werden, muss deutlicher werden. Bei der gewählten Formulierung ist zu befürchten, dass Schulen bei 
Maßnahmen zur Förderung - wie schon bisher bei den Lern- und Förderempfehlungen - einzig auf Aktivitäten 
der Eltern setzen.

 
Zum neuen § 8: (Übergang)

Absätze 3ff:

Die Landeselternschaft lehnt die geänderten Regelungen zum Übergang nach wie vor entschieden ab. Auch 
die Möglichkeit der Grundschule eine zweite Schulform mit Einschränkungen zu empfehlen, heilt nicht die 
absehbaren, eklatanten Fehlentscheidungen. Die Landeselternschaft hat die Gründe gegen eine letztlich durch 
die Grundschule bestimmte Entscheidung ausführlich in ihrer Stellungnahme zum Schulgesetz begründet.

Im Falle des vorgesehenen Prognoseunterrichtes entsteht bereits lange vorher in der Familie und dann auch 
während des Unterrichtss unvermeidbar ein sehr hoher Druck auf 9-jährige Kinder. Das Ergebnis wird daher 
eher zufällig sein. Diese Situation kann im Sinne unserer Kinder auf keinen Fall akzeptiert werden.
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Bezüglich der Durchführung desr Prognoseunterrichtes bleiben durch den vorliegenden Entwurf viele Fragen 
unbeantwortet:

 

Ø Wie soll dieser Unterricht aussehen?

Ø Welche Inhalte werden vermittelt?

Ø Was wird abgefragt?

Ø Welche besonderen Qualifikationen müssen die Lehrkräfte haben?

Ø Welche Bedingungen müssen die zu prüfenden Kinder für welche Schulform erfüllen?

Ø Wie wird sichergestellt, dass durch den Einsatz der Lehrkräfte an ihrer eigenen Schule kein Unterricht 
ausfällt?

 

Die Prüfungskommission soll aus einer Person der Schulaufsicht, einer Lehrkraft der Grundschule und einer 
Lehrkraft der weiterführenden Schulen bestehen. 

Wie wird sichergestellt, dass durch eine Lehrkraft einer weiterführenden Schule nicht die spezifischen 
Interessen der von ihr vertretenen Schulform auf die Entscheidung Einfluss haben?

Daneben ist zu befürchten, dass Anmeldeüberhänge oder freie Kapazitäten weiterführender Schulen einzelne 
Entscheidungen beeinflussen.

Analog §44 Abs. 3 Schulgesetz muss auch die Möglichkeit bestehen, dass Eltern oder ein Vertreter der Eltern 
als Beobachter an dem Probeunterricht teilnehmen. Hier sind entsprechende Regelungen in der AO-GS zu 
schaffen.

 

Zur Stundentafel:

Grundsätzlich begrüßt die Landeselternschaft die frühere Einführung einer ersten Fremdsprache. Leider finden 
sich weder in der Begründung zur AO-GS noch im Verordnungsentwurf selbst Hinweise, inwieweit die 
körperliche Leistungsfähigkeit gerade 6-jähriger Kinder bei der Erhöhung der Wochenstundenzahl betrachtet 
wurde. 

Wie schon zu §5 beschrieben, ist eine völlige Neukonzeption des Englischunterrichtes in der Grundschule 
erforderlich. Diese muss altersgerecht und anschlussbezogen sein. Zur Zzeit ist nicht erkennbar, dass die 
Schulen der Sekundarstufe I auf den vorhandenen Englischkenntnissen der Klasse 4 aufbauen. Offensichtlich 
findet auch hier kein Austausch zwischen Lehrkräften der Primar- und Sekundarstufe statt.

Mit freundlichen Grüßen

Martin Depenbrock

Vorsitzender
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7. Interessantes  
7.1 Was sagen Noten aus?

1.   Noten
1.1.Vorbemerkung

 

Viele Elternfragen bezüglich Leistungsbewertungen haben mich bewogen, einen Artikel  über Schulnoten für 
unser  Info-Heft  zu  schreiben.  Insbesondere  die  mögliche  Gesetzesänderung  zu  einem  letztendlich 
verbindlichen Grundschulgutachten - auch wenn es so nicht genannt wird – hat die Zahl der Anrufe stark in die 
Höhe  schnellen  lassen.  Angst  und  Desinformation  treiben  viele  Eltern  um.  Die  Chance  auf  einen  guten 
Lebensweg wird vielfach stark abhängig von Noten gesehen.

 

Bei meinem Ärger über ein System, welches Kinder und Erwachsene in das enge Korsett des Notensystems 
schnürt und bei dem Wissen, wozu Kinder und Erwachsene fähig sind, wenn man an sie glaubt, sie ermutigt 
und ihnen das Gefühl gibt gebraucht zu werden, hätte ich Ihnen die Antworten auf Ihre Fragen hier an dieser 
Stelle sicher und kompetent geben wollen.

 

Glücklicherweise  stellte  ich  zu  Anfang  eine  Liste  mit  Fragen  auf,  die  mir  persönlich  zum  Thema  Noten 
einfielen.

Hier die Liste:

➢ Wozu dienen Noten?

➢ Werden lernschwache Kinder durch Noten entmutigt?

➢ Lassen sich lernschwache Schüler durch Noten anstacheln besser zu werden?

➢ Wird Lernfaulheit durch schlechte Noten beseitigt?

➢ Können lernstarke Kinder durch gute Noten in ihrem Selbstbewusstsein gestärkt werden?

➢ Haben lernstarke Kinder durch dauerhaft gute Noten alsbald keinen Anreiz mehr zu lernen?

➢ Welche Art Schule (in Bezug auf Noten und Leistungsanerkennung) wünschten wir Eltern für 
uns selbst wären wir noch Schüler?

➢ Welche Art Schule (in Bezug auf Noten und Leistungsanerkennung) wünschen wir Eltern uns 
für unsere Kinder?

➢ Wünschen  wir  uns  vielleicht  unterschiedliche  Gangarten  (in  Bezug  auf  Noten  und 
Leistungsanerkennung) für unsere jeweils unterschiedlichen Kinder?

➢ Sind unsere Kinder bei guten Noten mehr Wert als bei schlechten?

➢ Hat der häusliche Streit um das Thema Noten wirklich nur damit zu tun, dass schlechte Noten 
den Lebensweg unserer Kinder steiniger werden lassen?

 

Beim abermaligen Durchlesen wurde mir klar: Es gibt nicht die Antwort auf diese Fragen. Jede Antwort, sei sie 
auch durch Studien zu untermauern, ist letztlich geprägt von eigener Erfahrung. So wichtig die Beantwortung 
dieser Fragen ist, so wichtig und richtig ist es für mich auch, dass jeder Mensch eine eigene Antwort auf diese 
Fragen bzw. andere Fragen zum Thema Noten findet.

 

Ich kann Ihnen nur eine Antwort darauf geben, welche rechtlichen Grundlagen was Leistungsbewertungen in 
unserem nordrhein-westfälischem Schulsystem haben.

 

Birgit Völxen 
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1.2.Rechtliche Grundlagen von Leistungsbewertungen in der Grundschule
 

Welche Leistungen fließen in die Notengebung ein?

Die  Leistungsbewertung  bezieht  sich  auf  die  im  Unterricht  vermittelten  Kenntnisse,  Fähigkeiten  und 
Fertigkeiten.  Grundlage  der  Leistungsbewertung  sind  alle  von  der  Schülerin  oder  dem  Schüler  im 
Beurteilungsbereich "Schriftliche Arbeiten"  und im  Beurteilungsbereich "Sonstige Leistungen im  Unterricht" 
erbrachten Leistungen. Beide Beurteilungsbereiche sowie die Ergebnisse zentraler Lernstandserhebungen sind 
bei der Leistungsbewertung angemessen zu berücksichtigen (§ 48 Abs. 2 SchulG).

 

In welchen Zeitabständen dürfen Klassenarbeiten geschrieben werden?

Schriftliche Klassenarbeiten sind soweit  möglich gleichmäßig auf  die Schulhalbjahre zu verteilen,  in  einem 
Zeitraum von bis zu drei Wochen zu korrigieren und zu benoten, zurückzugeben und zu besprechen. Vor der 
Rückgabe und Besprechung darf in demselben Fach keine neue Klassenarbeit geschrieben werden. Pro Tag 
darf insgesamt nur eine schriftliche Klassenarbeit geschrieben werden, in einer Woche sollen nicht mehr als 
zwei Arbeiten angesetzt werden (siehe auch:  Anzahl der Klassenarbeiten).

 

Darf an einem Tag neben einer Klassenarbeit auch noch ein Test geschrieben werden?

Diese Frage ist ausdrücklich in keiner Vorschrift geregelt. Die Schulen sollten jedoch vermeiden, dass an 
einem Tag neben einer Klassenarbeit auch noch ein Test geschrieben wird. 

 

In welchem Umfang darf die sprachliche Richtigkeit bei der Notengebung berücksichtigt werden?

Die Förderung in der deutschen Sprache ist Aufgabe des Unterrichts in allen Fächern. Häufige Verstöße gegen 
die  sprachliche  Richtigkeit  in  der  deutschen  Sprache  müssen  bei  der  Festlegung  der  Note  angemessen 
berücksichtigt werden. Dabei sind insbesondere das Alter, der Ausbildungsstand und die Muttersprache der 
Schülerinnen und Schüler zu beachten (§ 6 Abs. 5 APO-S I).

Die  Lehrerinnen  und  Lehrer  aller  Fächer  haben  danach  die  Aufgabe,  die  Schülerinnen  und  Schüler  im 
mündlichen und schriftlichen Gebrauch der deutschen Sprache zu fördern.  Dazu machen sie grundsätzlich 
auch außerhalb des Deutschunterrichts auf Fehler aufmerksam, geben regelmäßig schriftliche und mündliche 
Rückmeldungen über  Leistungen in  der  deutschen Sprache und korrigieren Fehler.  Wenn dennoch häufig 
gegen den im Unterricht vermittelten und gründlich geübten Gebrauch der deutschen Sprache verstoßen wird, 
kann dies zur Absenkung der Note um bis zu einer Notenstufe führen. Dies gilt  nicht für Schülerinnen und 
Schüler mit Lese-Rechtschreib-Schwäche (LRS).

Gegenüber  Schülerinnen  und  Schülern,  deren  Muttersprache  nicht  Deutsch  ist,  obliegt  den  Schulen  eine 
besondere Sorgfaltspflicht. Dazu gehört es vor allem, Alter und Lernausgangslage sowie die Lernfortschritte zu 
berücksichtigen. Dies wird in aller Regel dazu führen, dass vom maximalen Spielraum der Absenkung der Note 
um bis zu einer Notenstufe kein Gebrauch gemacht wird.

 

Werden schriftliche Arbeiten mit einem Notenspiegel oder Klassenspiegel versehen ?

Es  gibt  keine  rechtliche  Regelung,  die  die  Bekanntgabe  eines  Notenspiegels  oder  eines  Klassenspiegels 
vorsieht.  Es  liegt  im  Ermessen  der  Lehrerin  oder  des  Lehrers,  ob  mit  den  schriftlichen  Arbeiten  ein 
Notenspiegel oder ein Klassenspiegel mit den Ergebnissen (ohne Namensnennung) bekannt gegeben wird. Die 
Eltern haben darauf keinen individuellen Anspruch. Dieser bezieht sich vielmehr auf das Recht, jederzeit über 
die Lern- und Leistungsentwicklung ihres Kindes informiert zu werden (§ 44 Abs. 2 SchulG). 

 

§ 49 SchulG   Zeugnisse, Bescheinigungen über die Schullaufbahn 

(1)  Schülerinnen  und  Schüler  erhalten  am  Ende  des  Schuljahres  und  in  der  Regel  am  Ende  des 
Schulhalbjahres oder des entsprechenden Ausbildungsabschnittes ein Zeugnis über die erbrachten Leistungen 
oder eine Bescheinigung über die Schullaufbahn. Schülerinnen und Schüler, die die Schule verlassen, erhalten 
ein  Abschlusszeugnis,  wenn nach  Erfüllung  der  Schulpflicht  in  der  Sekundarstufe  I  oder  II  ein  Abschluss 
erworben  wurde,  ein  Abgangszeugnis,  wenn  eine  Schule  nach  Erfüllung  der  Schulpflicht  ohne  Abschluss 
verlassen  wird,  ein  Überweisungszeugnis,  wenn  sie  innerhalb  einer  Schulstufe  die  Schule  wechseln;  auf 
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Überweisungszeugnissen sind erworbene Abschlüsse und Berechtigungen zu vermerken. 

(2)  Neben  den  Angaben  zum  Leistungsstand  werden  in  Zeugnissen  und  in  Bescheinigungen  über  die 
Schullaufbahn  die  entschuldigten  und  unentschuldigten  2.  gültig  ab  01.08.2007: Aussagen  zum 
Arbeitsverhalten  und  zum  Sozialverhalten,  denen  die  Notenstufen  ''sehr  gut'',  ''gut'',  ''befriedigend''  und 
''unbefriedigend''  zu  Grunde  gelegt  werden  und  die  nach  Entscheidung  der  Zeugnis-  oder 
Versetzungskonferenz durch eine Beschreibung ergänzt werden können; die Schulkonferenz entscheidet, ob 
die Aussagen zum Arbeitsverhalten und zum Sozialverhalten an der Schule durch Beschreibungen ergänzt 
werden sollen und stellt Grundsätze für eine einheitliche Handhabung auf,

(3)  Zeugnisse,  die zerstört  oder  abhanden gekommen sind,  können durch eine Bescheinigung der  oberen 
Schulaufsichtsbehörde  ersetzt  werden,  wenn  bei  der  Schule  keine  oder  nur  noch  unvollständige 
Zeugnisunterlagen vorhanden sind. Die Voraussetzungen für die Ausstellung der Bescheinigung sind von einer 
Person,  die  auf  Grund  ihrer  dienstlichen  Stellung  von  der  Ablegung  der  Prüfung  oder  dem  Erwerb  des 
Befähigungsnachweises  Kenntnis  hat,  durch  Versicherung  an  Eides  Statt  vor  der  oberen 
Schulaufsichtsbehörde zu bestätigen. Die Voraussetzungen können auch durch Versicherung an Eides Statt 
vor der oberen Schulaufsichtsbehörde von zwei Personen bestätigt werden, die von der Ablegung der Prüfung 
oder dem Erwerb des Befähigungsnachweises eigene Kenntnis haben. 

 

Wie kann ich gegen schulische Entscheidungen (Klassenarbeit/Zeugnis) vorgehen? Müssen bestimmte 
Formvorschriften und Fristen beachtet werden? An wen muss ich mich wenden?

 

Bei  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  Eltern  oder  Schülerinnen  und  Schülern  sowie  Lehrerinnen  und 
Lehrern sollen die Beteiligten versuchen, diese zunächst im Wege einer Aussprache beizulegen. 

Bei einem Vorgehen gegen schulische Entscheidungen sind zwei Fälle zu unterscheiden:

Beschwerde 

Gegen Maßnahmen, die keine Verwaltungsakte sind, kann Beschwerde bei der Schulleitung eingelegt werden. 
Die Erteilung einzelner Noten im Unterricht oder auf dem Zeugnis und Zwischenzeugnis ist in der Regel kein 
Verwaltungsakt und daher im Widerspruchsverfahren nicht anfechtbar. Auch Zurechtweisungen der Schülerin 
oder des Schülers, die keine Ordnungsmaßnahmen nach § 53 SchulG sind, sind keine Verwaltungsakte. Daher 
kann in diesen Fällen lediglich Beschwerde bei der Schulleitung eingelegt werden. 

Widerspruch  

Gegen schulische Entscheidungen, die Verwaltungsakte sind, können die Eltern oder die volljährige Schülerin 
oder  der  volljährige  Schüler  Widerspruch  bei  der  Schule  einlegen.  Verwaltungsakte  der  Schule  sind  die 
Entscheidung  über  die  Aufnahme  oder  Entlassung  der  Schülerin  oder  des  Schülers,  Versetzung  oder 
Nichtversetzung, Ordnungsmaßnahmen nach § 53 SchulG sowie Prüfungsentscheidungen. 

Das Widerspruchsverfahren richtet sich nach §§ 68 ff. Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO). Der Widerspruch 
ist bei der Schule einzureichen.

Wenn der Verwaltungsakt  der Schule mit  einer  Rechtsmittelbelehrung versehen ist,  kann der Widerspruch 
innerhalb  eines  Monats  nach  Bekanntgabe  des  Verwaltungsaktes  eingelegt  werden.  Anderenfalls  kann  er 
binnen eines Jahres eingelegt werden.

Weist  die  Schulaufsichtsbehörde  den  Widerspruch  gemäß  §  73  VwGO  mit  begründetem,  mit 
Rechtsmittelbelehrung  versehenem Widerspruchsbescheid  zurück,  können die  Betroffenen  innerhalb  eines 
Monats Klage beim zuständigen Verwaltungsgericht erheben. Zuständig ist gemäß § 52 Nr. 3 VwGO in der 
Regel  das  Verwaltungsgericht,  in  dessen  Bezirk  der  Verwaltungsakt  erlassen  wurde  oder  -  bei 
Verpflichtungsklage - zu erlassen wäre. Die Klage ist schriftlich zu erheben. Sie kann dem Gericht übersandt 
oder beim Gericht zu Protokoll gegeben werden. Anwaltszwang besteht beim Verwaltungsgericht nicht.

Mit Bezug auf

http://www.bildungsportal-nrw.de/BP/Schule/System/Recht/FAQ/FAQ_Unterricht/Zeugnis/Notenspiegel.html
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1. Last but not least ein Artikel aus dem Online Familienhandbuch von Silvia-Iris Beutel

http://www.familienhandbuch.de/cmain/f_Aktuelles/a_Schule/s_1439.html, Stand: 15.10.2006

Leistungsfähige Schule - Aussagekräftige Zeugnisse

1. Zensuren - Rückmeldung über schulische Leistungen 

Zensuren und Zeugnisse begleiten Kinder und Jugendliche während ihres gesamten schulischen Lernweges. In 
vielen Schülerbiographien hinterlassen sie bleibende Spuren, sie prägen die eigene Wahrnehmung und die 
Selbsteinschätzung des eigenen Leistungsvermögens, sie formen auch den Blick auf die Schule selbst. 
Zensuren sind mit der Schule insbesondere durch das Berechtigungswesen eng verbunden - bestimmte 
Abschlusszeugnisse und Notenwerte legitimieren den Anspruch auf staatliche Leistungen wie bspw. den 
Besuch weiterführender Schulen im gegliederten Schulsystem und v. a. den Anspruch auf einen Studienplatz. 
Zensuren gelten als traditionsreich, handhabbar, leicht verständlich und justiziabel. Auch scheinen sie auf 
Akzeptanz bei den Schülern und Eltern zu treffen (Jachmann 2003). 

Doch kann die Selbstverständlichkeit, mit der man sie in Schulen antrifft nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
sie immer wieder und insbesondere durch Forschungen der letzten dreißig Jahre in die Kritik geraten sind. Die 
Suche nach alternativen Formen der Leistungsbeurteilung ist bis heute nicht abgeschlossen. Gerade in Zeiten 
wachsenden Reformdrucks auf die Schule, ihre Leistungsfähigkeit und die Leistungen ihrer Schülerschaft ist 
die dringliche Nachfrage nach differenzierten und vor allem lernförderlichen Formen der Rückmeldung 
schulischer Leistungen und ihrer Dokumentation in Zeugnissen unübersehbar. Dabei rücken zensur- und 
wortkombinierende Instrumente in den Blick, aber auch reine Verbalbeurteilungen, Portfolios und weitere 
Formen der Schülerbeteiligung an der Leistungsbeurteilung. 

Verbale Beurteilungsformen sind zumindest in den Grundschulen in den ersten beiden Schuljahren bekannt 
und werden in freien Schulen sowie Reformschulen - bspw. der Bielefelder Laborschule - auch weit darüber 
hinaus verwendet. Der Begriff "Portfolio" meint eine Dokumentation von Leistungsnachweisen, die von den 
Lernenden selbst und damit in eigener Verantwortung erbracht wird. Das ist ein Verfahren, das bei 
Journalisten, Künstlern, Fotografen, Werbefachleuten schon lange üblich ist und in der Pädagogik in den 
letzten Jahren zunehmend Beachtung findet (Vierlinger 1999; 2000). Ein Portfolio zeigt nicht nur die Qualität 
der Leistung an einem bestimmten Produkt - bspw. einer besonders guten Ausarbeitung eines Textes im Fach 
Deutsch oder eines künstlerischen Beitrages in "Bildender Kunst" - sondern v. a. auch die auf die eigene 
Leistungsfähigkeit bezogene Selbsteinschätzung des Lernenden. Es ist also ein Beitrag zur "Selbstevaluation".

Zweifelsohne haben innovative Schulen, aber auch die sie begleitende Forschung, einen Fundus an Varianten 
traditioneller Leistungsbeurteilung hervorgebracht, die sich am Lernen der Kinder und Jugendlichen orientieren 
sollen und deren Förderung im Blick halten. Ebenso wenig wie man in der Schule - dies verdeutlichen die 
Daten der PISA-Untersuchungen zur Leistungsfähigkeit der Schule im internationalen Vergleich (Dt. PISA-
Konsortium 2001; 2002) - an einer allein belehrenden Praxis der Vermittlung von Lernstoff festhalten kann, 
kann man eine Praxis der Leistungsbeurteilung festzurren, die den Aspekt der Lernentwicklung nicht fachlich 
und pädagogisch adäquat in den Blick nimmt. 

Eine leistungsfähige Schule muss sich heute auch durch aussagekräftige Zeugnisse ausweisen. Dazu gehört, 
dass die Leistungsbeurteilung dem Lernenden transparent und nachvollziehbar erscheint und den Lernzuwachs 
förderlich vermittelt ebenso wie sie Schwächen so benennen muss, dass verbessertes Lernen möglich wird. 
Die Rückmeldung unzureichender Lernprozesse darf Lernende nicht verunsichern, ratlos oder gar gleichgültig 
zurücklassen: "Leistung ist im Leben wie auch im Bildungswesen nicht alles, die Leistungsbewertung ist aber so 
wichtig geworden, dass die sozialen und psychischen Kosten der Unklarheit und der Unsicherheit den 
Lernenden nicht länger aufgebürdet werden dürfen", sagt Ingo Richter (1999, S. 139). Für Lehrerinnen und 
Lehrer erwächst aus einer pädagogischen Leistungsbeurteilung allerdings ein erweitertes Aufgaben- und 
Kompetenzprofil. Sie müssen dann als Lernbegleiter und Lernberater tätig werden, also als Pädagoginnen und 
Pädagogen im umfassenden Sinne handeln und können sich nicht mehr auf den Status des lehrplanorientierten 
Fachwissenschaftlers zurückziehen.

2. Was erfahren Schülerinnen und Schüler aus ihren Zeugnissen? 

Zeugnisse können in sehr unterschiedlicher Art und Weise Auskunft über schulisches Lernen geben. Sie 
können fachliche Leistungen bewerten oder auch pädagogische Auskünfte über das Lern- und Sozialverhalten 
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geben. Die folgende beispielhafte Szene mag dies verdeutlichen: Am Zeugnisvergabetag treffen sich die Eltern 
und die drei schulpflichtigen Kinder: Anna besucht die 5. Klasse einer Gesamtschule und bringt einen 
Lernentwicklungsbericht mit nach Hause. Lennart erhält in der 7. Klasse ein kombiniertes Zeugnis, in dem sich 
neben Noten auch Kommentare zum Arbeits- und Sozialverhalten und zu den Fachnoten finden lassen. Fynn, 
Schüler der 10. Klasse, hat ein klassisches Notenzeugnis bekommen. Was erfahren die Kinder und ihre Eltern? 

Anna hat mit mehr Selbstvertrauen gelernt. Sie hat endlich Freundinnen gefunden und beim Projekt über Nepal 
in ihrer Tischgruppe eine beeindruckende Dokumentation erarbeitet. Lernart hat ein Zeugnis mit vielen guten 
und befriedigenden Noten mitgebracht. Im dazugehörigen Kommentar zum Arbeits- und Sozialverhalten 
werden Interesse und Leistungsbereitschaft gelobt. Kritisch angemerkt wird allerdings, dass er sich nicht 
hinreichend für die Gemeinschaft eingesetzt hat. Die Kommentare zu den Fachnoten heben seine positive 
Mitarbeit hervor und verweisen ansonsten auf die Note. Fynn hat ein Zeugnis mit sehr gutem 
Notendurchschnitt und wird die gymnasiale Oberstufe besuchen. 

Bei Tisch beginnt ein lebhaftes Gespräch. Anna verteidigt ihren Lernbericht und lehnt Zensuren ab. Sie möchte 
nie Noten haben, weil sie etwas über sich selbst erfahren möchte. Lennart ist wütend über den kritischen Satz, 
mit dem seine Fachnoten in Blick auf sein Arbeits- und Sozialverhalten kommentiert werden. Da und dort hat 
er schließlich Gruppendienste übernommen. Warum also dieses Urteil? Fynn ist froh, dass er "nur" Noten hat. 
Ihm geht "... dieses gefühlsduselige Gerede von den Paukern auf den Geist". Er weiß: Seine Noten lassen 
Distanz zu. Die Eltern gewinnen aus allen Zeugnissen Informationen über das Lernen ihrer Kinder. Dabei sind 
diese Informationen allerdings sehr verschieden. Sie sehen im Kontrast der Zeugnisse gewissermaßen mit 
einem unterschiedlichen Blick auf die schulische Alltagswelt ihrer Kinder, die ihnen sonst verschlossen bleibt. 

Hinter diesen Formen der Leistungsbeurteilung mit Noten, Kommentaren und Texten scheinen auch 
unterschiedliche gesellschaftliche Funktionen der Schule auf: Bei der Leistungsbeurteilung mit Zensuren ist 
eine leichte Handhabbarkeit und Vergleichbarkeit garantiert. Die Schule soll hier eine Steuerungsfunktion im 
Berechtigungswesen übernehmen. Sie braucht dazu Daten über das Lernen und die Leistung, von denen 
behauptet werden kann, dass sie mit einer Norm korrespondieren und deshalb vergleichbar sind. Bei der 
Leistungsbeurteilung mit Lernentwicklungsberichten hingegen steht die pädagogische, am Kind und 
Jugendlichen orientierte Entwicklung als Aufgabe der Schule im Mittelpunkt. Es geht darum, zu ermutigen und 
zu neuer Leistung herauszufordern. 

Ein solches Verständnis schulischer Leistung setzt voraus, dass komplexe Formen der Erfassung, Überprüfung 
und Beurteilung in den Blick geraten: 

 Unter welchen Bedingungen lernt der Schüler oder die Schülerin? 
 In welcher Weise brauchen Lernende Hilfe? 
 Was kann von anderen gelernt werden? 
 Wie kann Anstrengungsbereitschaft geweckt werden? 

Bei den Notenzeugnissen mit Berichtsteil wird der Versuch unternommen, zwischen beiden Funktionen zu 
vermitteln, gewissermaßen die "Vorteile" beider Zeugnisarten zu verbinden. Dabei muss allerdings die Gefahr 
gesehen werden, dass die Urteilskraft der Noten die Ausführungen im Berichtsteil dominieren kann.

Am Beispiel der drei Kinder und ihrer Zeugnisse gerät noch ein anderer Gesichtspunkt in den Blick: Der 
Selektionsanspruch an die Schule wirkt nicht in allen Altersstufen und Bildungsgängen in gleicher Weise. Wenn 
Bildungswege sich verzweigen und Zuweisungsentscheidungen zu treffen sind, hat die Leistungsbewertung 
besonders starke selektive Konsequenzen (in der 4. Klasse; von der 9. zur 10. Klasse sowie in den Klassen 12 
und 13). Wenn eine Schule Abschlusszertifikate mit Berechtigungen vergibt, so entsteht ein besonderer Druck 
auf formal korrekte Feststellungen individueller Leistungen. Dann liegen eher formalisierte Formen der 
Leistungsmessung wie bspw. Klausuren nahe. Doch wir sollten uns nicht täuschen: Auch Lernberichte stehen in 
der gesellschaftlichen Funktionseinbindung der Schule. Ihre Spielräume sind nämlich dort zu finden, wo der 
Auslesedruck vergleichsweise gesehen gering ist. 

Wenn die Leistungsbeurteilung als zentrale Aufgabe der Schule professionell, dass heißt an Standards 
orientiert, ausgeführt werden soll, dann müssen Lehrerinnen und Lehrer zu geübten Beobachtern werden, die 
sich im Laufe des gesamten Schuljahres Aufzeichnungen über die Lernentwicklung der von ihnen 
unterrichteten Kinder machen. Aber nicht nur Beobachtung und Dokumentation ist gefragt. Mit den Texten, die 
fachliche Aspekte mit Beobachtungen des Arbeits- und des Sozialverhaltens verbinden, begibt man sich mehr 
als mit der Ziffernzensur in kollegiale Kontexte der Schule insgesamt. Eindrücke müssen geordnet, Fakten in 
Zusammenhänge gestellt, gedeutet und im Umfeld des Lernens im ganzen Schuljahr gesehen werden. Die 
Lehrenden werden mit diesem Tun auch zu Pädagogen, die den Kindern mitteilen, was sie an ihrem Lernen 
beurteilen und in welcher Weise sie dies tun. Sie versuchen, die Lernentwicklung transparent zu machen und 
damit den Kindern Möglichkeiten zur Veränderung ihres Lernens an die Hand zu geben. Kurzum: Zeugnisse, 
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die über die Note hinausgehen, sollen differenzierte Texte sein, die als persönliche Botschaft auf den 
Lernenden wirken.

3. Was sagt die Forschung zu Zensuren und Berichten?

Schon die Reformpädagogen zu Beginn des 20. Jahrhunderts haben Konsequenzen aus den pädagogischen 
Schwächen alleiniger Ziffernbenotung zu ziehen versucht. Die meisten Gründer von Reformschulen und 
Landerziehungsheimen haben betont, dass eine rein in Zahlen ausgedrückte Form der Leistungsbeurteilung 
höchst unzureichend sei im Blick auf eine das Lernen begleitende und differenzierende Diagnose. Sie 
empfahlen verbale Zeugnisse, die sie als Charakteristiken und Entwicklungsberichte verstanden und die 
Schülern wie Eltern klare Aussagen über die Prozesse schulischen Lernens machen sollten. In den siebziger 
Jahren des letzten Jahrhunderts erhält die von den Reformpädagogen vorgetragene Kritik am 
Ziffernotensystem ihr empirisches Fundament eingeleitet durch die Studien von de Groot (1971) und 
Ingenkamp (1971). Viele weitere Arbeiten haben sich daran angeschlossen und heute gilt die Zensurengebung 
als gut erforscht. 

Zentral ist die Erkenntnis, dass Ziffernnoten den Ansprüchen an Objektivität, Reliabilität und Validität meist 
nicht genügen. Das heißt, dass die Urteile von verschiedenen Lehrern zu einer Schülerleistung variieren, dass 
dieselbe Schülerleistung von demselben Lehrer bei wiederholter Beurteilung mit unterschiedlichen Noten 
bewertet wird und dass mit Schulnoten keine gültigen Voraussagen über die Bewährung im weiteren 
Ausbildungsprozess getroffen werden können. Ferner zeigen Studien Differenzen in der Zensurengebung 
zwischen Fächern, Schultypen und Klassenstufen auf; Mädchen und Jungen werden unterschiedlich beurteilt; 
eine Vergleichbarkeit der Note über die Klasse und Schule hinaus ist nicht möglich. Zudem können Zensuren 
die vielfältigen Funktionen, die ihnen zugeschrieben werden, nicht einlösen. Die Aufgaben der Rückmeldung, 
der Förderung und des Lernanreizes stehen der Anforderung der Platzierung und Auslese entgegen. 

Doch wie steht es um die Qualität der Verbalbeurteilung in Form von Berichtszeugnissen und Lernberichten? 
Auch hier liegen Forschungen seit Ende der 70er Jahre des letzten Jahrhunderts vor. Sie zeigen, dass verbale 
Beurteilungen ausgesprochen voraussetzungsreich sind. Ihre Qualität hängt von den fachlichen, 
diagnostischen, sprachlichen und kommunikativen Fähigkeiten der Lehrerinnen und Lehrer ab. Sie sind ebenso 
wie die Zensurengebung nicht frei von Fehlerquellen. Diese zeigen sich gerade dann, wenn die mit ihnen 
verbundenen Ansprüche an eine Leistungsbeurteilung aufgegeben werden, die der Individualisierung und 
Förderung verpflichtet sein soll, in der Lern- und Arbeitsprozesse mehrperspektivisch betrachtet und nicht allein 
Ergebnisse sondern Entwicklungsprozesse dokumentiert werden sollen. 

Wenn Berichte die Notensprache wiederholen, eine standardisierte Sprache pflegen, statt Ermutigung 
Entmutigung aussprechen und lernförderliche Hinweise fehlen, sind sie kritisch zu sehen. Vor allem aber gilt 
dies dann, so belegen jüngere Forschungsarbeiten (Valtin 2002; Beutel 2004), wenn Lernende und ihre Eltern 
durch sie nicht zu einem Gespräch über das Lernen eingeladen werden. Verbalbeurteilungen sind eine 
anhaltende Herausforderung für jedes Kollegium, das mit ihnen arbeitet. Auch in Kollegien mit 
hochdifferenzierter Lernberichtskultur konnte die empirische Forschung bspw. Effekte geschlechtsspezifischer 
Bewertung bzw. fach- und lernbereichsbezogen unterschiedlicher Leistungsvorstellungen feststellen (Lübke 
1996). 

4. Aussagekräftige Zeugnisse: eine unerledigte Aufgabe 

Wenn  eine  leistungsfähige  Schule  zu  ihren  Leistungen  auch  zählen  möchte,  dass  ihre  Zeugnisse 
aussagekräftig, differenziert und dem Ansinnen der pädagogischen Förderung des Lernens verpflichtet sind, 
dann muss über die Formen und Verfahren, mit denen sie dies leistet, nachgedacht werden. Folgende Aspekte 
sollten dabei im Mittelpunkt stehen: 

a. Leistungsbeurteilung ist eine zentrale pädagogische Aufgabe für Lehrerinnen und Lehrer. Die 
Qualifikation dafür muss bereits im Studium unter Nutzung vorhandener wissenschaftlicher Einsichten 
und Erkenntnisse gewonnen werden und sich kontinuierlich über die zweite Phase der Lehrerbildung 
und darüber hinaus fortsetzen und somit zu einer Aufgabe lebenslangen Lernens und zu einem 
beständigen Fortbildungsanlass werden. 

b. Leistungsbeurteilung allein mit Noten ist unzureichend. Das heißt, dass verstärkt über 
notenergänzende Formen nachgedacht werden muss, dass Schulen dafür einen Erprobungskorridor 
bekommen, der sich mit wissenschaftlicher Forschung ergänzt. Dabei sind Mischformen von Zensuren 
und verbalen Anteilen ebenso in Betracht zu ziehen wie reine Lernberichte oder Portfolios. 
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c. Leistungsbeurteilung muss stärker als Lernberatung verstanden werden und damit der individuellen 
Förderung dienlich sein. Dabei sind die kommunikativen Elemente, die diese Formen bergen, zu 
beachten. Denn sie ermöglichen, deutlich herauszustellen, dass der Lernende eine Mitverantwortung 
für sein Lernen trägt. 

d. Von großer Bedeutung für aussagekräftige Zeugnisse sind die Instrumente, mit deren Hilfe ein 
beobachtender Lehrer oder eine Lehrerin die zugrunde liegenden Daten sammelt. Es geht also um 
Schulung der Beobachtung von Lernprozessen und um praxisrelevante Hilfen bei der Dokumentation 
von Lernbeobachtungen wie bspw. Lern-Tagebücher, Beobachtungsbögen, Schülerbriefe etc. 

Deutlich geworden ist - das bisher Gesagte zusammenfassend - , dass eine leistungsfähige Schule eine Schule 
ist, in der Leistung und Lernen nicht alleine als Ausdruck einer Bringschuld der in ihr lernenden Kinder und 
Jugendlichen verstanden werden, sondern als eine vor allem der Professionalität des Kollegiums obliegende 
Aufgabe, die es nach sich zieht, dass Lernangebote, Methodik und Didaktik Aspekte der Förderung des einzel-
nen Jugendlichen mit solchen der angemessenen Forderung durch Qualitätsansprüche an Lernen und Bildung 
verbinden. Es geht dann um eine Schule, die versucht, ein Gleichgewicht auszutarieren zwischen ihrem Leis-
tungsangebot und einer darauf basierenden berechtigten Leistungserwartung an die Schülerinnen und Schüler, 
die sie besuchen. 
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7.2 Woran erkennt man seriöse Nachhilfeinstitute?

Bildungsangebote von Weltanschauungsgemeinschaften und sogenannten Sekten
Schon seit  langem versuchen  Weltanschauugsgemeinschaften  auch im  Bildungsbereich  Angebote  an den 
Mann, die Frau, das Kind zu bringen. Seminare, Nachhilfe, Lerntechniken, Therapien von Leistungsstörungen 
sollen  den  erwünschten  Erfolg  bringen.  Der  wird  jedoch  aufgrund  fragwürdiger  Methoden  und  der 
zugrundeliegenden Ideologien selten erzielt. Stattdessen können neben Anwerbeversuchen weitere Probleme 
die Folge sein. Eine Überprüfung der Angebote ist daher dringend angeraten. Nachfolgend finden Sie einige 
Prüfkriterien. 

Neue  Aktualität  gewinnt  das  Thema  durch  vermehrte  Werbeaktionen  von  Scientologen.  Scientologynahe 
Organisationen sind "ZIEL" (Zentrum für individuelles und effektives Lernen), "Applied Scholastics" und "Ziel 
Concept". Der ideologische Hintergrund ist nicht ohne weiteres zu erkennen und wird häufig verschwiegen. 

Für Seminarangebote haben wir ausführliche weitere Kriterien. Ebenso für alternative Heilangebote und für 
Gruppierungen allgemein:

• Kriterienkatalog   zur Beurteilung von Seminaranbietern aus dem Management-, Psycho- und 
Esoterikbereich 
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• Kriterien   zur Beurteilung alternativer/komplementärer Heilmethoden 
• Checkliste zur Beurteilung von Gemeinschaften 

 

Kriterien zur Beurteilung von Nachhilfe-Anbietern
 

• Ziele und Methoden
Überprüfen Sie die Ziele und die Methoden, die in dem Nachhilfeinstitut angewendet werden. Versichern Sie 
sich, dass die vom Institut vorgestellten Unterrichtsziele auch realistisch sind. Auffällig ist vor allem, wenn im 
Institut hohe Erfolgsaussichten auf Grundlage einer neuen, einzigartigen Methode in Aussicht gestellt werden. 

• Ihr Eindruck von der Nachhilfeschule
Schauen Sie sich die Nachhilfeschule genau an. Fällt Ihnen in der Einrichtung oder im Sprachgebrauch der 
Mitarbeiter Ungewöhnliches auf? Stoßen Sie auf  Ihnen völlig  unbekannte Begriffe,  die Sie nicht  einordnen 
können? Fallen Begriffe, die in den weltanschaulichen Bereich gehören, oder religiöse Motive im Wortschatz 
auf? Oder gibt es vertragliche Klausen, die Ihnen bedenklich vorkommen? So wäre z. B. die Verpflichtung zur 
Teilnahme an Seminaren, die kaum etwas mit dem Thema Lernen zu tun haben, ein Warnsignal. Generell gilt: 
In einer Nachhilfeschule sollten nur Aktionen stattfinden, die etwas mit Lernen oder mit den Schülern zu tun 
haben. 

• Der Unterricht
Wie ist der Unterricht? Lassen Sie sich genau über die Unterrichtsinhalte und Methoden aufklären. Achten Sie 
darauf,  wie die Gruppen zusammengestellt  sind und ob Materialien verwendet  werden,  die  dem aktuellen 
Unterrichtsstoff entsprechen. 

Achten Sie auf die Unterrichtsfächer, die angeboten werden. Wenn Fragen der Ethik oder Weltanschauung im 
Nachhilfeunterricht erörtert werden, kann dies ein Hinweis darauf sein, dass neben der Nachhilfe noch andere 
Inhalte transportiert werden sollen. 

• Die Lehrkräfte
Wie ist der Background, der weltanschauliche Hintergrund der Lehrkräfte? Ist sichergestellt, dass Fachkräfte, 
die nachweislich nicht Mitglied einer Sekte sind , die Schüler unterrichten? Achten Sie auch darauf,  ob die 
Nachhilfeschule gewährleistet, dass beim Lehrpersonal keine Vorstrafen zu Buche stehen. 

• Der gute Ruf
Vertauen entsteht immer dann, wenn die Schule einen guten Ruf in ihrer Umgebung hat. Hören Sie sich um, 
wie andere Eltern über die Nachhilfeschule reden, wie deren Erfahrungen sind und ob diese den Unterricht 
empfehlen. 

7.3 Ferienkalender

Winter Ostern Pfingsten Sommer Herbst Weihnachten

2006 - 21.12. - 05.01.

2007 - 02.04. - 14.04. 29.05. 21.06. - 03.08. 24.09. - 06.10. 20.12. - 04.01.

2008 - 17.03. - 29.03. 13.05. 26.06. - 08.08. 29.09. - 11.10. 22.12. - 06.01.

2009 - 06.04. - 18.04. 02.06. 02.07. - 14.08. 12.10. - 24.10. 24.12. - 06.01.

2010 - 27.03. - 10.04. 25.05. 15.07. - 27.08.
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7.4  Linktipps 
Aktion Mensch(früher Aktion Sorgenkind ) www.aktion-mensch.de
Bildungsatlas www.bs-atlas.de
Bildungsmarkt 2003 www.bildungsmarkt2003.de
Bildungsmesse Bildungsmesse Köln 2004
Bund der freien Waldorfschulen www.waldorfschule.info
Bundeselternrat www.bundeselternrat.de 
Bundesministerium für Bildung und Forschung    www.bmbf.de   
Bundesverband der Schulfördervereine www.schulfoerderverein.de
Bündnis für Erziehung    www.buendnisfuererziehung.nrw.de 
Deutsche Gesellschaft für Ernährung www.dge.de
Deutscher Bildungsserver     www.bildungsserver.de   
Die Kinderschutz-Zentren www.kinderschutz-zentren.org
Elternberatung online www.bke-elternberatung.de
Elterninitiative für Bildungsreform www.sinn-ev.de
EPA European Parents' Association www.epa-parents.org
European Education Partnership www.eep-edu.org
Eurydice www.eurydice.org
Forum Bildung    www.forum-bildung.de   
Forum Informationsgesellschaft www.forum-informationsgesellschaft.de
IGLU-Studie    www.erzwiss.uni-hamburg.de/IGLU/home.htm 
Initiative D21 www.initiatived21.de
Institut für Bildungsmedien www.vds-bildungsmedien.de
KABI www.kabi-online.de
Kinderbuchforum-Stiftung www.kinderbuchforum.de/presse/presse.htm 
Kindertagesbetreuung www.bildungsserver.de/zeigen.html?seite=1835
Klassenfahrten www.bundesforum.de
Klassissimo www.foerderkreis-bonn.de
Kultusministerkonferenz    www.kmk.org 
Landeselternkonferenz NRW www.landeselternkonferenz-nrw.de 
learn:line NRW www.learn-line.nrw.de  
Mama lernt Deutsch www.integrationskurse.de
Ministerium für Schule und Weiterbildung NRW   www.bildungsportal.nrw.de 
Modellprojekt "Selbstständige Schule NRW" www.selbststaendige-schule.nrw.de  
Netzwerk Wege ins Studium www.wege-ins-studium.de 
Ökonomische Bildung online www.oekonomische-bildung-online.de
PISA 2003 www.ipn.uni-kiel.de/projekte/pisa 
PISA Deutschland www.mpib-berlin.mpg.de/pisa 
PISA Studie www.pisa.oecd.org
Schulbusnetz www.schulbus.net
Schule & Co www.schule-und-co.de  
Schulen ans Netz www.schulen-ans-netz.de
Schüleraustausch www.ausgetauscht.de
Schule-Wirtschaft-Arbeitsleben www.swa-programm.de
Schulinfos www.schulinfos.de
Schulpsychologie www.schulpsychologie.de  
Stiftung Lesen www.StiftungLesen.de
Stiftung Mitarbeit www.wegweiser-buergergesellschaft.de
Tipps zu Ausbildung, Studium, Beruf www.uni-protokolle.de 
Verein f. frühe Mehrsprachigkeit an Kindertageseinrichtungen 
u. Schulen

www.fmks-online.de

Welt in der Schule www.weltinderschule.uni-bremen.de
Netkids www.kindersindtabu.de
Wissens-Schule www.wissensschule.de
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http://www.wissensschule.de/
http://www.kindersindtabu.de/
http://www.weltinderschule.uni-bremen.de/
http://www.fmks-online.de/
http://www.uni-protokolle.de/
http://www.wegweiser-buergergesellschaft.de/
http://www.stiftunglesen.de/
http://www.swa-programm.de/
http://www.ausgetauscht.de/
http://www.schulen-ans-netz.de/
http://www.ndt.net/home/schulbusse/
http://www.pisa.oecd.org/
http://www.oekonomische-bildung-online.de/
http://www.integrationskurse.de/
http://www.foerderkreis-bonn.de/
http://www.bundesforum.de/
http://www.bildungsserver.de/zeigen.html?seite=1835
http://www.kinderbuchforum.de/presse/presse.htm
http://www.kabi-online.de/
http://www.vds-bildungsmedien.de/
http://www.initiatived21.de/
http://www.forum-informationsgesellschaft.de/
http://www.eurydice.org/
http://www.eep-edu.org/
http://www.epa-parents.org/
http://www.sinn-ev.de/
http://www.bke-elternberatung.de/
http://www.kinderschutz-zentren.org/
http://www.dge.de/
http://www.schulfoerderverein.de/
http://www.waldorfschule.info/
http://www.koelnmesse.de/wDeutsch/didacta/startseite/start-messe.shtml
http://www.bildungsmarkt2003.de/
http://www.bs-atlas.de/
http://www.aktion-mensch.de/

	1. Das Team der Landeselternschaft
	2. Vorstandsarbeit der Landeselternschaft Grund­schulen NW e.V.  
	3. Elternmitwirkung
	3.1 Rechtlicher Rahmen
	3.2 Warum ist Mitwirkung wichtig?
	3.3 Wichtige Einflußfaktoren 
	3.4 Erwartungen an Elternvertreter
	3.5 Probleme in der Elternarbeit
	3.6 Prima Klima
	3.7 Die Angst vor den Lehrern und die Angst vor den Eltern
	3.8 Elternaktivierung 
	3.9 Praxistipps
	3.10 Feedback
	3.11 Die Rolle der Eltern
	3.12 Fehlende, rechtliche Verbindlichkeit in der Elternmitwirkung
	3.13 Empfehlung einer Wahlordnung
	3.14 Empfehlung einer Geschäftsordnung
	3.15 Teilkonferenzen
	3.16 Literatur

	4. Landeselternschaft Grundschulen NW e.V.
	4.1 Beitrittserklärung / Änderungsmitteilung
	4.2 S A T Z U N G
	4.3 Die Landeselternschaft Grundschulen NW e.V.

	5. Bundeselternrat
	5.1 Stellungnahme zur Föderalismusreform
	5.2 Resolution Flexible Schuleingangsstufen
	5.3 Resolution Individuelle Förderung

	6. Stellungnahmen der Landeselternschaft
	6.1 Zweites Schulrechtsänderungsgesetz
	6.2 Ausbildungsordnung Grundschule

	7. Interessantes
	7.1 Was sagen Noten aus?
	7.2 Woran erkennt man seriöse Nachhilfeinstitute?
	7.3 Ferienkalender
	7.4  Linktipps 


